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Einleitung 

Die Steigerung des politischen Interesses in der Schule ist deshalb von großer Bedeutung, 

weil Schule, neben dem sozialen Umfeld, ein Ort ist, an dem die Kinder und Jugendlichen mit 

politischen Themen in Berührung kommen und in einem geschützten Rahmen ihr politisches 

Wissen, ihre politischen Kompetenzen, sowie ihr politisches Selbstbild stärken können. Schu-

le ist eine Institution, die Schüler*innen einen Raum bieten soll, sich kritisch und reflektiert 

mit politisch relevanten, lebensweltlichen Themen zu befassen und ihnen dadurch die Mög-

lichkeit bietet, ihre eigene politische Identität aufzubauen. Das Anliegen dieser Diplomarbeit 

besteht darin, Schüler und insbesondere Schülerinnen im Unterrichtsfach „Geschichte und 

Sozialkunde/Politische Bildung“ zu motivieren, sich intensiver mit politischen Themen ausei-

nanderzusetzen und Lehrpersonen dazu zu sensibilisieren Politische Bildung vermehrt in ih-

ren Unterricht miteinzubeziehen. 

 

Die Entwicklung des politischen Interesses hängt von vielen verschiedenen Faktoren ab, die 

im Laufe dieser Arbeit thematisiert werden. Um die Steigerung dieses Interesses im Unter-

richt zu ermöglichen, ist es notwendig zu wissen, welche Faktoren diese Entwicklung beein-

flussen können und wie man als Lehrperson positiv darauf Einfluss nehmen kann. Durch den 

zunehmenden Rechtspopulismus, welcher sich in den letzten Jahren vor allem in Europa, aber 

auch in den USA etabliert hat, aber auch durch die Globalisierung und die damit entstanden 

Problematiken, die sich durch die Klimakrise vor allem auf das Leben von jungen Menschen 

auswirken wird und dessen Konsequenzen wir jetzt schon spüren, ist es umso wichtiger Schü-

ler*innen schon in der Schule zu verdeutlichen, wie wichtig es ist, sich politisch zu informie-

ren und sich für eine bessere Zukunft zu aktivieren. Dabei sollten im Besonderen Mädchen 

und junge Frauen in ihrem politischen Selbstwertgefühl gestärkt werden, um etwaige ge-

schlechtsspezifische Ungleichheiten auszugleichen und ihnen den Weg in ein partizipiertes 

(politisches) Leben zu ebnen. Wie das im Unterricht konkret umgesetzt werden kann, soll in 

dieser Arbeit thematisiert werden.  

 

Für die Gliederung der vorliegenden Diplomarbeit sind vor allem zwei Punkte relevant: Zum 

einen ist es der Genderaspekt, der sich wie ein roter Faden durch die Arbeit ziehen soll und 

dabei auf mögliche geschlechtsspezifische Unterschiede im politischen Interesse von Schü-

ler*innen eingeht und zum anderen wird der didaktische Aspekt im Vordergrund stehen, der 

Politische Bildung in der Schule, sowohl im historischen Kontext beleuchtet, als auch auf 

aktuelle Trends, Konzepte und Modelle eingeht und dabei auch die Wertevermittlung und die 
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Rolle der Lehrpersonen näher beleuchtet. Der Thematisierung der Forschungsfragen und der 

angewendeten Forschungsmethoden sind die ersten beiden Kapitel gewidmet, um Klarheit zu 

schaffen und einen professionellen Einstieg in die Diplomarbeit zu erzielen. Nach dem Darle-

gen des Forschungsstandes werden die Ergebnisse im fünften Kapitel präsentiert und im An-

schluss diskutiert. Der Forschungsausblick und das Resümee runden die Arbeit ab.  

 

1. Thematisierung der Forschungsfragen und Einordnung ins 

Forschungsfeld 

Die folgende Forschungsfrage hat sich im Laufe der Recherchen zu dem Thema „Politische 

Bildung in der Schule“ gebildet. Durch das Recherchieren und Analysieren von diversen Ju-

gendstudien, die sich mit der Lebenswelt von Schüler*innen auseinandersetzten, ist vermehrt 

aufgefallen, dass das eigentliche Interesse an politischer Bildung in der Schule oder an der 

Politik im Allgemeinen, sei es die Innen- oder Außenpolitik sehr unterschiedlich eingestuft 

wird. Der eigentliche Trend verlief auf das stärker ausgebildete politische Interesse von männ-

lichen Befragten, wobei sich die Schülerinnen zwar interessiert zeigten, aber ihr eigenes poli-

tisches Wissen tendenziell schwächer einschätzten, als ihre männlichen Schulkameraden (vgl. 

Arnold et al., 2011, 38). Dadurch hat sich hier der genderspezifische Aspekt eröffnet, der in 

der Arbeit diskutiert werden soll. 

 

Diese Ergebnisse haben dazu beigetragen den forschenden Blick zu erweitern und sich näher 

mit den politischen Strukturen in Österreich zu befassen. Dabei wurde wieder festgestellt, 

dass Frauen im Allgemeinen in der politischen Landschaft unterrepräsentiert sind, was nicht 

die österreichische Gesellschaft widerspiegelt. Dies zeigt sich schon an dem Frauenanteil im 

österreichische Parlament, welcher im Nationalrat gerade einmal etwas über 37% beträgt (vgl. 

Parlament.gv.at, 2019). Um etwas gegen diesen Trend zu tun, muss schon früh angesetzt wer-

den, um die Kinder und Jugendlichen für politische Themen zu sensibilisieren und zu moti-

vieren. Aus diesem Zusammenhang heraus haben sich folgende Forschungsfragen ergeben, 

welcher die Diplomarbeit auf den Grund gehen möchte: Wie entsteht politisches Interesse bei 

Schüler*innen und welche Rolle spielen dabei das Geschlecht und der Bildungshintergrund? 

Diese Fragen sind deshalb so relevant, weil es für Lehrpersonen im Unterricht wichtig ist zu 

wissen, wie Interesse bei Schüler*innen entsteht, wie dieses geweckt werden kann und was 

die Lehrpersonen in weiterer Folge tun können, um das politische Interesse von Schü-

ler*innen zu steigern.  
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Die Beantwortung dieser Forschungsfragen soll dabei einen Mehrwert für Lehrer*innen mit 

sich bringen, da diese dadurch einen besseren Einblick in die (politischen) Interessen von 

Schüler*innen bekommen und eine neue Herangehensweise für den Geschichtsunterricht für 

sich entdecken können. Zum anderen ist es auch für die wissenschaftliche Forschung selbst, 

aber auch für den politischen Bereich äußerst relevant, da die Schüler*innen, die jetzt in den 

Schulen ausgebildet werden, die nächste Generation von mündigen Wähler*innen repräsentie-

ren, die sich reflektiert und kritisch mit politischen Themen auseinandersetzen müssen. Denn 

eine Demokratie in ihrer facettenreichen Dimension kann ohne Legitimität und politischer 

Beteiligung der Bürger*innen nicht funktionieren, deshalb ist die Beteiligung und das politi-

sche Engagement der jungen Menschen so relevant (vgl. Hoffmann-Lange, 1995, 14f; vgl. 

Godewerth, 2006, 15; vgl. Schmied, 2004, 5f).  

 

Wenn man diesen Forschungsfragen nachgeht, dann kann herausgefunden werden, welche 

Aspekte ein eventuelles politisches Interesse fördern und welche es hemmen könnten und 

diesen dann auf den Grund gehen, um die negativen Aspekte bestmöglich zu minimieren und 

die positiven Aspekte vermehrt in den Fokus zu setzen, damit fruchtbares (politisches) Lernen 

entstehen kann. Besonderes Augenmerk liegt dabei auf Mädchen und jungen Frauen, die in 

der politischen Agenda oftmals mit größeren Schwierigkeiten, wie der Diskriminierungen 

aufgrund ihres Geschlechts, zu kämpfen haben, als Männer. Deshalb soll hier der Blick darauf 

gerichtet werden, mit welchen Maßnahmen gerade Schülerinnen für politische Themen be-

geistert werden können und wer als Vorbild agieren kann (vgl. Oberle, 2013, 164f, 177). Mu-

na Duzdar ist hierbei auch der Meinung, dass junge Frauen es in der Politik besonders schwer 

haben, aufgrund von unter anderem strukturellen Bedingungen, die es ihnen schwerer macht, 

in der politischen Landschaft Fuß zu fassen (siehe Experteninneninterview Kapitel 4., 60-65).  

 

Das Ziel ist es, die Ergebnisse dieser Arbeit für meinen Beruf nutzen zu können, um als ange-

hende Lehrerin den Fokus stärker auf politische Themen im Geschichtsunterricht zu legen. 

Deshalb ist es ein besonderes Anliegen, den Schüler*innen die Wichtigkeit und Bedeutung 

von Politik schon in der Schule näher zu bringen und zwar so, damit sie einen lebensweltli-

chen Bezug dazu erleben, um ihnen klar zu machen, dass Politik sehr wohl alle betrifft, viel-

leicht in einem unterschiedlichen Ausmaß, aber im Endeffekt doch alle Lebensbereiche beein-

flusst. An dieser Stelle soll ausdrücklich hingewiesen werden, dass das Hauptaugenmerk nicht 

unbedingt in dem Drängen nach politischem Engagement im Sinne von Parteibeteiligung oder 

Mitgliedschaft bei politischen Organisationen liegt, sondern eher die Dringlichkeit dessen 
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aufgezeigt werden soll, was Schüler*innen tatsächlich schon in ihrem Alter durch politische 

Partizipation erreichen können. Das beste Beispiel dafür stellen die aktuellen, nun schon 

weltweiten (Jugend-) Proteste zum Klimaschutz dar, welche im Endeffekt von einem 16-

jährigen schwedischen Mädchen, namens Greta Thunberg, ins Leben gerufen wurden (vgl. 

Hecking, 2018).  

 

Es soll dadurch aufgezeigt werden, dass es sich lohnt, sich mit politischen Themen auseinan-

derzusetzen und es wichtig ist, sich selbst als aktiver Mensch wahrzunehmen mit seinen 

Rechten und Pflichten auch im jungen Alter. Vor allem im Hinblick auf das aktive Wahlrecht, 

durch welches die Jugendlichen schon mit 16 Jahren aktiv politische Entscheidungen treffen 

und dadurch mitbestimmen können, ist es umso wichtiger, sich schon früh mit diesen Themen 

in der Schule auseinanderzusetzen. Dass es nie früh genug sein kann, um mit politischer Bil-

dung in der Schule anzufangen, zeigen Forschungen und Studien von Mittnik, die belegen, 

dass Kinder schon im Volksschulalter basale politische Strukturen, sowie ein (kindliches) 

Demokratiebewusstsein aufweisen. Ausgehend von diesen Studien müsste politische Bildung 

tatsächlich schon von Beginn der Schullaufbahn an, Teil des Unterrichtscurriculums sein (vgl. 

Mittnik, 2016, 244-248). Weitere Erläuterungen dazu folgen in Kapitel 3.  

 

Aus den beiden zentralen Forschungsfragen lassen sich weitere Fragen ableiten, die ebenfalls 

für die vorliegende Arbeit relevant sind und die es zu erforschen gilt. Zum einen ist es die 

schon angesprochene Frage nach der Rolle der Lehrperson im Unterricht und was sie konkret 

dazu beitragen kann, damit eine Interessenssteigerung für politische Themen bei Schü-

ler*innen stattfindet. Diese Forschungsfrage fällt in den Bereich der Didaktik hinein und zwar 

der Politikdidaktik, in dem sie das Verhalten von Lehrpersonen in Verbindung mit unter-

schiedlichen Lehr- und Lernmethoden, betrachtet und analysiert. Nicht außer Acht gelassen 

werden kann in Bezug auf die Lehrperson natürlich auch das Fach bzw. Teilgebiet des Faches 

Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung, welches einen langen historischen Prozess 

durchlaufen hat. Die Politische Bildung und Erziehung in der Schule ist somit ebenso ein 

Teilthema dieser Arbeit und geht mit den Kernfragen einher. Denn politisches Interesse fruch-

tet auch im Unterricht und Lehrpersonen müssen sich hierbei ihrer Vorbildfunktion auch be-

wusst sein, denn die Werte, welche sie im Unterricht direkt oder indirekt vermitteln, legen 

auch den Grundstein für ein demokratisches Bewusstsein der Schüler*innen (vgl. Stef-

fens/Höfer, 2014, 7f; vgl. Sander, 2000, 187; vgl. Breit, 2000, 218; vgl. Richter, 2013, 34-36).  
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Die vorliegenden Kernfragestellungen wurden deshalb gewählt, weil sie am interessantesten 

sind und sowohl in der Interessensforschung angesiedelt sind, als auch in der Genderfor-

schung einen Platz haben. An dieser Stelle soll deshalb eine Eingliederung der Forschungs-

fragen in ein Forschungsfeld stattfinden. Folgende Forschungsfelder werden in der vorliegen-

den Diplomarbeit thematisiert und stehen in einer Wechselbeziehung zueinander, das bedeu-

tet, sie beeinflussen sich gegenseitig und nehmen aufeinander Bezug. Welche Forschungsfel-

der nun miteinander in Verbindung gebracht werden und wie diese sich gegenseitig beeinflus-

sen, wird anhand der folgenden, selbst erstellten Grafik anschaulich dargestellt.  

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     

 

    

                                     Abb.1.: Einordnung ins Forschungsfeld1  

 

 

In der vorliegenden Grafik wird deutlich, dass Politik den äußersten Kreis ausmacht und so-

mit alle anderen Bereiche in sich einschließt. Das ist deshalb so dargestellt worden, weil ver-

deutlicht werden soll, dass sich Politik auf alle Lebensbereiche und Forschungsfelder auswirkt 

und diese beeinflusst. Im inneren Kreis werden die Forschungsfelder Didaktik, Bildung und 

die darin enthaltenen schulischen und universitären Institutionen, sowie die Genderstudies 

abgebildet. Neben diesen vier grundlegenden Forschungsfeldern (Politik, Bildung, Didaktik, 

Genderstudies) werden enge Verbindungen zwischen den Feldern durch ineinanderfließende 

Fachdisziplinen dargestellt. Eine Verbindung zwischen Politik und Didaktik stellt die Politik-

didaktik dar, ebenso wie die politische Bildung in der Schule das Bindeglied zwischen Politik 

und Bildung verkörpert. Ein wichtiger Zweig der Didaktik in Bezug auf die Genderstudies ist 

                                                         
1 In Anlehnung an die Darstellung der Eingliederung der Forschungsfelder in Arnold et al., 2011, 72. 

Politik 
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die Gender und Diversity gerechte Didaktik, die auch im Bildungssektor durch den gender-

sensiblen Unterricht (vgl. Schweppenstette, 2017) vertreten ist.  

 

Dadurch wird aufgezeigt, dass im Endeffekt alle wichtigen Forschungsbereiche, die für diese 

Diplomarbeit relevant sind, gegenseitig in Beziehung zueinander stehen und durch diverse 

Teildisziplinen ineinandergreifen. Diese Grafik ist natürlich nur eine schematische und eher 

überblicksartige Darstellung und kann nicht als vollständig bezeichnet werden, da eine sehr 

große Anzahl an Querverbindungen und Forschungsfeldern in Bezug auf die relevanten The-

men, die behandelt werden, vorliegt, die hier nicht Erwähnung finden. Dennoch kann anhand 

dieser Darstellung gezeigt werden, in welchen Forschungsfeldern die zentralen Forschungs-

fragen eingegliedert werden können und was Gegenstand dieser wissenschaftlichen Arbeit ist.  

 

2. Thematisierung der Forschungsmethode(n) 

Nach der Entwicklung einer konkreten Forschungsfrage, oder mehreren Forschungsfragen, ist 

der nächste relevante Schritt, zu überlegen, durch welche Methode(n) die Forschungsfragen 

beantwortet werden können. Da es zur Interessensforschung von Kindern und Jugendlichen 

sehr viele großangelegte und wissenschaftlich fundierte Studien gibt, wie beispielsweise Ju-

gendstudien aus Österreich, Deutschland oder auch auf internationaler Basis, war klar, dass 

eine eigene quantitative Schüler*innenbefragung in Wien und Umgebung aufgrund der gerin-

gen Bandbreite keine repräsentativen Daten für eine umfassende wissenschaftliche Arbeit 

liefern können. Außerdem ist es in diesem Sinne auch nicht notwendig, da tatsächlich viel 

Material vorhanden ist, auf das zurückgegriffen werden kann (vgl. Schneekloth, 

2015/2011²/2006, vgl. Arnold et al, 2011, vgl. SORA, 2010, vgl. Schmid, 2004, vgl. 

Oesterreich, 2002, vgl. Westle, 2006). Neben der Analyse von Jugendstudien und Interessens-

erhebungen aus dem Bereich der politischen Bildung, wurde auch ein Experteninterview mit 

einer Nationalratsabgeordneten, als Methode qualitativer Sozialforschung, geführt, auf wel-

ches im Kapitel 2.2. näher eingegangen wird.   

 

2.1 Sekundärforschung als methodische Vorgehensweise 
 

Die Sekundärforschung ist eine eigene Methode für wissenschaftliche Arbeiten und stellt eine 

Alternative zur empirischen Forschung dar. Dabei geht es um die Untersuchung eines For-

schungsgebietes, um die konkret formulierten Forschungsfragen anhand bereits vorhandener 

Literatur zu beantworten und neue Erkenntnisse zu gewinnen. Durch die kritische Auseinan-

dersetzung mit wissenschaftlichen Beiträgen und Studien zu dem Forschungsthema können 
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Lücken im Forschungsstand aufgezeigt und damit zu einem neuen Verständnis des For-

schungsgebietes beitragen. Bei dieser wissenschaftlichen Methode steht die Literatur im Vor-

dergrund. In dieser Diplomarbeit werden vor allem Großfeld Studien und Jugendstudien auf 

nationaler und internationaler Ebene zu Tragen kommen, denn sie bieten einen Einblick in die 

Interessen von Schüler*innen und sind deshalb essentiell. Die wichtigsten Fragen, die hierbei 

eine Rolle spielen, sind, welche Literatur und welche Studien ausgewählt wurden, welche 

Kriterien und Auswahlverfahren zur Anwendung kamen, in welcher Weise fand eine kritische 

Auseinandersetzung statt und wie die ausgewählte Literatur bzw. die analysierten Studien die 

Forschungsfragen beantworten können (vgl. Pfeiffer, 2018). 

 

Die wichtigsten Studien im Überblick: 

• 14. (2002), 15. (2006), 16. (2010) und 17. (2015) Shell Jugendstudie 

Das Unternehmen Royal Dutch Shell beauftragt seit 1953 unabhängige Wissenschaftler*innen 

und Institute mit der Erstellung von (Jugend-) Studien, die es ihnen ermöglicht, Stimmungen 

und Erwartungen von Jugendlichen in Deutschland festzuhalten. Durch die Shell Jugendstu-

dien werden nicht nur die Sicht auf die heutige Jugend präsentiert, sondern auch gesell-

schaftspolitische Denkanstöße vermittelt. Es fanden in unregelmäßigen Abständen zwischen 

zwei bis zehn Jahren neue Studien statt, die sich zu einer Langzeitberichterstattung etabliert 

haben, mit dem Ziel, die eigene gesellschaftliche Verantwortung zu übernehmen und mit dem 

Engagement eine Grundlage für gesellschaftliches und politisches Handeln zu schaffen. Im 

Laufe der Jahre haben sich die Studien stark verändert, angefangen von reinen quantitativen 

Forschungsmethoden sind nun auch qualitative Methoden zum Einsatz gekommen, wie es die 

17. Shell Jugendstudie 2015 beweist. Dabei wurden neben der Anwendung von standardisier-

ten Fragebögen auch ergänzende, mehrstündige, vertiefende Interviews mit 21 Jugendlichen 

der Altersgruppe von 12- bis 25-Jährigen gewählt. Die Themen über die Jugendliche befragt 

wurden, waren einerseits zu ihrer Lebenssituation, andererseits zu ihren Einstellungen und 

persönlichen Orientierungen (vgl. Shell Jugendstudie, 2015).  

 

Die Shell Jugendstudien gehören zu den repräsentativsten Groß- und Langzeitfeldstudien. Die 

Auswahlfaktoren Aktualität und Umfang sind auf jeden Fall gegeben. Der Österreich-Bezug 

ist hier zwar nicht gegeben, aber durch die deutlich geringere Anzahl an repräsentativen Ju-

gendstudien von österreichischer Seite wird deshalb auf die deutsche Forschung zurückgegrif-

fen, um das Thema allumfassend zu analysieren. Außerdem ist ein internationaler Vergleich 

hier auch sehr wichtig, um sich nicht nur auf den deutschsprachigen Raum zu fokussieren. 
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Was jedoch an dieser Stelle gesagt werden muss, ist die Kritik, die mit den Shell Studien ein-

hergeht. Einerseits stellt sich hierbei die Frage, weshalb ein Energieunternehmen wie Shell 

überhaupt Interesse an solchen Studien haben könnte, die geld- und zeitintensiv sind und wo 

die tatsächlichen Intentionen liegen. Andererseits werden die Studien im seltenen Fall wissen-

schaftlich und kritisch kommentiert oder analysiert und stehen mit einer gewissen absoluten 

Gültigkeit im Forschungsfeld. Eine der Wissenschaftler*innen, die die Shell Studien genauer 

analysiert hatte, war nach Sabine Andresen (2005), die sich in ihrem Werk „Einführung in die 

Jugendforschung“ stark auf Jürgen Zinnecker (2001) anlehnte und vorwiegend über die posi-

tiven Aspekte der Shell Studien diskutierte (vgl. Andresen, 2005, 119-131), Sonja Moser 

(2010), die eher einen kritischen Blick auf die Studien warf und dazu einige interessante Kri-

tikpunkte äußerte. 

  

Zum einen wurde bei Moser (2010) die Intention des Unternehmens klar, da es sich bei frühe-

ren Studien aus den 70er und 80er Jahren hautsächlich um eine Form der Wirtschaftsfor-

schung handelte (vgl. Moser, 2010, 40) und zum anderen ist die Kritik an der späten Inklusion 

von qualitativer Forschungsmethoden (qualitative Interviews) und noch späterer Bezugnahme 

auf die Verbindung zwischen quantitativer und qualitativer Forschungsmethoden und deren 

Ergebnissen, berechtigt. Moser (2010) macht außerdem auf nicht nachvollziehbare Schlüsse 

und teils auch inhaltliche Mängel in der Darstellung der Ergebnisse aufmerksam (vgl. Moser, 

2010, 49f). Zwei weitere große Punkte, die mit kritischem Blick betrachtet werden mussten, 

war einerseits der Genderaspekt und andererseits der Migrationsaspekt, bei denen das For-

schungsteam der Shell Jugendstudien auf großen Unmut bei den Befragten gestoßen ist, da 

eine Einteilung in „deutsch“ und „ausländisch“ erstens nicht besonders leicht ist, vor allem 

wenn sich Jugendliche selbst anders zuordnen würden, als es die Definition vorgibt und zwei-

tens mit Diskriminierung und Uneindeutigkeit in Verbindung gebracht wird und bei Jugendli-

chen nicht gerade auf Gesprächsbereitschaft stößt (vgl. Bojanovsky, 2012, 53f; vgl. Moser, 

2010, 40f). Diese Studien sind zwar für die Forschung essentiell und erbringen einen Mehr-

wert für den Forschungsstand, sind aber immer kritisch zu hinterfragen.  

 

• Studienergebnisse des Projektes zum Thema „Sprichst du Politik?“ (2011) 

Die Studie mit dem Titel „Sprichst du Politik?“ wurde 2010 von einer Gruppe Studierender 

unter der Leitung von Bettina Fackelmann ins Leben gerufen, mit dem Ziel, junge Menschen 

vor Ort in den Schulen zu ihren politischen Gedanken zu befragen und ihre Einstellungen zu 

erforschen. Die methodische Herangehensweise bestand zum einen aus vielen intensiven In-
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terviews mit Jugendlichen und zum anderen wurden die 2011 herausgekommenen Ergebnisse 

der qualitativen Befragung mit einer groß angelegten Onlinebefragung quantitativ ergänzt, 

was sie dadurch zu einer repräsentativen deutschen Großfeldstudie machte (vgl. Arnold et al., 

2011, 5). Besonders interessant wurde die Studie deshalb, weil das Alter zwischen den Inter-

viewern und den Jugendlichen nicht allzu weit auseinander lag, wodurch möglicherweise eine 

offenere Gesprächsbasis erzeugt werden konnte, weil eine Nähe zum Forschungsgegenstand 

bestand. Daraus entstand ein aufschlussreiches Stimmungsbild, welches einen spannenden 

Einblick in das politische Alltagsleben der neuen Generation von (Erst-) Wähler*innen er-

möglichte. Diese Studie soll im wissenschaftlichen Kontext aufzeigen, warum sich viele junge 

Menschen mit der heutigen Politik nicht identifizieren können und weshalb oftmals von „Poli-

tikverdrossenheit“ (problematischer Begriff, der zu kurz greift) in Bezug auf die junge Gene-

ration die Rede ist und welchen Einfluss die Sprache der Politiker*innen auf das politische 

Interesse und Verständnis von Jugendlichen hat (vgl. Arnold et al., 2011, 5).  

 

Diese deutsche Jugendstudie „Sprichst du Politik?“ wurde neben den Shell Studien deshalb so 

relevant, weil sie einen neuen Zugang durch den Schwerpunkt auf dem sprachlichen Kontext 

der politischen Rede liefert, welcher in diesem Ausmaß noch nicht erforscht wurde. Da es 

sich sowohl bei den Shell Studien, als auch bei diesem Projekt um denselben Forschungsge-

genstand handelt und sie zeitlich gesehen nicht weit auseinander liegen (2010, 2011, 2015), 

können eventuelle Vergleiche zwischen diesen Studien gezogen werden, um einen tieferge-

henden und umfassenderen Blick von der Materie zu erlangen.  

 

• Jugendstudie zur „Generation What?“ (2016) 

Die Studie zur „Generation What?“, welche im Jahr 2016 durchgeführt wurde, ist mit fast 

90.000 Teilnehmer*innen die größte Jugendumfrage der Zweiten Republik in Österreich. Der 

ORF wurde gemeinsam mit 14 weiteren öffentlich-rechtlichen Medien in Europa zur Platt-

form für die Vermessung der Weltanschauungen von 18- bis 34-Jährigen. In der umfangrei-

chen Befragung, welche 149 Fragen zu diversen lebensrelevanten Themen beinhaltete, wurde 

von Ö3 als Online-Umfrage über Wünsche, Haltungen, Ziele, Sorgen und Hoffnungen von 

jungen Menschen in Österreich, gehostet. Zur Auswertung der Studie wurde das Institut SO-

RA beauftragt. In ganz Europa haben sich über 900.000 junge Menschen an dieser Studie 

beteiligt (vgl. ORF, 2016).  
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Die österreichische Jugendstudie „Generation What?“ ist die aktuellste großangelegte öster-

reichweite Studie und deshalb auf jeden Fall für die vorliegende Diplomarbeit relevant. Nicht 

nur der Faktor Aktualität, sondern auch der Österreichbezug und die große Anzahl an Teil-

nehmer*innen machen diese repräsentative Forschung so bedeutend. Analysiert werden dabei 

die Ergebnisse aus den Bereichen politischen Bildung, Politik und Schule. Außerdem können 

durch den internationalen Kontext auch europaweite Vergleiche von Jugendlichen und jungen 

Erwachsenen vorgenommen werden, die einen umfassenderen Blick auf die aktuelle Gefühls- 

und Gedankenwelt der neuen Generation bieten. Ebenso positiv anzumerken ist, dass die Er-

gebnisse der Studie in Altersgruppen und meist auch in Geschlechtern unterteilt sind, was für 

diese Diplomarbeit mit dem Schwerpunkt auf Mädchen und jungen Frauen und deren politi-

sches Interesse bedeutend ist. Kritisch zu sehen ist dabei aber natürlich die Ignoranz von Per-

sonen, die sich dem dritten Geschlecht oder unterschiedlichen Formen von Geschlecht zuge-

ordnet fühlen und deshalb vielleicht keine Möglichkeit hatten sich in ihrer Individualität aus-

zudrücken.   

 

• International Civic and Citizenship Education Study (ICCS) 

 International Civic and Citizenship Education Studie ist eine repräsentative, international 

vergleichende empirische Studie der International Association for the Evaluation of Educatio-

nal Achievement, kurz IEA, die sich mit der politischen und bürger*innenschaftlichen Bil-

dung auseinandersetzt. An der ICCS nahmen 38 Länder aus Asien, Europa, Lateinamerika 

und Ozeanien teil, wodurch über 140.000 Schüler*innen aus der 8. Schulstufe (Ende Sek. I) 

und 62.000 Lehrpersonen in 5.000 Schulen teilnahmen. In Österreich wurde die Studie mit 

den Partnern SORA, dem Institut für Konfliktforschung, sowie dem Institut für Erziehungs-

wissenschaften an der Universität Innsbruck durchgeführt, wobei SORA die wichtigsten 

Funktionen, unter anderem auch die Rolle des National Research Coordinators (NRC) für 

ICCS übernimmt. In Österreich haben insgesamt 3.385 Schüler*innen, 999 Lehrpersonen, 110 

Direktor*innen und 142 Schulen teilgenommen. Das Ziel von ICCS ist es, die Bildung von 

Jugendlichen in Hinblick auf ihre Rolle als Bürger*innen genauer zu analysieren und Verglei-

che auf internationaler Ebene ziehen zu können. Im Fokus stehen neben dem bereits erworbe-

nen Wissen, den Fähigkeiten und dem konzeptuellen Verständnis auch die demokratiebezo-

genen Werte und Einstellungen in Bezug auf Politik und Gesellschaft, sowie politisches Inte-

resse und ihre zivilgesellschaftliche und politische Partizipation (vgl. SORA, 2010, 1f). 
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Diese Studie fand in einem Zeitraum von 2006 bis 2010 statt und erfüllt zum einen den Öster-

reich bezogenen Aspekt, ebenso wie den Aspekt zur Möglichkeit des internationalen Verglei-

ches und zum anderen stellt es einen vertiefenden Einblick in die politische Interessenswelt 

von Jugendlichen im spezifischen Alter von 13-14 Jahren dar. Das ist somit die erste Studie, 

die sich auf eine sehr enge Altersbegrenzung festlegt, was aber neue Möglichkeiten der Ana-

lyse und Betrachtung mit sich bringt. Diese Studie wurde ebenso wie die aktuelle Jugendum-

frage von SORA durchgeführt, was hierbei interessante Parallelen in der Herangehensweise 

aufweisen könnte.  

 

• Jugend-Wertestudie (2011) 

Die österreichische Jugend-Wertestudie wurde im Jahr 2011 von der Arbeiterkammer Wien in 

Auftrag gegeben und von dem Wiener Institut für Jugendkulturforschung durchgeführt, unter 

der Leitung von Bernhard Heinzlmaier und Philipp Ikrath. Die Befragten waren 1.500 junge 

Österreicher*innen im Alter von 14 bis 29 Jahren und das Ziel war es die Grundhaltungen, 

sowie ein umfassendes und differenziertes Bild dieser Generation zu erhalten. Die Studie 

wurde ähnlich wie die deutsche Shell Jugendstudie aufgebaut und beinhaltet einen qualitati-

ven und einen quantitativen Teil. Der qualitative Anteil der Studie zeichnet sich durch insge-

samt dreizehn qualitative Einzelinterviews aus, in dem Jugendliche nach ihren Zukunftsvor-

stellungen, ihrer Ausbildung, Tugenden und Charaktereigenschaften, sowie dem Thema Poli-

tik und Partizipation befragt wurden. Im quantitativen Teil der Studie wird mit Fragebögen 

gearbeitet, wodurch es zu einer Repräsentativbefragung gekommen ist. Außerdem wurden 

auch acht Gruppendiskussionen über diverse Lebensbereiche und Ansichtspunkte der Jugend-

lichen geführt (vgl. Heinzelmaier/Ikrath, 2012, 4-6; vgl. Jugendkultur.at). Dabei ist für diese 

Arbeit vor allem das politische Interesse, das Informationsverhalten und die politische Grund-

einstellung von Bedeutung, die sehr gut mit anderen Studien aus Deutschland und Europa in 

Verbindung gebracht werden können.  

 

Neben der aktuellsten Studie, der Ö3 Jugendstudie zur Generation „What?“ aus dem Jahr 

2016 ist die Jugend-Wertestudie aus dem Jahr 2011 die zweite österreichische Studie, die hier 

aufgelistet wird, da sie als eine der größten und repräsentativsten Studien zur Jugendfor-

schung in Österreich gilt, obwohl die Anzahl der Befragten (90.000 aus der Ö3 Jugendstudie 

und 1.500 bei der Jugend-Wertestudie) deutlich zwischen den Studien variiert.  
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• Hattie-Studie (2009) 

Die Hattie-Studie basiert auf dem Werk „Visible Learning“ von John Hattie, welches im Jahr 

2009 erschien und unter anderem von Ulrichs Steffens und Dieter Höfer im Jahr 2014 wieder 

aufgegriffen und mit der Unterstützung des Instituts für Qualitätsentwicklung in Wiesbaden 

weiterentwickelt bzw. fortgesetzt wurde. Die Forschungsbilanz von John Hattie ist deshalb so 

besonders, weil es sich hierbei um eine Forschungsarbeit mit einem breiten Spektrum an 138 

Einflussfaktoren, die zum Lernerfolg führen sollen, handelt. Außerdem, und das ist tatsächlich 

sehr beeindruckend, wurde ein Versuch unternommen über 50.000 Studien in englischer 

Sprache, die zu diesen Einflussfaktoren vorliegen, in einem Gesamtwerk unter die Lupe zu 

nehmen. Damit handelt es sich um die größte Datenbasis, die jemals zur Untersuchungsfor-

schung zur Verfügung stand. Anzumerken ist hierbei, dass Hattie 15 Jahre an der Studie gear-

beitet hat und auf Metaanalysen zurückgreifen konnte, sonst wäre dieses Vorhaben tatsächlich 

in dieser Zeit nicht schaffbar gewesen (vgl. Steffens/Höfer 2014, 3).  

 

Die wichtigsten Erkenntnisse, die für diese Arbeit Relevanz haben, sind im Bereich des Un-

terrichts zu finden. Hattie steht für den pädagogischen Ansatz ein, dass das Lehren und Ler-

nen erkennbar, also sichtbar gemacht werden muss (vgl. Steffens/Höfer, 2014, 5; vgl. Hattie, 

2009, 37). Vor allem aber ist die Rolle der Lehrperson bei Hattie essentiell, die zu einem gro-

ßen Teil für das Gelingen oder das Scheitern von Lernprozessen und der Entwicklung von 

Interesse und Motivation bei Schüler*innen verantwortlich ist (vgl. Steffens/Höfer, 2014, 7f). 

Hier könnten wichtige Erkenntnisse in die Arbeit miteinfließen, die sich auf die Lehrperson 

konzentrieren und was von Seiten der Lehrer*innen getan werden kann, um das Interesse von 

Schüler*innen für politische Themen zu steigern.  

 

2.2 Experteninterview 
 

Das Experteninterview ist eine qualitative Forschungsmethode, die als Einzelinterview ver-

standen wird und meist die Herangehensweise eines Leitfadeninterviews übernimmt. Deshalb 

wird diese Methode im wissenschaftlichen Kontext oftmals als leitfadengestütztes Expertenin-

terview angeführt (vgl. Liebold/Trinczek, 2009, 32). Lamnek und Krell (2016) führen neben 

mehrheitlichen Experteninterviews auch Gruppendiskussionen mit Expert*innen als eine 

Möglichkeit der qualitativen Sozialforschung mit Experten an, und stellen auch den Bezug zu 

neuen Medien, wie etwa einer Online-Umfrage-Variante, her. Dabei wird in ihrem Werk das 

Kapitel unter spezifischen Populationen und ihren Besonderheiten geführt, was auf die beson-

dere Stellung des Experteninterviews aufgrund seiner Form und Eingliederung in die qualita-
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tive Forschung hindeutet (vgl. Lamnek/Krell, 2016, 687). Der Begriff „Experteninterview“ an 

sich wird in beiden Werken als recht unpräzise beschrieben und wirft einige Fragen auf: Was 

wird unter einem Experten verstanden? Wer kann als solcher Experte auftreten und wer ent-

scheidet über die jeweilige Expertise bzw. Qualität?  

 

Personen, die als Expert*innen gelten, sind „[…] im landläufigen Sinne Sachverständige, 

Kenner oder Fachleute […], also Personen, die über besondere Wissensbestände verfügen.“ 

(vgl. Liebold/Trinczek, 2009, 33) Das Experteninterview zielt somit auf einen bestimmten 

Personenkreis ab, der über ein gewisses spezielles Wissen verfügt, welches sich auf das 

jeweilige Forschungsgebiet bzw. Interesse bezieht. Unabhängig von der wissenschaftlichen 

Methode wird ein*e Expert*in auf das (Fach-)Wissen und meist auch auf den dazugehörigen 

Beruf oder die entsprechende Profession festgemacht. Das Gegenteil von einem oder einer 

Expert*in ist der oder die Laie. Um Diskriminierung zu vermeiden kann gesagt werden, dass 

jeder Mensch beides sein kann und auch tatsächlich ist, nämlich ein*e Expert*in und ein*e 

Laie, das kommt ganz auf das Themengebiet an (vgl. Liebold/Trinczek, 2009, 34).  

 

Das Experteninterview ist im eigentlichen Sinne keine „Reinform“ einer methodischen Aus-

richtung, sondern stellt eine Mischform der Datenerhebung dar. Als Mischform wird es des-

halb angesehen, weil es auf der einen Seite eine eindeutig definierte inhaltliche Ausrichtung 

aufweist, welche durch einen Leitfaden vorstrukturiert ist. Auf der anderen Seite weist das 

Experteninterview keine streng induktive Vorgehensweise, wie zum Beispiel das autobiogra-

fisch-narrative Interview auf. Dadurch kann hierbei von einer „[…] Kombination aus Indukti-

on und Deduktion mit der Chance auf Modifikation der theoretischen Konzepte oder Katego-

rien der Forscher […]“ (vgl. Liebold/Trinczek, 2009, 37) gesprochen werden. Auch Lamnek 

und Krell (2016) gehen bei dem Experteninterview auf den Leitfaden ein, der eine strukturie-

rende Form aufweist und bezeichnen diesen als ein konkretes Hilfsmittel in der Erhebungssi-

tuation (vgl. Lamnek/Krell, 2016, 689). 

 

Die doppelten Strukturen des Experteninterviews wurden nach Liebold und Trinczek (2009) 

als „geschlossene Offenheit“ beschrieben, weil sie zum einen durch Offenheit und Kommuni-

kation gekennzeichnet sich und zum anderen durch konzeptionelle Vorüberlegungen struktu-

riert sind (vgl. Liebold/Trinczek, 2009, 37f). Ein wesentliches Merkmal eines Experteninter-

views besteht dabei in dem Faktum, dass das (Erkenntnis-) Interesse des Interviewers nicht 

unbedingt auf der Person des oder der Expert*in selbst liegt, sondern vielmehr auf dem exklu-
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siven Wissensbestand des Interviewten (vgl. Liebold/Trinczek, 2009, 37). Diese Herange-

hensweise wurde bei dem geführten Experteninterview in die Tat umgesetzt, denn der Leitfa-

den wurde so konzipiert, dass offene Fragen zu Themen aus dem Bereich der politischen Bil-

dung in Bezug auf Frauen, Gender und Schule gestellt wurden und keine expliziten Fragen 

zur eigenen Biografie der Expertin, da diese für die Diplomarbeit an sich nicht relevant wa-

ren. Der Fokus lag dabei wie oben beschrieben auf dem Expertenwissen und nicht auf biogra-

fischen Erzählungen, die eine andere Herangehensweise und Zielsetzung abverlangt hätten. 

 

Die Erstellung eines Leitfades für das Experteninterview ist eine der ersten großen Herausfor-

derungen im Vorfeld und bedarf einer umfassenden Recherche und Auseinandersetzung nicht 

nur mit thematischen Schwerpunkten, die relevant für die vorliegende Arbeit sind, sondern 

auch mit der (Aus-) Formulierung von konkreten Fragen und der realistischen Anzahl der 

Fragen, die nach ihrer Wichtigkeit gegliedert wurden, aber trotzdem Raum für Flexibilität 

zulassen. Dabei zu beachten ist die grundlegende Differenzierung von geschlossenen und of-

fenen Fragen, wobei geschlossene Fragen in implizit oder explizit geschlossene Fragestellun-

gen eingeteilt werden. Beispiel dafür sind nach Lamnek und Krell (2016): „Sind Sie für oder 

gegen etwas“ – implizite Frage; „Wie stehen Sie zu diesem Thema“ – explizit; und erst bei 

„Was halten Sie von diesem Thema“ ist eine offene Frageform erreicht (vgl. Lamnek/Krell 

2016, 326f). Die meisten der gestellten Fragen waren offene Fragen, aber es gab auch eine, 

die als explizit geschlossen galt. Der erstellte Fragenkatalog zum durchgeführten Expertenin-

terview befindet sich im Anhang.  

 

Für das Experteninterview wurde eine Frau ausgewählt, die in der Politik tätig ist und dadurch 

als Vorbild für Mädchen und junge Frauen fungieren könnte. Besonders beeindruckend ist 

dabei nicht nur ihre Karrierelaufbahn, sondern auch die Tatsache, dass sie eine Migrationsbi-

ografie aufweist und dadurch möglicherweise als „role model“ (auf Deutsch: Vorbild) für 

Mädchen und junge Frauen mit eigener Migrationsbiografie sein könnte, weil sie beweist, 

dass auch Frauen mit Migrationsbiografie es in Österreich, unter gewissen Bedingungen wie 

etwa einem unterstützenden Elternhaus oder einer gewissen sozialen und finanziellen Stabili-

tät, es weit bringen können. Die Rede ist von Muna Duzdar, Rechtsanwältin und ehemalige 

Staatssekretärin, die seit 2017 als SPÖ Abgeordnete im Nationalrat einen Sitz hat (vgl. 

parlament.gv.at, 2019).  Die Auswahl an Expert*innen war in Bezug auf die Auswahlkriterien 

(weiblich, hohe politische Funktion, mit Migrationsbiografie) nicht besonders ergiebig, da es 
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im österreichischen Parlament im Nationalrat tatsächlich nur vier Frauen gibt, die diese Krite-

rien erfüllen und somit in Frage für das Interview kommen würden.  

 

Dass es sich tatsächlich um eine ranghohe Politikerin handelt, ist deshalb wichtig, weil die 

politische Bildung hierfür den Rahmen abbildet, und deshalb auch eine Person aus diesem 

Umfeld gewählt werden sollte, die ihre Expertenmeinung zu diversen Themenbereichen aus 

der gelebten Praxis darlegt. Natürlich hätte es auch eine Bildungsexpert*in oder Lehrperson 

sein können, die dazu Stellung nimmt, aber im Endeffekt ist es wichtig gewesen, durch dieses 

Interview auch grundlegende Bedürfnisse und Forderungen von der Schule an die Politik her-

anzutragen und darüber zu diskutieren. Ein großer Punkt war dabei die Forderung nach einem 

eigenen Fach für politische Bildung, oder auch die Verantwortung, die die Politik innehat, um 

junge Menschen ebenso für die Politik und politische Themen zu begeistern, denn das ist 

nicht nur Aufgabe von Bildungseinrichtungen. Welche Erkenntnisse aus dem Interview ge-

wonnen werden konnten, werden in den folgenden Kapiteln vorgestellt und sollen in Bezie-

hung zu aktuellen wissenschaftlichen Beiträgen und Großfeldstudien stehen.  

 

Klar ist, dass es sich bei dem Experteninterview um eine Einzelmeinung einer Politikerin 

handelt und es deshalb wichtig ist zu betonen, dass dies nicht als pauschal gültige Meinung 

für alle politisch aktiven Frauen ausgelegt werden soll, denn dieser Anspruch ist nicht gege-

ben. Es soll deutlich kommuniziert werden, dass keine Verallgemeinerungen oder Rück-

schlüsse auf alle Frauen oder Politiker*innen gezogen werden können und die Erkenntnisse 

des Interviews als ein Beispiel dienen, um neben der theoretischen Auseinandersetzung hier-

bei auch eine Expertenmeinung aus der österreichischen Politik miteinfließen zu lassen. Der 

Mehrwert des Interviews liegt dabei in seiner Funktion eine Brücke zwischen der Politik und 

den wissenschaftlich fundierten Erkenntnissen zu bilden, die es erlaubt, über die bloßen Fak-

ten hinauszusehen und spannende Rückschlüsse zu ziehen. 

 

Basierend auf einen der fünf nach Kaiser (2014) benannten Problembereiche, die mit dem 

Experteninterview einhergehen können, soll an dieser Stelle eine Auseinandersetzung mit 

möglichen Stolpersteinen in Bezug auf das Experteninterview stattfinden. Einer dieser Fehler, 

der häufig beobachtet werden konnte, bestand in der Überbewertung von Interviewdaten, die 

dann bei der Analyse und Auswertung problematisch waren, weil nur der für den Interviewer 

relevante Inhalt des Interviews teils ungefiltert wiedergegeben wurde. Das ist aber nicht Kern 

der Arbeit, es muss nämlich eine Auseinandersetzung und Analyse der Inhalte stattfinden, die 
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in ein Forschungsgebiet eingebunden werden. Diese inhaltsanalytische Bearbeitung ist für die 

Entscheidung wichtig, ob die Interviewaussagen für die Beantwortung der Forschungsfrage 

relevant sind oder nicht (vgl. Kaiser 2014, 144f).  

 

3. Forschungsstand 
 

3.1 Politische Bildung im historischen Kontext 

Bevor der historische Kontext der politischen Bildung erörtert werden kann, ist es wichtig, die 

Bedeutung des Begriffs klar zu definieren und von anderen Begriffen zu unterscheiden. Der 

Begriff setzt sich aus Politik und Bildung zusammen, welche wichtige Komponenten der poli-

tischen Bildung ausmachen. Politische Bildung wird im weiten Sinne als ein Sammelbegriff 

verwendet, welcher „[…] alle Prozesse umfasst, die auf jeden Menschen als Mitglied einer 

sozialen und politischen Ordnung über unterschiedliche Gruppen, Organisationen, Institutio-

nen und Medien politisch prägend einwirken.“ (vgl. Massing, 2013, x). Besonders relevant für 

den schulischen Kontext ist jedoch die Politische Bildung, welche in einem engeren Sinne als 

„[…] Sammelbezeichnung für alle bewusst geplanten und organisierten, kontinuierlichen und 

zielgerichteten Maßnahmen von Bildungseinrichtungen, um Jugendliche und Erwachsene mit 

den zur Teilnahme am politischen und gesellschaftlichen Leben notwendigen Voraussetzun-

gen auszustatten, (verstanden wird).“ (vgl. Massing, 2013, x).  

 

Politische Bildung darf nicht mit Politik gleichgesetzt werden, deshalb ist hierbei auch eine 

Definition von Politik notwendig, um die Grenze zu ziehen. Schwierig dabei ist, Politik klar 

zu definieren, da dieses Themengebiet so weitfassend ist und dadurch die Grenzen oftmals 

verschwimmen. Dennoch findet sich eine Definition, die oftmals in verschiedenen Werken 

zitiert wurde und auch für diese Arbeit relevant ist. Per Definition wird Politik als „[…] jenes 

menschliche Handeln, das allgemein verbindliche und am Gemeinwohl orientierte Entschei-

dungen und Regelungen in und zwischen Gruppen von Menschen verbreitet und herstellt, 

(verstanden).“ (vgl. Weißeno et al., 2010, 29; vgl. Meyer, 2006, 41; vgl. Patzelt, 1993², 14). 

Dabei wird nicht nur das Gemeinwohl, als normativer Bezugspunkt wahrgenommen, sondern 

auch politische Ordnungen, Akteure und Handlungsweisen. Eines der wichtigsten Ziele von 

Politik ist die allgemeingültige und verbindliche Herstellung von Regelungen und Entschei-

dungen (vgl. Weißeno et al., 2010, 29). Im Unterschied dazu ist eines der wichtigsten Ziele 

der politischen Bildung, junge Menschen zu einem autonomen politischen Denken und eigen-

verantwortlichem Handeln im Bereich des Politischen zu verhelfen. Um dieses Ziel erreichen 

zu können, ist es essenziell politisches Interesse zu wecken und eine Aufgeschlossenheit ge-
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genüber der Politik und der politischen Partizipation der Jugendlichen zu bewirken (vgl. Am-

merer/Krammer/Tanzer, 2010, 11).  

 

Die Forderung nach vermehrter oder besserer politischer Bildung, impliziert meist eine Zeit 

des Umbruchs, der Unsicherheit oder der Destabilisierung. Dachs (2008) geht daher von der 

These aus, dass der Blick hin zur politischen Bildung dann ansteigt „[…], wenn entweder die 

bis dato gültigen Legitimationsmuster gefährdet erschein[en] oder ein neues Konzept bzw. 

neue politische Machtregeln etabliert werden sollen.“ (vgl. Dachs, 2008, 17) Wenn also die 

Rede von politischer Bildung oder politische Erziehung ist, dann stellt es die Notwendigkeit 

dar, immer die allgemeinen gesellschaftspolitischen Entwicklungen mitzudenken und zu 

beobachten. Diese interessante These kann durchaus bestätigt werden, denn wenn sich ein 

gewisser Grad an Angst breit macht, dass das politische System und die Demokratie gefährtet 

scheinen, könnte eine daraus resultierende Schlussfolgerung sein, sich mit der politischen 

Bildung in der Schule intensiver auseinanderzusetzen, um den Schüler*innen im Unterricht 

verstärkt demokratische Werte und Ziele vorzuleben (vgl. Dachs, 2008, 17).  

3.1.1 Entwicklung der politischen Bildung in Deutschland 

Ein historischer Abriss der politischen Bildung in Deutschland ist deshalb relevant, weil 

dadurch die Lage der heutigen Zeit aus historischer Sicht vielleicht besser verstanden werden 

kann. Es kann viel aus der Geschichte gelernt werden, wenn die historische Entwicklung be-

trachtet wird, um diese Erkenntnisse für die aktuelle Debatte zu nutzen, denn politisches Inte-

resse einer Generation kann besser im kausalen Zusammenhang verstanden werden. 

 

Historisch betrachtet hatte es politische Bildung schon im 17. Jahrhundert in den öffentlichen 

und privaten Bildungseinrichtungen gegeben, die aber in der Zeit vor der französischen Revo-

lution als sehr rudimentär verstanden werden konnten. Dennoch gehörte die politische Bil-

dung schon seit dem frühen 18. Jahrhundert, zwar in unterschiedlichen Formen und Ausprä-

gungen, von Anfang an zu den Aufgaben der Schule. Ende des 18. Jahrhunderts war die Bil-

dungspolitik in Preußen darauf bedacht, dem aufklärerischen Trend entgegenzuwirken, im 

Gegensatz zu den ersten französischen Konzepten, die an einer demokratischen Schulreform 

interessiert waren. Ein wichtiger Aspekt der politischen Bildung war die Herrschaftslegitima-

tion. Es wurde als notwendig erachtet, politische Themen in der Schule zu erörtern, um 

dadurch politische Loyalität zu schaffen und Krisen entgegenzuwirken. Deshalb war die poli-

tische Bildung in der Schule, gegen Ende des 18. Jahrhunderts, ein wichtiges Instrument zur 
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Stabilisierung bereits bestehender Machtstrukturen, sowie des absolutistischen Staates (vgl. 

Sander, 2004, 20-22; vgl. Detjen, 2007, 32).  

 

Im deutschen Kaiserreich (1871-1918) wurde durch den Fortschritt der Industrialisierung eine 

Modernisierung des Schulwesens angestrebt. Deshalb datieren viele Autor*innen und Wis-

senschaftler*innen die Anfänge der politischen Bildung im Deutschen Kaiserreich, anstelle 

des 17. Jahrhunderts (vgl. Dettendorfer, 2009, 19), wobei das ganz und gar von einem weiten 

oder engen Blick auf politische Bildung in der Schule abhängt. Politische Bildung in der 

Schule galt trotz allem wieder als ein Instrument zur Herrschaftssichtung und wurde zum Teil 

auch für die Bekämpfung von innerpolitischen Gegnern, den Sozialdemokraten, genutzt. Der 

Erziehungsgedanke lag in der Entwicklung und Festigung nationaler Identität im neuen Nati-

onalstaat, wobei aktuelle gesellschaftspolitische Situationen und Probleme im Unterricht nicht 

thematisiert wurden (vgl. Sander, 2004, 37-39). 1889 wurde durch Wilhelm II ein Meilenstein 

in der Geschichte der politischen Bildung gesetzt und zwar der Beginn der Debatte über ein 

eigenständiges Unterrichtsfach „Politische Bildung“ in der Schule. Das Fach, welches den 

Namen „Staatsbürgerkunde“ oder auch „staatsbürgerliche Erziehung“ trug, wurde tatsächlich 

im Jahre 1911 in den preußischen höheren Schulen als obligatorischer Kurs eingeführt (vgl. 

Mambour, 2007, 9f; vgl. Hellmuth/Klepp, 2010, 19, 23).  

 

Die theoretischen Grundlagen mit den Zielen und Aufgaben des Unterrichtsfaches erbrachte 

Georg Kerschensteiner 1901, sein Werk wurde bis spät in die Weimarer Republik, als ein 

Klassiker der politischen Bildung tituliert (vgl. Detjen, 2007, 59-63). Die Einführung der 

Staatsbürgerkunde war eine höchst politische Entscheidung des Kaisers, die viele Menschen 

in Frage gestellt haben, vor allem vom Lehrpersonal kam großer Widerstand, denn die Inten-

tion Wilhelms II lag nicht nur in der Erschaffung eines neuen Gegenstandes, sondern auch in 

der Neuorientierung und Neugewichtung der traditionellen Fächer. Die Auswirkungen, die 

diese Erneuerungen bringen würden, waren klar gegen das humanistische Gymnasium gerich-

tet. Trotz aller Vorbehalte gelang es dem Kaiser sich durchzusetzen und politische Aspekt 

flossen nicht nur in der Staatsbürgerkunde, sondern in fast allen Fächern mit ein, um eine 

„[…] Identifikation mit der Kolonial- und Weltmachtpolitik des Deutschen Reiches […]“ zu 

erreichen (vgl. Sander, 2004, 39-46; vgl. Detjen, 2007, 52f). Nach dem Zusammenbruch des 

deutschen Kaiserreiches und der Ausrufung der Weimarer Republik wurde eine demokrati-

sche Erziehung in der noch jungen Demokratie als dringliche Aufgabe der Schule angesehen. 

Das Lehrfach Staatsbürgerkunde blieb erhalten und wurde in der Verfassung verankert. Doch 
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die Umsetzung in der Schule verlief anders, denn die staatsbürgerliche Erziehung verstand 

sich nun als Unterrichtsprinzip für alle Fächer, welches keine separaten Stunden benötigte und 

überwiegend mit dem Geschichtsunterricht verknüpft werden sollte. Auch im Jahre 1923 war 

im Ausschuss nicht mehr die Mehrheit für ein eigenständiges Fach Staatsbürgerkunde, somit 

scheiterte die neue Initiative zur Förderung dieses Unterrichtsfaches, welches ein elementares 

Mittel zur Festigung der Demokratie war (vgl. Sander, 2004, 53-57; vgl. Hellmuth/Klepp, 

2008, 31f). Dadurch wurden letztendlich grobe administrative und bildungspolitische Ver-

säumnisse gemacht, die eine demokratische politische Bildung verhindert haben. In den meis-

ten Fächern waren deutlich anti-demokratische Werte vermittelt worden, die sich auf kurz 

oder lang auf Lernende ausgewirkt haben mussten (vgl. Sander, 2004, 59f). Historisch be-

trachtet wurde in dieser Zeit der Grundstein für eine nationalistisch geprägte Jugend gelegt, 

anstatt den demokratischen Gedanken zu festigen.  

 

In der Zeit des Nationalsozialismus spielte die Erziehungsideologie eine essentielle Rolle und 

Deutschland wurde zu einem Erziehungsstaat2. Erziehung der Bevölkerung nach den nationa-

listischen Ideologien stand an erster Stelle (vgl. Hellmuth/Klepp, 2010, 40f). Die Jugend wur-

de in nationalistische Verbände geführt, in den Bund deutscher Mädel und in die Hitlerjugend. 

Im Fokus dieser Ideologien, die an die Kinder und Jugendlichen vermittelt wurden, stand der 

„Rassegedanke“, der die Abgrenzung zwischen Menschen nach ihrer Herkunft und eben 

„Rasse“ implizierte (vgl. Sander, 2004, 69-71, vgl. Dettendorfer, 2009, 21f).  

 

Schon vor dem Beginn des 2. Weltkrieges setzte Deutschland im Bildungswesen auf eine Er-

ziehung zur Wehrhaftigkeit und dadurch auf eine Militarisierung der Schule. In der Zeit des 

Nationalsozialismus fand eine extreme Bildungsbegrenzung statt, für einen großen Teil der 

Bevölkerung. Dies ließ sich an den stark sinkenden (sich um mehr als die Hälfte reduzieren-

den) Studierendenzahlen zwischen 1933-1939 ablesen, welche vor allem bei Studentinnen 

unglaublich gering war (siehe Gamm 1990). Neben der demografischen Entwicklung, die 

ebenso zu diesem Trend beitrug, war es vor allem die nationalsozialistische Bildungspolitik, 

die hier erfolgreich einen anti-intellektuellen Trend zu etablieren und verstärkt auf köprerliche 

Leistung pochte, die den „ganzen“ Mensch formen sollte (vgl. Sander, 2004, 74). Staatsbür-

gerkunde als eigenes Fach war zu dieser Zeit nicht notwendig, denn die Politisierung aller 

Fächer fand statt.  

 

                                                         
2 Der Begriff Erziehungsstaat wurde von Karl Friedrich Sturm in seinem Werk „Deutsche Erziehung im Wer-

den“ (19425) verwendet.  
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Nach dem zweiten Weltkrieg und dem Zerfall Nazi-Deutschlands begann die Zeit der Besat-

zung. Einer Wiederherstellung und Einführung der Staatsbürgerkunde, oder anderen Formen 

von politischer Bildung, stand Deutschland zögerlich gegenüber, obwohl von den Besat-

zungsmächten eine Herstellung der demokratischen Ordnung in der Schule verlangt wurde 

(vgl. Sander, 2004, 87).  Das, vor allem von den Amerikanern initiierte, Programm hieß „Re-

Education“ Programm und zielte auf eine Demokratisierung des Schulwesens ab. Auch ande-

re Alliiertenmächte hatten Umerziehungsprogramme geplant, die aber recht unterschiedlich 

ausgerichtet waren und zu unterschiedlichen Ergebnissen führten (vgl. Dettendorfer, 2009, 

22f; vgl. Bungenstab 1970, 18; vgl. Mambour, 2007, 23f).  

 

Erst in späteren Jahren wurde in der DDR das Fach wiedereingeführt und als Kern der politi-

schen Bildung betrachtet, wobei in allen Unterrichtsfächern politische Erziehung zur „sozia-

listischen Persönlichkeit“ wichtig war. Im Zuge der demokratischen Revolution aus den Jah-

ren 1989/90 war die Staatsbürgerkunde eines der ersten Angriffsziele der Bürgerbewegung, 

die darin ein verhasstes Symbol der politischen Macht in der Schule sahen. 1990 wurde das 

Fach in „Gesellschaftskunde“ umbenannt, wobei die Benennung des Faches Bundesländersa-

che wurde und deshalb sehr unterschiedliche Bezeichnungen für politische Bildung in der 

Schule vernommen wurden (vgl. Sander, 2004, 108).  

 

Durch die Gründung der Gesellschaft für Politikdidaktik und politische Jugend- und Erwach-

senenbildung (GPJE) im Jahr 1999 etablierte sich die Politikdidaktik Anfang der 2000er und 

wurde zu einem festen Bestandteil des Bildungssystem und öffnete sich auch für die Öffent-

lichkeit. Dadurch wurde die relativ junge Disziplin bekannt und ist heute auch auf universitä-

rer Ebene stark vertreten. Wie starke Publikationszahlen darlegen, beschäftigt sie sich nicht 

nur mit politischer Bildung in der Schule, sondern mit allen Praxisfeldern, also schulischen 

und außerschulischen Bereichen der Jugend- und Erwachsenenbildung (vgl. Sander, 2004, 

151f; vgl. Sander, 2009, 297f; vgl. Mambour, 2007, 199-202). 

3.1.2 Entwicklung der politischen Bildung in Österreich 

In Österreich reichten die Debatten über eine politische Erziehung der Jugend bis ins letzte 

Drittel des 19. Jahrhunderts und wurden von zwei kontroversen Grundsätzen geleitet. Einer-

seits stand die stark religiöse, also katholisch-sittliche Erziehung im Vordergrund, welche die 

Loyalität aufrechterhalten sollte und andererseits kamen aufklärerische Tendenzen von libera-

ler Seite, die sich auf ethnische Unterweisungen über das Wesen, die Ziele und die Aufgaben 

eines Staates stark machten. Diese staatsbürgerliche Erziehung, welche auch in Deutschland 
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denselben Namen trug, wurde nach Fleischner (1916) in Österreich bürgerkundlicher Unter-

richt genannt. Nach Grossmann/Wimmer gibt es aber Beläge, dass es oftmals zum Begriffs-

wechsel vor dem ersten Weltkrieg kam. In den 1890er Jahren wurde meist von `Politischer 

Bildung´ gesprochen, gegen Ende der Monarchie wurden eher Begriffe wie `staatsbürgerliche 

Erziehung´, `Bürgerkunde´ oder `Vaterlandkunde´ verwendet (vgl. Dachs, 2008, 17, Verweis 

auf Fleischner 1916; vgl. Grossmann/Wimmer, 1979, 40f; vgl. Wolf, 1998, 15). 

 

Nach dem Zerfall der Monarchie im Jahre 1918 und im Laufe des Übergangs in die demokra-

tische Republik wurden seitens der Sozialdemokraten neue politische Methoden und Inhalte 

favorisiert, die dem Austromarxismus folgten. Eine wichtige Rolle spielte dabei Politiker und 

Schulreformer Otto Glöckel, der neue Reformen im Bereich der politischen Erziehung in der 

ersten Republik vorantreiben wollte. Der Gedanke des damaligen Stadtschulratspräsidenten 

war, dass durch diese Erneuerungen eine fundamentale Demokratisierung der Gesellschaft 

erreicht werden könnte (vgl. Grossmann/Wimmer, 1979, 63; vgl. Wolf, 1998, 17f).  

 

Wie genau dieses Ziel erreicht werden sollte, wurde in vier Schwerpunkten festgehalten: 1. 

Demokratisierung, 2. Bodenständigkeit, 3. Nationalerziehung und 4. Pflichterfüllung. Diese 

Schwerpunkte sind in den damaligen Lehrplänen und Schulbüchern festgehalten worden, 

wobei in der Praxis der Schwerpunkt Demokratisierung, der eigenlich einen sehr hohen 

Stellenwert haben sollte, stark vernachlässigt wurde und stattdessen der Fokus eher auf der 

Nationalerziehung, mit den Schwerpunkten Heimat (Heimartgedanke als Unterrichtsprinzip), 

Volk und Vaterland (Erziehung zu Volk und Vaterland) lag. Dabei gehörten Fähigkeiten und 

Fertigkeiten, wie beispielsweise das eigenständige Analysieren oder das Herausbilden der 

Kritikfähgikeit, sowie eine Stärkung des Widerspruchvermögends, nicht zu den erwünschten 

Zielen des Unterrichts (vgl. Dachs, 2008, 18f; vgl. Grossmann/Wimmer, 1979, 72-75; Wolf, 

1998, 18). 

 

Im Jahr 1933 bekam die politische Erziehung im sogenannten „Austrofaschismus“ vermehrt 

Aufmerksamkeit. Die sittlich-religiöse Erziehung, welche unter Glöckel zur Privatsache er-

klärt wurde, stand erneut im Mittelpunkt und Inhalte wie die „vaterländische“ Erziehung stan-

den am Lehrplan. Die Anlehnung an die nationalistische Entwicklung in Deutschland war 

auch in Österreich gegeben, wobei hier immer der Fokus daraufgelegt wurde, dass die öster-

reichische Bevölkerung zwar als Teil des deutschen Volkes verstanden wird, aber eine selbst-

ständige österreichische Identität aufwies. Diese Grundwerte sollten vor allem im Deutsch- 



22 

 

und Geschichtsunterricht vermittelt werden (vgl. Hellmuth/Klepp, 2010, 48). Laut des dama-

ligen Politikers und ernannten Unterrichtsministers Kurt Schuschnigg sollte die Jugend in der 

Schule nicht politisiert werden, sondern durch die katholischen Werte eine Nähe zum Vater-

land, sowie zum Volkstum erhalten. Es sollte vor allem eine Immunisierung gegenüber dem 

Nationalismus zustande kommen, der wie der weitere Verlauf der Geschichte zeigte, absolut 

fehlgeschlagen ist. Im Endeffekt bereitete die Zeit des „Austrofaschismus“ oder des Stände-

staates die junge Generation auf den Nationalsozialismus vor (vgl. Dachs, 2008, 21; vgl. 

Wolf, 1998, 18f).  

 

Nach dem sogenannten „Anschluss“ Österreichs an Deutschland am 12. März 1938 wurde das 

österreichische Schulsystem rasch instrumentalisiert, um die Machtstellung und Loyalität 

Nazi-Deutschlands zu sichern. Welche Erziehungsmaßnahmen in den Bildungseinrichtungen 

vorherrschten und welchen Stellenwert politische Bildung in der Zeit des Nationalsozialismus 

hatte, wurde schon am Beispiel Deutschlands erläutert und kann auf Seite 20 nachgelesen 

werden. Deshalb kann an dieser Stelle ein Zeitsprung in die 1950er Jahre vorgenommen 

werden, die in Österreich vor allem durch den vermeintlichen „Opfermythos“ gekennzeichnet 

waren. Diese „Opferthese“ Österreichs kritisch zu reflektieren bzw. zu hinterfragen und die 

Zeit des Nationalsozialismus aufzuarbeiten, wäre eine essentielle Aufgabe der politischen 

Bildung gewesen, die aber unter den Voraussetzungen, dass Österreich auch international zum 

ersten Opfer Hitlers tituliert wurde, kaum möglich war (vgl. Hellmuth/Klepp,  2010, 51f; vgl. 

Hellmuth, 2012, 18; vgl. Wolf, 1998, 19-21; vgl. Filzmaier/Ingruber, 2001, 7f).  

 

Der Neuanfang im Bezug auf die politische Bildung und dem Schulwesen im Allgemeinen 

gestaltete sich in der Zweiten Republik Österreich recht schwierig. Zum einen waren die zwei 

politischen Parteien, also die Sozialdemokraten (SPÖ) und die Christlichsozialen (ÖVP) sehr 

zurückhaltend, wenn es um die Erwähnung der politischen Erziehung in der Schule ging, da 

keine konkreten Konzepte oder Umsetzungsvorschläge vorlagen, wie nun am besten und vor 

allem effizientesten mit der Nachkriegssituation im Unterricht umgegangen werden sollte. 

Durch diese starke Unsicherheit griffen die Verantwortlichen auf die Lehrplanformulierungen 

aus dem Jahr 1928 zurück, was als Rückschritte gesehen werden kann, da sich die Ausgangs-

situation in der Ersten Republik deutlich von der in der Zweiten unterschied. Zum anderen 

waren, im Unterschied zu der Situation im benachbarten Deutschland, die Allierten strikter in 

ihren Forderungen an einer „Umerziehung“ zur Demokratie oder „Re-Education“ genannt, 

(vgl. Bungenstab, 1970, 18) und der aktiven Auseinandersetzung des Krieges. Zwar konnten 
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diese Forderungen in der Praxis nicht richtig umgesetzt werden, aber dennoch fand dort eine 

wesentlich intensivere Auseinandersetzung mit dem Geschehenen statt (vgl. Dachs, 2008, 24; 

vgl. Wolf, 1998, 23-25; vgl. Filzmaier/Ingruber, 2001, 10f; vgl. Hellmuth, 2012, 18).  

 

Im Unterrichtsfach Geschichte wurde eine staatsbürgerliche Erziehung eingeführt, die sich die 

folgenden Ziele gesetzt hatte: das Herausbilden einer Österreichischen Identität, wobei vor 

allem in den ersten Nachkriegsjahren der Fokus sehr stark auf der Erziehung zum bewussten 

Österreichtum lag, sowie die Erziehung zu „treuen und tüchtigen Republikanern“ (vgl. Dachs 

2008, 24, zitiert nach Erlass 1949, 1). Das Herausbilden eines demokratischen Bewusstseins 

in Kombination mit patriotischen Gefühlen für Österreich, ermöglichten keine Heranbildung 

von mündigen Bürger*innen, die eine Urteilskompetenz aufwiesen, sondern bildeten erneut 

Staatsbürger*innen, die sich in die Republik ein- bzw. unterordneten. Die 1950/60er Jahre 

waren von diesem Ausblenden des Konflikts als demokratisches Element gekennzeichnet 

(vgl. Hellmuth/Klepp, 2010, 52f).  

 

In den 1970er Jahren begannen die Debatten um ein eigenständiges Fach „Politische Bildung“ 

und die dadurch resultierenden parteipolitischen Konflikte. In Bezug auf diese Thematik war 

vor allem das oftmals rezipierte Werk „Politische Bildung als Erziehung zur Demokratie“ von 

Norbert Schausberger, welches 1970 erschien, von Bedeutung, das Reformen für Österreich 

vorschlug und sich stark auf den Politikwissenschaftler Ernst Fränkel bezog (vgl. Dachs, 

2008, 26). Als klar wurde, dass ein eigenes Fach keine Zweidrittelmehrheit im Parlament 

erhalten würde, beschloss man 1978, dass politische Bildung ein Unterrichtsprinzip werden 

sollte und in verschiedenen Schultypen auch in unterschiedlichen Fächerkombinationen zur 

Geltung kam. Die Erlassung des Grundsatzerlaßes war einer der größten Meilensteine in der 

Geschichte der politischen Bildung in Österreich und legte durch das Unterrichtsprinzip 

„Politische Bildung“ den Grundstein für die weitere Entwicklung der politischen Bildung bis 

heute (vgl. Wolf, 1998, 44f; vgl. Filzmaier/Ingruber, 2001, 13; vgl. Hellmuth, 2012, 19f).  

 

Die Bemühungen um eine qualitativ hochwertige politische Bildung konnten aber durch die 

fehlende Professionalität der Lehrpersonen nicht gewährleistet werden. Deshalb kam es 

seitens des Bundesministeriums und der Lehrerschaft zur Produktion von Büchern, 

Broschüren und Lehrmaterialien, sowie 1983 zur Einführung des Hochschullehrgangs 

„Politische Bildung für Lehrer*innen“ an der Universität Wien. Dies wird als ein Meilenstein 

für die Etablierung einer professionellen politischen Bildung in Österreich tituliert. Nach der 
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Einführung des Hochschullehrganges kam es zu einer Vielzahl an Gründungen und 

Entstehungen von Institutionen, Vereinen und Gesellschaften, wie beispielsweise das Zentrum 

Polis oder das Demokratiezentrum, die sich mit politischer Bildung auseinandersetzten. Doch 

schon wenige Jahre danach flachte die rege Diskussion über Politische Bildung ab, was zur 

Folge hatte, dass auch das Lehrpersonal den Schwerpunkt der politischen Bildung nur noch 

vereinzelt setzte. Dies wurde auch, zehn Jahre später, durch die Effizienz-Studien von 

Haubenwallner (1990), sowie Fassmann/Münz (1991) bestätigt (vgl. Hellmuth/Klepp, 2010, 

76f; vgl. Dachs, 2008, 29).  

 

In den späten 1990er Jahren wurde die Bezeichnung von Staatsbürgerkunde zur Politischen 

Bildung zunehmend geändert. Erst im Schuljahr 2001/02 wurde politische Bildung mit dem 

Fach Geschichte und Sozialkunde kombiniert und zu „Geschichte, Sozialkunde und Politische 

Bildung“ in der AHS-Oberstufe (vgl. Hellmuth/Klepp, 2010, 78; vgl. Filzmaier/Ingruber, 

2001, 13f). Aufschwung erhielt die politische Bildung in Österreich im Jahr 2007, durch die 

Senkung des Wahlalters von 18 auf 16 Jahre, die Jugendliche dazu befähigte, sich politisch zu 

partizipieren und ihr Wahlrecht als mündige Bürger*innen wahrzunehmen. Im Zuge dessen 

wurde der Regierungsschwerpunkt „Demokratie lernen“ ins Leben gerufen, welches sowohl 

Jugendliche, als auch Lehrkräfte auf die zukünftigen Aufgaben vorbereiten sollte. Ziel dieser 

Demokratie-Initiative war es, Jugendliche vermehrt und nachhaltig für Politik und politische 

Themen zu interessieren und die Lehrpersonen auf die Vermittlung dieser Inhalte zu schulen. 

Außerdem wurde im Juni 2007 das fachdidaktische Zentrum für „Geschichte, Sozialkunde 

und Politische Bildung“ geggründet und sich zum Ziel gemacht, die historisch-politische 

Bildung in Österreich zu stärken  (vgl. Klepp, 2008, 233; vgl. Ecker, 2012, 102).  

 

Im Jahr 2008 wurde durch die Debatten zu den neuen Aufgaben und Herausforderungen der 

Schule nach der Senkung des Wahlalters, aus der Notwendigkeit der Professionalität heraus, 

der erste Lehrstuhl für Didaktik der Politischen Bildung an der Universität Wien eingerichtet.  

Im Zuge dessen wurde ein Kompetenz-Sturkturmodell entwickelt, die Lehrpläne der Pflicht-

schulen überarbeitet, sowie die Fächerkombination „Geschichte, Sozialkunde und Politische 

Bildung“ auch für die AHS-Unterstufe eingeführt (vgl. Hellmuth/Klepp, 2010, 80; vgl. 

Sander, 2012, 49). Somit wurde der Geschichtsunterricht ab dem Schuljahr 2008/2009 um die 

Inhalte der politischen Bildung erweitert und „Geschichte und Sozialkunde/Politische 

Bildung“ genannt. Dafür wurde das Fach Geschichte ausgewählt, weil eine Verwantschaft in 

Inhalten, der Didaktik und der Lehrer*innenausbildung bestand, sowie eine Aufwertung des 
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Faches bewirken sollte. Durch das weiterhin erhaltene Unterrichtsprinzip „Politische 

Bildung“ weisen die Lehrpläne anderer Fächer ebenso politische Schwerpunkte auf (vgl. 

Ammerer, 2010, 196). Um keinen weiteren Stillstand in der so wichtigen Diskussion, um die 

Professionalisierung der politischen Bildung in der Schule in Österreich zu erleiden, wurde 

2009 die „Interessensgemeinschaft für Politische Bildung“ (kurz IGPB) ins Leben gerufen mit 

dem Ziel, eine öffentlich wirksame Plattform für poltische Bildung zu erschaffen und eine 

Vernetzung zwischen Wissenschaft und Praxis zu erreichen, um weiterhin in der 

Öffentlichkeit präsent zu sein (vgl. Hellmuth/Klepp, 2010, 80; vgl. Sander, 2012, 51). 

 

Die Entwicklung der politischen Bildung in Österreich soll durchaus mit einem kritischen 

Blick betrachtet werden, da diese laut Dachs (2008) zum einen noch keine ausreichende 

institutionelle Konkretisierung erreicht hat und zum anderen wäre eine qualitative 

Lehrer*innenausbildung wichtig, um die Qualität des Unterrichts zu erhöhen und auf Dauer 

aufrecht zuerhalten (vgl. Dachs 2008, 32f). Hellmuth (2012) weist mit kritisch-reflektiertem 

Blick auf die uneinheitlichen Strukturen der politischen Bildung in Österreich hin, die seiner 

Meinung nach auf das Fehlen einer Professionalisierung zurückzuführen ist. Auch er macht 

sich, fünf Jahre nach Dachs, für vermehrte Aus-, Fort-, und Weiterbildungsmöglichkeiten für 

Lehrpersonen stark und zwar für alle Unterrichtsfächer, da Politische Bildung als 

Unterrichtsprinzip fächerübergreifend in der Schule verankert werden müsste. Dies führt 

dazu, dass auch die Fachcurricula und die Lehrpläne überarbeitet, erneuert, sowie angepasst 

werden sollten (vgl. Hellmuth, 2012, 31f). Die Arbeit an der Erhaltung und Festigung der 

Demokratie und der demokratischen Werte erfordert eine gewisse Professionalität seitens der 

Schule und ist nie abgeschlossen.  

 

3.2 Politische Bildung im Fach „Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung“  

Seit 2008 wird politische Bildung in Verbindung mit Geschichte und Sozialkunde in Öster-

reich unterrichtet. Das Unterrichtsprinzip, welches schon 1978 im Grundsatzerlass verankert 

wurde, muss von allen Lehrpersonen berücksichtigt werden und kann auf eine weitreichende 

Geschichte zurückblicken. Nachdem der historische Kontext bereits im vorherigen Abschnitt 

diskutiert wurde, ist es im Folgenden wichtig auf die Politikdidaktik, die Wertevermittlung im 

Unterricht und die bildungspolitischen Funktionen der politischen Bildung in der Schule ein-

zugehen und diese kritisch zu beleuchten. Wenn über politische Bildung gesprochen wird, 

dann stellt sich schnell die Frage nach den Qualitätskriterien dieses Faches. Konkreter gefragt, 

was macht „gute“ politische Bildung aus und welche Maßstäbe werden hierbei gesetzt? Au-
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ßerdem ist auch die Rolle der Lehrpersonen essentiell, denn wie genau politische Inhalte di-

daktisch wertvoll vermittelt werden, um das Interesse bei Schüler*innen dafür zu wecken, ist 

für die Forschungsfrage relevant.  

 

Prinzipiell ist es schwierig zu verallgemeinern, was genau unter einem „guten“ Unterricht im 

Bereich der politischen Bildung verstanden werden kann, da jede Lehrperson für sich einen 

individuellen Weg findet, um bestmöglich die vorgenommenen Ziele zu erreichen und die 

Wahrnehmung von gelungenem Unterricht auch sehr unterschiedlich ausfallen kann. Unter 

„guter“ politischer Bildung wird Unterricht mit hoher Bildungsqualität verstanden und wird 

oftmals als Metapher für didaktische und methodische Reflexionen in Bezug auf kompetenz-

fördernden Unterricht verwendet (vgl. Richter, 2013, 29-31). Es gibt gewisse Vorgehensweise 

im Unterricht und Vorschläge von Bildungs- und Politikdidaktikexpert*innen, durch die poli-

tische Bildung sehr gut gelingen kann. Dazu wurden neun Grundsätze von der Autorengruppe 

Fachdidaktik (vgl. Autorengruppe Fachdidaktik, 2017², 125-127) formuliert: 

 

• Fachspezifische Diagnostik 

Es ist wichtig eine angemessene fachspezifische Diagnostik zu erstellen, um an das In-

teresse der Schüler*innen anzuknüpfen und sie dort abzuholen, wo sie stehen. Um das 

in Erfahrung zu bringen, ist es wichtig, dass sich die Lehrperson Zeit dafür nimmt, um 

die Lernenden besser kennenzulernen, damit der Unterricht dann an die Bedürfnisse 

und Interessen der Schüler*innen angepasst werden kann (vgl. Autorengruppe Fachdi-

daktik, 2017², 125). 

 

• Schülerorientierte Methoden 

Schülerorientierte Methoden verheißen nicht zwangsläufig, dass sich tatsächlich alle 

Schüler*innen deshalb mehr für den Unterricht interessieren, aber sie bieten die Mög-

lichkeit, dass Lernende ihre eigenen Interessen in den Unterricht einbringen können 

und dadurch vielleicht Mehrwert für die Schüler*innen entsteht oder Interesse für poli-

tische Themen im besten Fall gewonnen werden kann (vgl. Autorengruppe Fachdidak-

tik, 2017², 126). 

 

• Methodische Vielfalt 

Methodenüberfluss muss nicht immer vielversprechend für einen gelingenden Unter-

richt sein, weil es oftmals die Schüler*innen langweilen oder überfordern kann. Des-
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halb ist es wichtig, sich genau zu überlegen, was mit welcher Methode tatsächlich er-

reich werden soll und wann sie sinnvoll einzusetzen ist. Eine Abwechslung zwischen 

direkter Instruktion und konstruktivistischem Unterricht ist unter anderem auch laut 

der Hattie-Studie deshalb besonders zu empfehlen (vgl. Steffens/Höfer, 2014, 22f; vgl. 

Autorengruppe Fachdidaktik, 2017², 126).  

 

• Weiter Politikbegriff und lebensweltliche Zugänge 

Es ist sehr sinnvoll Schüler*innen zu zeigen, dass Politik mehr sein kann, als nur rei-

nes Faktenlernen über politische Systeme und dergleichen, deshalb ist der weite Poli-

tikbegriff besonders geeignet für den Unterricht. Politikverständnis im weiten und en-

gen Sinne wird im Kapitel 3.6. auf S. 46f näher erläutert. Durch den lebensweltlichen 

Bezug kann deutlich gemacht werden, dass Politik auch Schüler*innen betrifft und es 

deshalb so wichtig und interessant ist, sich damit auseinanderzusetzen (vgl. Autoren-

gruppe Fachdidaktik, 2017², 126).  

 

• Aktualität 

Neben dem lebensweltlichen Bezug kann auch die Aktualität von politischen Themen 

das Interesse von Schüler*innen steigern, da ihre Aufmerksamkeit meist schon durch 

diverse Medien geweckt wurde. Im Unterricht soll dafür dann der Raum geschaffen 

werden, um sich kritisch und differenziert mit den aktuellen politischen Geschehnissen 

auseinanderzusetzen, da politische Themen medial oftmals sehr schwierig für Jugend-

liche zu erfassen sind, wie beispielsweise die „Sprichst du Politik“-Studie aus dem 

Jahr 2011 bestätigt (vgl. Autorengruppe Fachdidaktik, 2017², 126; vgl. Arnold et al., 

2011, 7).  

 

• Kontroversität 

Eine kontroverse Darstellung und Bearbeitung von Unterrichtthemen in der politi-

schen Bildung ist von besonders großer Bedeutung, da unter anderem durch das Dar-

stellen unterschiedlicher Positionen und Meinungen zu bestimmten politischen The-

men auch die Schüler*innen in ihrer eigenen Positionierung und Meinungsbildung un-

terstützt werden. Das könnte auch einen positiven Einfluss auf das allgemeine Interes-

se der Schüler*innen haben (vgl. Gessner, 2014; vgl. Ammerer, 2010, 17; vgl. Auto-

rengruppe Fachdidaktik, 2017² 127).  
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• Partizipationsmöglichkeiten 

Besonders sinnvoll ist es im Bereich der politischen Bildung (aber natürlich auch in al-

len anderen Unterrichtsgegenständen) Schüler*innen die Partizipations-, Mitgestal-

tungs- und Mitentscheidungsmöglichkeiten aufzuzeigen, damit Lernende diese aktiv 

nützen können und gelebte Demokratie schon im Klassenzimmer beginnt (vgl. Auto-

rengruppe Fachdidaktik, 2017², 127).  

 

• Feedback  

Es ist immer hilfreich, wenn der eigene Unterricht evaluiert wird, um zukünftig besser 

planen zu können und die eigenen Methoden und Vorgehensweise kritisch zu hinter-

fragen. Dabei eignet sich das Einholen von Feedback von Schüler*innen durch den 

Einsatz unterschiedlicher Feedbackmethoden besonders gut, weil dabei auch die Ler-

nenden Rückmeldung zum Unterricht geben können. Dadurch kann ein interessanter 

und abwechslungsreicher Unterricht langfristig gesichert und verbessert werden (vgl. 

Autorengruppe Fachdidaktik, 2017², 127). 

 

• Spielerische Zugänge 

Hierbei darf nicht vergessen werden, dass die Auseinandersetzung mit Politik und po-

litischen Themen durchaus auch Spaß machen kann. Dabei helfen spielerische Zugän-

ge, um den Unterricht aufzulockern und eventuell dadurch das Interesse der Jugendli-

chen zu wecken (vgl. Autorengruppe Fachdidaktik, 2017², 127). 

 

Aus der Sprichst du Politik? Studie (2011) kam heraus, dass 74,2% der Befragten Jugendli-

chen die Schule an erster Stelle angaben, wenn gefragt wurde, wo sie mit Politik am ehesten 

in Berührung kommen, danach folgten Fernsehen mit 68% und Radio, sowie die eigene Fami-

lie mit 62% (vgl. Arnold et al., 2011, 39). Auch in anderen deutschen Erhebungen wie bei-

spielsweise bei Böhm-Kasper (2006) wurde an erster Stelle auf die Frage: „Woher hast du 

deine politischen Kenntnisse?“, die Schule bzw. der Unterricht oder die Lehrpersonen ange-

geben. Schule ist für Schüler*innen außerdem ein Ort, an dem Politik zum Thema gemacht 

wird und wo politische Partizipation im Alltag stattfinden kann. (vgl. Böhm-Kasper, 2006, 

66f). Dadurch werden die Wichtigkeit und die Rolle der Schule betont, die eine große Ver-

antwortung tragen, da alle Jugendlichen bis zur Schulpflicht die Schule passieren und dies 

meist der einzige Ort ist, an dem sie sich reflektiert und kritisch mit politischen Themen in 

einem geschützten Rahmen auseinandersetzen dürfen. Zwar werden junge Menschen schon in 
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der Familie politisch sozialisiert (was schon vor der Schulzeit stattfindet), dabei kann aber 

meist nicht von einem reflektierten Zugang gesprochen werden. Außerdem wird der Einfluss 

des Elternhauses auf die Jugendlichen unterschiedlich wahrgenommen und von Forschenden 

kritisch hinterfragt (vgl. Kroh, 2006, 200-203; vgl. Schmid, 2004, 25-31).  

 

Ansonsten sind Jugendliche unter anderem auch dem Fernsehen und den digitalen Medien 

teils unreflektiert ausgesetzt und müssen den richtigen Umgang damit erst erlernen. Nichts-

destotrotz sind neben der Schule vor allem auch der Freundeskreis und das soziale und famili-

äre Umfeld entscheidend, ob sich Jugendliche aktiv an Politik beteiligen und Engagement 

zeigen oder nicht (vgl. Schmid, 2004, 32-58; vgl. Schneekloth, 2011², 134; vgl. Schneekloth, 

2015, 163; vgl. Westle, 2006, 237). Welche weiteren Faktoren für das politische Interesse 

relevant sind wird im nächsten Kapitel erörtert, im Folgenden steht die Schule, mit ihren Auf-

gaben und Auswirkungen auf das politische Interesse von Kindern und Jugendlichen im Vor-

dergrund.  

3.2.1 Kompetenzen und das österreichische politische Kompetenzmodell 

Im Unterrichtsfach „Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung“, sowie in vielen anderen 

Fächern, haben Kompetenzen eine essentielle Rolle eingenommen und sind aus der heutigen 

Bildungsdebatte nicht mehr wegzudenken. Unter dem Begriff Kompetenzen werden „[…] jene 

Fähigkeiten, Fertigkeiten und Bereitschaften verstanden, die es den SchülerInnen ermögli-

chen, selbstständig Probleme in unterschiedlichen Situationen zu lösen.“ (Krammer et al., 

2008, 3). Diese Definition lehnt stark an die Definition von Kompetenzen nach Weinert 

(2002²) an, die aber präziser ausformuliert wurde, denn sie ergänzt, dass es sich bei den zu 

erwerbenden Fähigkeiten und Fertigkeiten, um „[…] die bei den Indivuden verfügbaren oder 

durch sie erlernbaren kognitiven Fähigkeiten und Fertigkeiten […]“ handelt und verbindet 

damit die „[…] motivationalen, volitionalen und sozialen Bereitschaften und Fähigkeiten, die 

Problem-lösungen in variabelen Situationen erfolgreich und verantwortungsvoll nutzen zu 

können.“ (vgl. Weinert, 2002², 27f).  Diese Definition fand laut Richter (2013) in Deutschland 

viel Zustimmung und wurde oftmals rezipiert. Die Quintessenz aus dieser Definition ist, dass 

Kompetenzen, im Gegensatz zu Be-gabung oder Intelligenz, erlernbar sind und auf der 

performativen Ebene als erbrachte Lei-stung gelten. Leistung ist beobachtbar, bewertbar und 

messbar, die erworbene Kompetenz kann zwar nicht direkt erfasst werden, kann aber durch 

die erbrachte Leistung rückwirkend festgestellt werden. Außerdem macht die Definition nach 

Weinert (2002²) deutlich, dass Kompetenzen eine Verbinung zwischen Wissen, Einstellungen, 

Werten und Motiven auf-weisen und diese dadurch miteinander in Beziehung stehen. Diese 
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Deutung knüpft an die Lehr-Lern-Prozesse an und macht es zur Notwendigkeit Kompetenzen 

in Bereiche und Teil-bereiche zu gliedern und diese dadurch auszudifferenzieren. Eine 

Ausformulierung von kon-kreten Fähigkeiten und Fördermöglichkeiten für Schüler*innen in 

hierbei wichtig, um dem Konzept gerecht zu werden (vgl. Richter, 2008, 23f; vgl. Klieme, 

20074, 21). 

 

Im Jahr 2007/08, im Zuge der Herabsetzung des Wahlalters in Österreich, wurde ein Projekt 

des Bundesministerium in Auftrag gegeben, um ein Kompetenzmodell für Politische Bildung 

in der Schule zu entwickeln. Dieses Kompetenzmodell ist deshalb so relevant, weil es auf die 

Kompetenzbereiche eingeht, die die politische Bildung im Besonderen abdecken sollte. Das 

Ziel dabei ist es, einen kompetenzorientierten Unterricht so zu gestalten, dass Schüler*innen 

ein reflektiertes und (selbst)reflexives Politikbewusstsein im Laufe ihrer Schulpflicht und 

darüber hinaus entwickeln, welches sich durch exemplarische Annäherungen an Problemfälle 

aus der Politik in Bezug auf die Lebens- und Erfahrungswelt der Jugendlichen auszeichnet. 

Das bedeutet, dass es sich hierbei nicht um ein Faktenwissen über politische Themen handelt, 

sondern um Lernangebote, welche die Schüler*innen zum politischen Denken und Handeln 

fähig machen sollen (vgl. Krammer et al., 2008, 3). Im Zuge dieses Kompetenzmodells wur-

den vier grundlegende Kompetenzen für die politische Bildung herausgearbeitet, die für den 

Unterricht essenziell sind (vgl. Krammer et al., 2008, 6-9): 

 

Das Kompetenzmodell: 

 

 

Abb. 2.: Das Kompetenzmodell 

(vgl. Larcher/Zandonella, 2014, 6; 

vgl. Krammer., 2008, S. 6) 
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• Politische Urteilskompetenz 

Die Urteilskompetenz zielt auf eine möglichst sach- und/oder wertorientierte Beurtei- 

            lung politischer Entscheidungen, sowie Probleme und Kontroversen bei Schüler*innen  

            ab. Dabei ist jedes politische Urteil von einer Vielzahl an Teilurteilen abhängig und  

            kann selbst Teil eines übergeordneten Urteils werden. Beim Urteilen spielt die Fähig- 

            keit zur Perspektivenübernahme und dem Perspektivenwechsel eine wesentliche Rolle  

            (vgl. Krammer et al., 2006, 6). 

 

• Politische Handlungskompetenz 

Die Handlungskompetenz beinhaltet das Austragen von politischen Konflikten, die 

Formulierung von politischen Fragen und das Artikulieren der eigenen Position, sowie 

das Verstehen und Aufgreifen von anderen politischen Positionen. Dabei sind vor al-

lem Problemlösungsstrategien wichtig, sowie die Rücksichtnahme auf eigene und 

fremde Bedürfnisse, was eine gewisse Bereitschaft zum Kompromiss, sowie die Fä-

higkeit zur Kommunikation und Konfliktfähigkeit voraussetzt (vgl. Krammer et al., 

2006, 7).  

 

• Politikbezogene Methodenkompetenz 

Die Methodenkompetenz stellt das Rüstzeug für Schüler*innen dar, um über Verfah-

ren und Methoden zu verfügen, die es erlauben, sich mündlich, schriftlich, visuell und/ 

oder in modernen Medien politisch zu artikulieren. Dabei werden idealerweise eigene 

reflektierte und (selbst)reflexive Manifestationen geschaffen, die es den Lernenden 

ermöglicht, mit anderen in einen Diskurs zu treten und die Grundlagen von Informati-

onen zu reflektieren (vgl. Krammer et al., 2006, 7f).   

 

• Politische Sachkompetenz 

Die Sachkompetenz ist vor allem wichtig für das Verstehen von politischen Konzepten 

und Kategorien, wie Fachbegriffen der Sozial- und Kulturwissenschaft, die für eine 

Analyse politischer Situationen und Prozesse erforderlich sind. Wenn Kenntnisse über 

Basiskonzepte3 und Begrifflichkeiten vorhanden sind, dann kann eine fachlich-

politische Kommunikation stattfinden und strukturiert werden, was sie vom deklarati-

ven Wissen unterscheidet (vgl. Krammer et al., 2008, 9).  

                                                         
3 Unter Basiskonzepten (eng.: key-concepts) werden Leitideen bzw. Grundvorstellungen verstanden, mit deren 

Hilfe Schüler*innen politisches Wissen strukturieren und einordnen können. Diese werden in einem fortwähren-

den Prozess der Differenzierung und Komplexitätssteigerung weiterentwickelt (vgl. Krammer, 2008, 9). 
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Das Arbeitswissen ist im Rahmen dieses Kompetenzmodells besonders wichtig, weil es durch 

die Auseinandersetzung mit konkreten politischen Fragestellungen und dem, sich über be-

stimmte politische Sachverhalte informieren, entsteht. Dadurch ist das Arbeitswissen anlass-

bezogen, hat instrumentellen Charakter und ermöglicht gewisse politische Lehrvorgänge, die 

dafür notwendig sind, um politische Kompetenzen überhaupt erst zu entwickeln. Das Ar-

beitswissen stellt also keinen schon vorhandenen Wissenskanon dar, dabei liegt es in der Ver-

antwortung der Lehrpersonen, dieses Arbeitswissen zu stärken und mit dem Unterricht dazu 

beizutragen, dass sich das Arbeitswissen der Kinder und Jugendlichen erweitert. Da das Ar-

beitswissen zur Entwicklung der Konzepte und zum Verstehen von politischen Kategorien 

beiträgt, ist es zu weiten Teilen in der Sachkompetenz verankert (vgl. Larcher/Zandonella, 

2014, 7; vgl. Krammer, 2008, 6f).  

 

Die angesprochenen Basiskonzepte und Kategorien beziehen sich auf drei Dimensionen der 

Politik: die formale Dimension (Polity), die inhaltliche Dimension (Policy) und die prozessua-

le Dimension (Politics). Polity ist jene Dimension, die sich mit verfassungsmäßigen politi-

schen Strukturen und Ordnungen einer Gesellschaft, wie beispielsweise dem Regierungssys-

tem oder politischen Parteien und internationalen Organisationen befasst. Dabei umfasst sie 

außerdem die Rechtsordnung und die dazu gehörenden Handlungsspielräume, Zuständigkei-

ten und Abläufe, sowie die normative Ebene mit ihren Wertvorstellungen und Absichten hin-

ter Regelungen. Policy hingehen wird vor allem mit den Aufgaben und Zielen politischer Ak-

teur*innen in Verbindung gebracht und zielt auf Problemlösung und Gestaltung gesellschaft-

licher Verhältnisse ab, wodurch sie zum Ausdruck von Interessens- und Zielkonflikten wird. 

Die dritte Dimension stellt Politics dar, welche sich auf die Vorgänge der politischen Wil-

lensbildung, also mit Wahlen etc. und auf politische Entscheidungen, wie der Gesetzgebung 

etc. bezieht. Politics ist vor allem an Konflikten und der Art und Weise, wie Interessensvertre-

tungen versuchen ihre Anliegen durchzubringen interessiert (vgl. Dachs, 2002, 7f; vgl. 

Fereidooni, 2011, 29f; vgl. Krammer, 2008, 9; vgl. Kremb, 2010, 12f; vgl. Massing, 1995, 

76f; vgl. Weißeno et al., 2010, 32-34).  

 

In Bezug auf das Kompetenzmodell wurde herausgefunden, dass Einstellungen und Motivati-

on, die als Kognitionen verstanden werden, fördernd auf die vier politischen Grundkompeten-

zen einwirken. Dabei ist das politische Interesse vorwiegend eine motivationale Einstellungs-

komponente, die es im Unterricht zu erzeugen oder zu fördern gilt. Im Sinne des politischen 

Interesses ist vor allem die Neugierde an Politik vom Unterricht der politischen Bildung ab-
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hängig. Das bereits vorhandene politische Wissen wirkt sich positiv und motivierend auf die 

politische Urteilsbildung, das politische Interesse im Allgemeinen und das eigenständige poli-

tische Handeln aus. Wenn jedoch die Motivation, egal aus welchen Gründen, bei den Jugend-

lichen ausbleibt, dann beschäftigen sich diese nur sehr widerwillig mit dem Themengebiet. 

Alles was gezwungenermaßen vonstattengeht, bleibt nicht im Gedächtnis der Lernenden, 

wodurch kein neues Wissen aufgebaut werden kann (vgl. Detjen et al., 2012, 104f; vgl. 

Westle, 2006, 237).  

3.2.2. Politische Kompetenzen in Theorie und Praxis 

Die sozialen Vergleichsprozesse zwischen Jugendlichen im Unterricht (gemeint ist damit das 

gegenseitige Vergleichen der Fähigkeiten und Fertigkeiten mit anderen Mitschüler*innen) 

dürfen nicht außer Acht gelassen werden, denn wenn Lernenden bewusst wird, dass ihr politi-

sches Wissen und ihre Fähigkeiten und Fertigkeiten unter dem Niveau der anderen liegen, 

dann führt dies bei vielen zu Frustration und Demotivation. Dies ist in weiterer Folge weder 

für das Selbstbewusstsein der Jugendlichen, noch für weitere Auseinandersetzung mit politi-

schen Themen förderlich und hat fehlendes Interesse zur Folge. Eine wichtige Erkenntnis 

konnte Bettina Westle (2006) in ihrer empirischen Fallstudie mit Nürnberger Schüler*innen 

gewinnen und zwar, dass das politische Interesse, das politische Selbstwertgefühl, sowie das 

politische Wissen und das Verständnis von politischen Strukturen keine unveränderlichen 

Konstanten im Laufe des Lebens sind, aber zu einem Großteil schon in der Jugend ausgeformt 

werden. Dabei werden Abneigungen oder Zuneigungen zur Politik herausgebildet, die eine 

weitere Beschäftigung stark beeinflussen können (vgl. Westle, 2006, 237).  

 

Aus diesem Grund ist es umso wichtiger sich der Verantwortung, die der Schule und der poli-

tischen Bildung zu Teil wird, bewusst zu werden und diese Herausforderung anzunehmen, um 

nachhaltig junge Erwachsene auszubilden, die einen möglichst positiven Bezug zu politischen 

Themen ausweisen und ein starkes Selbstvertrauen in die eigenen (politischen) Fähigkeiten 

aufgebaut haben. Ob die in der Schule angebotene Politische Bildung erfolgreich war oder ihr 

Ziel verfehlt hat, wird am Niveau der Kompetenzentwicklung von Schüler*innen am Ende der 

Schulpflicht festgestellt, da für viele Jugendliche zu diesem Zeitpunkt die Möglichkeit auf ein 

didaktisch strukturiertes politisches Lernen endet. Das wichtigste Ziel der politischen Kompe-

tenz ist im Endeffekt der Aufbau eines reflektierten Politikbewusstseins bei jungen Menschen, 

die sie dazu befähigt, autonom und verantwortungsbewusst zu denken und eigenständig, so-

wie selbstbewusst an der Gestaltung der Gesellschaft teilzuhaben. Dabei ist wichtig festzuhal-

ten, dass politische Mündigkeit ein dehnbarer Begriff ist, der eine große Spannweite hat. Die 



34 

 

Schüler*innen müssen im Zuge ihrer Schullaufbahn die Möglichkeit erhalten, ihre politischen 

Kompetenzen nach individuellem Maß zu entwickeln, um bei Schulaustritt als Wähler*innen 

Verantwortung tragen zu können (vgl. Krammer, 2008, 10).  

 

An dieser Stelle decken sich die wissenschaftlichen Erkenntnisse nicht ganz mit jener der 

schulischen Realität. Wiener Lehrer*innen beispielsweise haben bei einer Studie im Jahr 2014 

unter der Leitung von Philipp Mittnik, die sowohl die Sekundarstufe I, als auch die Primarstu-

fe umfasste, wobei hier nur auf die Sekundarstufe I eingegangen wird, angegeben, dass sie 

kritisches und unabhängiges Denken, sowie die Kompetenz, die eigene Meinung zu vertreten 

und zu verteidigen, als besonders wichtig in der schulischen Politischen Bildung erachten. 

Weit weniger zentral erachten sie die Partizipation in der Schule, die Fähigkeit, wirtschaftli-

che Zusammenhänge zu erkennen, sowie die Vorbereitung auf eine künftige politische Teil-

habe. Das Wecken des Interesses am politischen Leben ist im Mittelfeld gelandet. Einig sind 

sich Wissenschaftler*innen und Lehrer*innen, sowie die Nationalratsabgeordnete Duzdar, 

siehe Experteninterview, in dem Punkt, dass das Wissen über soziale und politische Instituti-

onen keine zentrale Rolle einnimmt. Es hat zwar seine Berechtigung, aber andere Kompeten-

zen und Bereiche gilt es hierbei im Unterricht zu bevorzugen (vgl. Mittnik, 2017, 59f).  

3.2.3 Genderaspekt in Bezug auf Kompetenzen 

Ein weiterer wichtiger Aspekt in Bezug auf die politische Kompetenz im Unterrichtsgegen-

stand Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung sind die geschlechtsspezifischen Diffe-

renzen in politischen Kompetenzen, auf die Monika Oberle (2013) eingegangen ist und vor 

allem für den Genderschwerpunkt in dieser Arbeit einen essentiellen Beitrag leistet. Wenn 

von dem höchsten Ziel der politischen Bildung, nämlich der Mündigkeit von Schüler*innen 

gesprochen wird, dann ist es die Aufgabe des Unterrichts weibliche Jugendliche bei der Aus-

einandersetzung mit einer geschlechtsspezifischen Rollenerwartung zu unterstützen, die ge-

wisse Zuschreibungen von Eigenschaften vornimmt und den jungen Frauen somit den Zugang 

zu Machtzentren, wie Führungspositionen verwehrt. Diese Prozesse gilt es gemeinsam 

aufzuzeigen und so zu dekonstruieren. Themen wie die Unterscheidung zwischen sex und 

gender, sowie das Konzept des Doing-Genders sollten dabei ebenso Raum einnehmen, um im 

Unterricht und Alltag sensibilisiert zu werden. (vgl. Oberle, 2013, 174f; vgl. Vinz/Schiederig, 

2010, 30). Die Unterscheidung und Thematisierung der Definitionen von sex und gender, 

sowie dem Konzept des Doing-Genders wird im Kapitel 3.5 Politik und Gender umfassend 

beleuchtet.  
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Ein interessanter Ansatz nach Oberle (2013) und Richter (2000) wäre zum Beispiel einen 

spielerischer Zugang durch (videogestützte) Rollenspiele oder ähnliches zu finden, um auf die 

unterschiedlichen geschlechtsspezifischen Kommunikationsstile und den oftmals unbewus-

sten Sexismus im Sprachgebrauch von Schüler*innen, aber auch Lehrkräften aufmerksam zu 

machen. Andere Unterrichtsvorschläge wären zum Beispiel der richtige Umgang mit fremden 

Biographien oder Fallbeispielen, wodurch den Schüler*innen eine Auseinandersetzung mit 

der Thematik erleichtert wird, ohne die eigenen Lebensentwürfe vor der ganzen Klasse the-

matisieren zu müssen (vgl. Oberle, 2013, 175; vgl. Richter, 2000, 207).  

 

Politische Bildung im Unterricht sollte den Anspruch haben auch Mädchen und junge Frauen 

für Politik zu begeistern oder zumindest nicht zu entmutigen sich mit der Materie 

auseianderzusetzen. Ein erster Schritt wäre es, sich an der Lebens- und Erfahrungswelt der 

weiblichen Jugendlichen zu orientieren und die Auswirkungen von Politik an realitätsnahen 

Beispielen verdeutlichen, die die Schüler*innen persönlich betreffen (vgl. Detjen et al., 2012, 

108). Dadurch würde die Diskrepanz, so Oberle (2013), zwischen objektiver und subjektiver 

Betroffenheit verblassen. Neben Rollenspielen, realitätsnahen Beispielen und Debatten wäre 

das soziale Engagement ein vielversprechendes Thema, weil das eine besonders beliebte 

Partizipationsmöglichkeit von weiblichen Jugendlichen darstellt (vgl. Westle, 2006, 220; vgl. 

Oberle, 2013, 166; vgl. Schneekloth, 2011², 152-154). Dadurch können weitergehende 

politische Engagementoptionen zur Überwindung von gesellschaftlichen Problematiken mit 

den Schüler*innen thematisiert werden. Solche Ansätze deuten auf keine Benachteiligung von 

männlichen Jugendlichen hin, sondern wirken sich positiv auf einen nachhaltigen 

Kompetenzerwerb aller Lernenden aus, wobei diese gerade für Schülerinnen insbesonders 

wichtig erscheinen (vgl. Oberle, 2013, 175f). 

 

Beim Einsatz von Unterrichtsmaterialien, sowie Lehrwerken ist seitens der Lehrpersonen auf 

die gerechte Verteilung von Frauen und Männern auf Bildern, als Interviewpartner*innen 

oder Aktivist*innen zu achten, um auch Vorbilder für weibliche Jugendliche zu schaffen. 

Dabei sollte ebenso auf eine gendergerechte Sprache geachtet werden, falls die Lehrwerke 

oder Materialien dies nicht bieten, gilt es dieses Thema ergänzend mit den Schüler*innen 

aufzugreifen. Sinnvoll ist es immer auf einen eine Vielzahl an Methoden und Herangehens-

weisen anzubieten, damit beide Geschlechter und alle Lerntypen angesprochen werden (vgl. 

Oberle, 2013, 177).  
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3.3 Die Rolle der Lehrpersonen 

Die Erwartungen an Lehrkräfte sind in den letzten Jahren wieder stärker angestiegen, vor al-

lem im Hinblick auf das kompetenzorientierte Unterrichten, welches die differenzierte Sicht-

weise auf die Professionalität der Lehrenden beeinflusst hat. Neben den vielfältigen Aufgaben 

wie dem Unterrichten, Erziehen, Beurteilen und Beraten, kamen außerdem noch Schulent-

wicklungsaufgaben und administrative Tätigkeiten hinzu. Der Blick wir dabei auf wichtige 

Personenmerkmale der Lehrer*innen gelenkt, die ebenso auf einen erfolgreichen Unterricht 

Einfluss nehmen. Gemeint sind damit die Berufszufriedenheit, Kooperationsbereitschaft, eine 

hohe Reflexionsbereitschaft, sowie die Kenntnis und Entwicklung eines eigenen Unterrichts-

stils und die Selbstwirksamkeitserwartungen. Auch eine persönliche Berufsmotivation und 

Überzeugung wirken sich auf die Unterrichtsqualität aus, wobei hier nicht ganz eindeutige 

empirischen Erkenntnisse vorliegen und auch die Frage nach der Förderung der Komponenten 

in der Lehrer*innenbildung sind bis dato nicht geklärt (vgl. Richter, 2013, 34f; vgl. Dubs, 

2008, 17; vgl. Leuchtner et al., 2008, 166-168).  

 

Das professionelle Wissen gehört, neben den bereits erwähnten persönlichen Merkmalen, zur 

Professionalität von Lehrpersonen und setzt sich nach Shulman (1986) und Bromme (1997) 

aus dem pädagogischen, fachspezifischen und fachdidaktischen Wissen zusammen. Das fach-

didaktische Wissen wiederum schließt das pädagogische und fachspezifische Wissen mit ein 

und wirkt sich, laut empirischen Erhebungen, auf die motivierende und adressatengerechte 

Vermittlung von fachlichen Inhalten aus (vgl. Richter, 2013, 35). Richter (2013), bezieht sich 

außerdem auf Andreas Helmke (2009), der bei den notwendigen Kompetenzen von Lehrper-

sonen vor allem einen Blick auf den veränderten Planungsprozess wirft. Er ist der Meinung, 

dass kompetenzorientierter Unterricht vom Ende her zu planen ist, was bedeutet, dass es für 

Lehrer*innen bedeutsam ist von den angestrebten, zu erwerbenden Kompetenzen auszugehen.  

Dabei stellt Helmke vier Teilkompetenzen, aus dem Bereich der Lehrzielpräzisierung vor, die 

Lehrkräfte verinnerlicht haben müssen, um einen kompetenzorientierten Unterricht erfolg-

reich zu planen und umzusetzen (vgl. Helmke, 2009, 35-54):  

• Lehrzielvalidierung durch rationale, sachstrukturierte Aufgabenanalysen 

• Gestaltung von Lernumgebungen durch den Einsatz von Lernaufgaben, die auf Grund-

lage von psychologischen Aufgabenanalysen beruhen  

• Lernerfolgskontrolle  

• Evaluation  
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Diese Kompetenzbereiche, die Lehrpersonen und ihren Unterricht betreffen sind auch für die 

politische Bildung besonders wichtig, um eine systematisch planbare und erfolgreiche Unter-

richtspraxis zu gewährleisten. Funktionieren kann dies nur, wenn sowohl die Wissenschaft, 

als auch die Praxis eng zusammenarbeiten und dadurch neue Erkenntnisse und Umsetzungs-

möglichkeiten rasch den Weg in die Klassenzimmer finden (vgl. Richter, 2013, 36).Wenn es 

um Kompetenzen von Lehrpersonen in Bezug auf politische Bildung in der Schule geht, dann 

ist für diese Arbeit natürlich auch die Genderkompetenz von Lehrer*innen von großer Bedeu-

tung und muss mitgedacht werden. Ein gendersensibler Unterricht kann nur dann von Lehr-

personen gestaltet und umgesetzt werden, wenn diese, Wissen über geschlechtsspezifische 

Benachteiligung und Doing-Gender-Prozesse mitbringen, sowie offen einer Auseinanderset-

zung mit der eigenen Geschlechterrolle gegenüberstehen und die Fähigkeit zu einem gender-

sensiblen Handeln in die politische Bildung miteinfließen lassen (vgl. Derichs-Kunstmann, 

2004, 244f).  

 

Die Lehrer*innenausbildung müsste hierbei viel größeren Wert auf die fachwissenschaftli-

chen Kenntnisse im Bereich der Geschlechterungleichheiten in Politik, Wirtschaft und Gesell-

schaft legen und dabei den angehenden Lehrer*innen die Chance bieten, sich mit ihren eige-

nen geschlechtsspezifischen Selbst- und Fremdkonzepten zu beschäftigen, die großen Einfluss 

auf die Geschlechtsstereotypisierung im Unterricht haben. Eine reflektierte Selbstwahrneh-

mung und das Auseinandersetzen mit den eigenen verinnerlichten und teils unbewussten Rol-

lenbildern stellen eine Voraussetzung für gendersensiblen Unterricht dar. Lehrer*innen, die 

politische Bildung aktiv im Unterricht thematisieren, sollten vor allem fachdidaktische Strate-

gien von geschlechtergerechtem Politikunterricht schon in ihrer Ausbildung kennenlernen und 

in der Praxis erproben können, um dann für den eigenen Unterricht besser und vor allem re-

flektierter mit Doing-Gender-Prozessen umzugehen (vgl. Oberle, 2013, 178). 

 

In einigen deutschen Studien, die 2012 in Karlsruhe und Göttingen durchgeführt wurden und 

die Professionalität von Politiklehrer*innen und ihre Kompetenzen erhoben, ist deutlich ge-

worden, dass die Lehrerinnen tendenziell weniger politische Bildung unterrichten, geringeres 

Interesse daran haben und auch über ein geringeres fachwissenschaftliches Wissen verfügen, 

als ihre männlichen Kollegen (vgl. Oberle, 2013, 179; vgl. Oberle/Weißeno/Weschenfelder, 

2012, 127-138). Wenn mitgedacht wird, dass es wesentlich mehr weibliche Lehrkräfte im 

Bildungssystem gibt, dann sind diese Erkenntnisse, vor allem im Hinblick auf die Forderung 

gerade Mädchen und junge Frauen in ihrem politischen Selbstwert zu stärken, eher alarmie-
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rend, weil es die Vorbildfunktion, die in diesem Sinne gebraucht werden würde, deutlich 

mindert. Bei österreichischen Studien (2014) wurden auch Lehrkräfte über ihre Professionali-

tät befragt, dabei kam zwar ein hohes politisches Interesse im Allgemeinen heraus, aber Leh-

rerinnen gaben auch hier selbst an, sich weniger dafür zu interessieren, als Lehrer. Die am 

häufigsten genannten Probleme beim Unterrichten politischer Inhalten sind für Lehrer*innen 

vor allem strukturelle Probleme, wie beispielsweise ein zu umfangreicher Lehrplan, zu weni-

ge Unterrichtsstunden und starre 50-Minuten Einheiten, sowie mangelnde Aus- oder Fortbil-

dung im Bereich der politischen Bildung, aber weniger die Komplexität der Thematik (vgl. 

Larcher/Zandonella, 2014, 39f, 46f; vgl. Mittnik, 2017, 61, 68). 

 

Ein sehr spannender Aspekt in Bezug auf die Bedeutung und Rolle der Lehrpersonen, geht 

aus der Hattie-Studie hervor, die besagt, dass die eigene Motivation und das aktive Handeln 

einen enormen Mehrwert für den Unterricht und die Schüler*innen mit sich bringen. Dabei ist 

nicht nur Engagement seitens der Lehrer*innen erforderlich, sondern auch das leidenschaftli-

che Handeln und die Liebe zum fachlichen Inhalt, sowie ethischen Fürsorge notwendig (vgl. 

Hattie, 2009, 24; vgl. Steffens/Höfer, 2014, 6). Hattie stellt die Lehrperson in den Mittelpunkt 

der Wirksamkeit von Unterricht und meint dazu: „What teachers do matters“ (frei übersetzt: 

Was Lehrpersonen (im Unterricht) machen, ist wichtig und hat Einfluss) (vgl. Steffens/Höfert, 

2014, 7). Es geht dabei aber weniger um die Lehrer*innenpersönlichkeit an sich, sondern um 

das Handeln von Lehrpersonen. Dazu wurden sogenannte „Basisdimensionen“ des Leh-

rer*innenhandelns formuliert, die als „[…] unverzichtbare Grundbedingungen schulisch orga-

nisierten Lernens“ gelten (vgl. Klieme et al., 2006, 131; vgl. Steffens/Höfer, 2014, 7).  

Dazu zählen: 

1. strukturiere, klare und störungspräventive Unterrichtsführung, 

2. unterstützendes, schülerorientiertes Sozialklima, 

3. kognitive Aktivierung, zu der je nach fachlichem Kontext beispielsweise ein generell 

diskursiver Umgang mit Fehlern gehören kann (vgl. Klieme et al., 2006, 131; vgl. 

Steffens/Höfer, 2014, 7). 

 

Diese „Basisdimensionen“ sind wichtig, damit vorzugsweise ein gelingender Unterricht, in 

einer fehlerfreundlichen und produktiven Lernatmosphäre gelingen kann. Die Lehrpersonen 

können sich dann auf die individuellen Bedürfnisse der Schüler*innen konzentrieren und fra-

gen: „Where are you going? How are you going? Where to next?“ (frei übersetzt: didaktische 

Fragen nach dem Wo(hin), Wie und Was als nächstes, im Lernprozess von Schüler*innen) 
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(vgl. Steffens/Höfer, 2014, 7). Dabei sollen Lernende die Möglichkeit erhalten ihre erworbe-

nen Lernstrategien umzusetzen und persönliche Fortschritte zu erreichen, dann sind die Ziele 

der Lehrperson erreicht. 

 

3.4 Wertevermittlung in der politischen Bildung 

Wenn über Werte im Allgemeinen und Wertevermittlung in der Schule die Rede ist, dann 

muss im Vorfeld der Begriff definiert werden. Unter Werten werden „[…] Vorstellungen von 

gesellschaftlich Wünschenswertem [verstanden], die Verpflichtungscharakter besitzen [und] 

deren Nichtbefolgung also sanktionierbar ist.“ (Greiffenhagen/Greiffenhagen, 2000, 19; vgl. 

Maag, 1991, 28). Wenn über Werte im Allgemeinen oder im speziellen schulischen Kontext 

gesprochen wird, kommt der Begriff „Werteverlust“ oftmals zum Vorschein, der aber im 

wissenschaftlichen Kontext keinen Halt hat, denn es kann nie von einem kompletten Werte-

verlust kommen, sondern lediglich zu einem Wertewandel oder zu einer Verschiebung von 

Wertigkeit. Dabei können alte Werteorientierungen ad acta gelegt werden und dabei neue 

Werte an Bedeutung gewinnen. Ein solcher Wertewandel geht immer mit gesellschaftlichen 

Veränderungen einher und hat vor allem mit Individualisierungs- und Differenzierungs-

tendenzen zu tun (vgl. Greiffenhagen/Greiffenhagen, 2000, 19). 

 

Eine Einteilung in verschiedene Wertetypen ist recht schwierig, denn die Typbildung ist inso-

fern sehr unterschiedlich verlaufen, je nachdem ob man nach Ronald Inglehart (1989) zwi-

schen den „Materialisten“ und den „Postmaterialisten“ unterscheidet, oder nach Helmut Kla-

ges (1988) von einer Wertepalette ausgeht, die Mischungen aus den verschiedenen Richtun-

gen zulässt. Klages unterscheidet hierbei zwischen den „Pflicht- und Akzeptanzwerten“ einer-

seits und den „Selbstentfaltungs- und Engagementswerten“ andererseits und kommt, ganz im 

Gegenteil zu Inglehart zu dem Entschluss, dass es auch Werttypen gibt, die beide Dimensio-

nen in sich bergen (vgl. Greiffenhagen/Greiffenhagen, 2000, 20f; vgl. Klages, 1988, 56, vgl. 

Inglehart, 1989, 77). Im politischen und bildungspolitischen Kontext, die für die Forschungs-

fragen relevant sind, ist Wertewandel stark mit Ambivalenzen verbunden. Allgemein kann 

festgehalten werden, dass Menschen, egal zu welchem Typ sie zugeordnet werden würden, 

bedingt durch den Wertewandel höhere Ansprüche haben und mehr vom Staat verlangen, als 

früher. Dieser Wandel wurde, nach Greiffenhagen/Greiffenhagen (2000), durch verschiedene 

Faktoren entwickelt: 

• Die Bindung an große Organisationen, also Parteien, Verbände, Kirche etc. wird im-

mer schwächer. 
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• Diese Bindung sinkt deshalb, weil viele Menschen die bürokratischen und undemokra-

tischen, formalisierten Verfahren solcher Großorganisationen nicht mehr gutheißen.  

• Die Kritikbereitschaft und Kritikfähigkeit der Staatsbürger*innen steigt, wodurch das 

Vertrauen in die Eliten der Organisationen abnimmt.  

• Die Ziele und Aufgabenfelder von Großorganisationen entsprechen nicht mehr den 

differenzierten und individuellen Interessen der Menschen, wobei hier die subjektive 

Meinung der Bürger*innen stärker ablehnend ist und dadurch vor allem etablierte Par-

teien und Verbände ihre Wähler- und Anhängerschaft langsam verlieren, zu Gunsten 

von neuen Bewegungen und Initiativen, die gut bei den Menschen ankommen.  

• Die soziale Basis von politischen Konflikten ändert sich und macht es den politischen 

Parteien immer schwerer die „alten“ und „neuen“ Ziele und Aufgaben halbwegs in ei-

nem Gleichgewicht zu halten (vgl. Greiffenhagen/Greiffenhagen, 2000, 25-27). 

 

Auch wenn diese Faktoren nun schon vor knapp 20 Jahren aufgestellt wurden, haben sie den-

noch nicht ihre Gültigkeit verloren und sind in der heutigen Zeit ebenso präsent, wie damals. 

Durch die Massenmedien und den starken digitalen Medienkonsum der Menschen, nicht nur 

der Jugend, hat sich auch die Bedeutung der öffentlichen Meinung und dessen Äußerungen in 

den sozialen Medien verändert. Aktuelleren Forschungen zur Folge steht der Wertewandel 

auch mit der Machtdimension der öffentlichen Kommunikation in Zusammenhang. Menschen 

tendieren dazu, sich nicht aus sozialen Gruppen zu isolieren und dadurch lieber bereits „herr-

schenden Meinungen“ recht zu geben, oder nicht zu widersprechen, anstatt sich mit der eige-

nen „Minderheitenmeinung“ den massenmedialen Gnadenstoß zu geben. Dadurch verfallen 

viele Minderheitenmeinungen in der sogenannten „Schweigespirale“, die beispielsweise bei 

Elisabeth Noelle-Neumann (1996), Uwe Sander (2008) oder Thomas Roessing (2009) disku-

tiert wurde (vgl. Rödder, 2014, 21f).  

Abb. 3.: Das Wertewandelsdreieck 

(vgl. Rödder et al., 2014, S. 31) 
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Die Wissenschaftler Rödder, Neumaier und Dietz (2014) haben ein Konzept entwickelt, wel-

ches die Faktoren des Wertewandels in Zusammenhang bringt und zwar wird das durch ein 

Wertewandelsdreieck dargestellt. In Wechselbeziehung stehen hierbei die diskursiv verhan-

delten Werte, die institutionellen Rahmenbedingungen und die sozialen Praktiken, die alle 

miteinander verbunden sind und sich gegenseitig beeinflussen. Die Wirkungskraft dieses Ge-

füges ist den Menschen meist nicht bewusst, sie können die unbewussten Rahmen selten iden-

tifizieren, was zu einem Problem werden kann, wäre da nicht die Fokussierung auf Konflikte, 

die dieses Problem lösen können. Denn durch Konflikte kommen „[…] unterschiedliche 

Wertvorstellungen und ihre kollektive Akzeptanz zum Ausdruck und integrieren zugleich die 

konstitutive Machtdimension von Wertewandelprozessen in das Forschungskonzept.“ (vgl. 

Rödder, 2014, 31f, in Anlehnung an das „offene Konzept“ von Joas, 2011, 251)  

 

Wenn also Debatten und Diskurse zu einem Medium der Aushandlung von Werten werden, 

ist es in Bezug auf die Bildungsinstitutionen besonders wichtig, diese Komponenten in den 

Unterricht zu integrieren. Denn die Frage nach dem Wandel von Werten ist auch eines der 

grundlegenden Herausforderungen, wenn es um politische Bildung in der Schule geht. Die 

Frage die sich dabei zu stellen gilt, ist nicht ob Schule Werte vermitteln sollte, die in unserer 

Gesellschaft wünschenswert sind, denn das tut Schule ohnehin oder versucht es zumindest, es 

geht mehr um die Frage, inweit Schule hierbei gehen sollte, um Schüler*innen demokratisch 

zu erziehen. Peter Massing (2000) schlug schon Beginn des 21. Jahrhunderts vor, neue Fächer 

wie LER (Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde), Ethik und Philiosophie einzuführen oder 

den Religionsunterricht in Deutschland wieder aufzuwerten, oder auch verstärkt politische 

Bildung mit der Werteorientierung zu verbinden (vgl. Massing, 2000, 163).  

 

Debatten um das Fach Ethik sind in Österreich heute noch aktuell, wobei es schon seit 1997 in 

einigen Schulen als Wahl- oder Freifach, als Pilotprojekt angeboten wurde. Verpflichend soll 

dieses Unterrichtsfach im Schuljahr 2020/21 für AHS Oberstufen und BMHS eingeführt 

werden und zwar für Schüler*innen, die sich von dem Religionsunterricht abgemeldet haben 

(vgl. Presseaussendung des Erzbischöflichen Amtes für Schule und Bildung, 2019). Dadurch 

ergäbe sich die Möglichkeit aktiv Werte zu vermitteln, die mit den Schüler*innen kritisch zu 

hinterfragen und aufzuarbeiten sind. Wichtig dabei ist aber festzuhalten, dass gelingende 

Beiträge im Bezug auf die Werteerziehung in der Schule erst in der nächsten Generation seine 

Wirksamkeit entfalten können und dadurch für aktuelle politische oder gesellschaftliche 

Krisen keine raschen Veränderungen mitsichbringen (vgl. Sander, 2000, 185).  
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Wolfgang Sander (2000) stellte in Bezug auf die Wertevermittlung in der Schule drei wichtige 

Thesen auf, die sich im Spannungsfeld zwischen einer notwendigen Zurückhaltung gegenüber 

der Werteerziehung in der Schule einerseits und der Unausweichlichkeit bzw. Notwendigkeit 

andererseits, bewegen.  

 

Die drei Thesen werden hier kurz vorgestellt und kommentiert: 

• Die erste These umreißt die Unvermeidlichkeit von moralischer Sozialisation in der 

Schule, denn die Institution hat großen Einfluss auf die Bildung von Weltansichten, 

die sich durch die Erfahrungen, die gemacht werden, entwickeln und herausbilden. Im 

Unterricht werden ebenso Werte von Lehrpersonen vermittelt, ob nun bewusst oder 

unbewusst, aber ein wertfreier Unterricht existiert so nicht. Moralische Sozialisation 

ist zwar nicht komplett plan-, bzw. steuerbar, aber dennoch hat die Lehrperson einen 

großen Handlungs- und Interaktionsspielraum, um Schüler*innen zu beeinflussen. Da 

eine Beeinflussung unvermeidbar ist, müssen sich Lehrpersonen ihrer Rolle bewusst 

werden und dementsprechend ihr eigenes Verhalten auch reflektieren. Die Rolle von 

Lehrer*innen wird im folgenden Unterpunkt näher beleuchtet (vgl Sander, 2000, 187).  

 

• In der zweiten These wird die Werteerziehung, in ihrer intentionalen, moralischen 

Sozialisationsfunktion als keine politische Kontroverse zwischen Linken und Rechten 

beschrieben, da laut Sander ein Grundkonses über Werte wie Gerechtigkeit, Frieden 

und Grundwerte der Menschenwürde herrschten. Er ging im Jahr 2000 davon aus, dass 

es in Deutschland keine einflussreichen, antidemokratischen und freiheitsfeindlichen 

politischen oder kulturellen Strömungen gab (vgl Sander, 2000, 188). Davon kann 

heute keine Rede mehr sein, denn genau diese Strömungen sind wieder in ganz Europa 

wesentlich stärker geworden und können nicht mehr ignoriert werden. Gerade heute 

sollte wieder vermehrt an der Erhaltung der demokratischen Werte gearbeitet werden, 

um diese Ordnung, wie sie Sander vor knapp 20 Jahren beschrieb, wiederherzustellen. 

 

• Die dritte These ist insofern interessant, weil sie nicht den Unterricht als (einzigen) Ort 

der Sozialisation und der Wertevermittlung identifiziert, sondern vielmehr auf die Be-

deutung der im Alltag gelebten institutionellen Kultur eingeht. Jede soziale Institution 

weist bis heute eine eigene „Corporate Identity“4 auf, mit formellen und informellen 

                                                         
4 Unter Corporate Identity wird zum einen ein Kommunikationsmodell und zum anderen ein strategisches Kon-

zept zur Unternehmungsführung verstanden. Das Konzept soll für eine Positionierung der eigenen Identität und 
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Regeln, die auf bestimmten kulturell bedingten Wertvorstellungen beruhen und das 

Verhalten der Beteiligten steuern. Das beeinflusst die Schüler*innen stark in ihrer 

Werte- und Moralbildung (vgl. Sander, 2000, 188f).  

 

Diese drei Thesen stehen im Zusammenhang mit Prinzipien, die für die Schule an sich und für 

den Unterricht als solchen von Bedeutung sind. Die Werteerziehung kann auch als 

Wertklärung verstanden werden, in dem die Lehrperson den Schüler*innen im Unterricht 

ermöglicht, sich mit den eigenen Werthaltungen auseinander zu setzen und diese reflektiert zu 

klären. Die Aufgabe der Lehrer*innen im Unterricht besteht darin, den Schüler*innen 

einerseits in vertiefende und klärende Diskussionen zu ihren eigenen Wertpräferenzen zu 

verwickeln und ihnen aber auch andererseits ein möglichst breites Spektrum an 

unterschiedlichen in der Gesellschaft verankerten Wertehaltungen zu präsentieren. Nach 

Schreiner (1992) sollten sich Lehrpersonen, die nach diesem Prinzip, komplett mit eigenen 

Wertungen oder Präferenzen zurückhalten und nur die Klärungsprozesse der Schüler*innen 

unterstützen. Sander (2000) kritisiert dabei den strikten Werterelativismus, der nicht 

vertretbar ist, da beispielsweise anti-demokratische oder rechtsextreme Wertepräferenzen von 

Lernenden weder problematisiert noch in Erwägung gezogen werden (vgl. Sander, 2000, 

195f; vgl. Schreiner, 1992). Dieser Ansatz wird heute umso mehr kritisiert, weil in den 

Klassen eine ganz klare Haltung gegenüber anti-demokratischen oder rechtsextremen Werten 

eingenommen werden muss. Diskussionen und Konflikte im Unterricht sollen zugelassen 

werden, um fruchtbaren Boden zu schaffen, damit Denkprozesse bei Lernenden angeregt 

werden und unreflektierte Werthaltungen, die meist vom sozialen Umfeld übernommen 

wurden, hinterfragt und dekonstruiert werden.  

 

Wenn von Werteerziehung in der Schule die Rede ist, wird vor allem die Förderung der 

Empathiefähigkeit angesprochen. Dabei geht es um Solidarität und Hilfsbereitschaft zwischen 

Schüler*innen, die lernen, sich in andere Menschen hineinzuversetzen und dadurch ihre 

eigenen Handlungsweisen zu hinterfragen. Ohne einer intellektuellen Auseinandersetzung mit 

widersprüchlichen Wertekonzepten und Differenzen ist aber auch dieses Modell nicht ganz 

fehlerfrei (vgl. Sander, 2000, 197). Ein wichtiger Aspekt bei der Wertevermittlung in der 

Schule ist, dass Lehrpersonen die demokratischen Grundwerte, dazu gehören Freiheit, 

Gleichheit, Gerechtigkeit und Frieden (vgl. BMBWF, 2015), nicht als „Unterrichtsstoff“ leh-

ren sollen, denn dadurch würde eine Art von Gleichgültigkeit entstehen, statt Ernsthaftigkeit 

                                                                                                                                                                                

die Entwicklung eines deutlichen „Wir-Bewusstseins“, also als eine nach innen gerichtete Unternehmenskultur 

mit eigenen gelebten Verhaltensmustern und Normen, stehen (vgl. Esch, 2018).  
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und einem Verantwortungsgefühl (vgl. Sander, 2000, 193). Im Aufsatz von Gotthard Breit 

(2000) werden neben den bereits genannten Grundwerten außerdem noch der Begriff Solidari-

tät, statt Gerechtigkeit eingeführt, wodurch soziale Ungleichheiten ausglichen oder zumindest 

gemildert werden sollten. Solidarität wird in der Gemeinschaft unter Beweis gestellt und zeigt 

sich durch Mitmenschlichkeit und in Partnerschaft anderen gegenüber. Neben der Solidarität 

wird bei Frieden auch Leben als Grundwert ergänzt. Breit ist der Ansicht, dass Leben allen 

Grundwerten vorangeht und es ohne diesem keine anderen gäbe, was einleuchtend erscheint. 

Die Voraussetzung für den Schutz des Lebens im Besonderen und aller anderen Grundwerte 

bildet der Frieden, den es zu bewahren gilt (vgl. Breit, 2000, 225f).  

 

Diese Grundwerte sind nicht nur in der politischen Bildung relevant, sondern ebenso in allen 

anderen Unterrichtsfächern und im schulischen Alltag äußerst wichtig für Schüler*innen, um 

diese zu verinnerlichen und tatsächlich auch zu (er)leben. Spannend ist in dieser Hinsicht je-

doch der Vergleich mit der Meinung von Wiener Lehrer*innen, einer bereits erwähnten Stu-

die aus dem Jahr 2014. Die Ergebnisse zeigten, dass gerade bei der Herausbildung einer eige-

nen Werteorientierung nicht die Schule, sondern das Elternhaus zu einem höheren Anteil (von 

80%) Einfluss auf die Jugendlichen hat und daher eher dort verortet wird, so die Meinung, der 

Lehrer*innen. Ansonsten sind sich Lehrpersonen großteils einig, dass Politische Bildung 

vorwiegend den Schulen zuzuordnen ist (vgl. Larcher/Zandonella, 2014, 48) und dadurch am 

meisten auf die Schüler*innen einwirkt, womit auch eine hohe Verantwortung in der Quali-

tätssicherung einhergeht.  

 

3.5 Politik und Gender  

Wenn politische Bildung aus kritisch-emanzipatorischer Sicht betrachtet werden soll, dann 

bedarf es zu Beginn einer Klärung der Begrifflichkeiten und zwar einer klaren Definition, was 

unter Geschlecht in der feministischen Politikwissenschaft verstanden wird. Schon Ende der 

80er Jahre wurde die Unterscheidung zwischen sex und gender getroffen, die das biologische, 

also sex, vom sozialen Geschlecht gender trennt. Anfang der 1990er Jahre kritisierte Judith 

Butler (1990) aber diese Unterscheidung und merkte an, dass auch die biologischen Merkmale 

in ihrer Bedeutung und Wichtigkeit ebenso von der Gesellschaft in gewisser Hinsicht konstru-

iert werden. Daraus ist eine Debatte entstanden, aus der der Begriff des sozialen Konstrukts 

entsprungen ist, welches „[…], als ein Prinzip gesellschaftlicher Gliederung und sozialen 

Schichtung fungiert sowie Hierarchien und Segregationen hervorbringt.“ (vgl. Sauer, 2010, 

230; vgl. Villa, 2019, 24; vgl. Holland-Cunz, 2019, 462)  
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Andrea Maihofer (1995) schließt sich dem Konsens an und verdeutlicht, dass die Geschlechts-

rollen und Geschlechtsidentitäten ein historisch gewachsenes, gesellschaftlich-kulturelles 

Produkt darstellen und dadurch auch kein Ausdruck der biologischen Geschlechterdifferenz 

sind (vgl. Maihofer, 1995, 19). Dabei geht Maihofer auf das Werk von Gerda Lerner (1986) 

ein, in welchem die Autorin den kulturspezifischen Aspekt in die Thematik hineinbringt und 

das Verhalten von Frauen und Männern immer in Bezug auf kulturspezifische Bestimmungen 

in einer bestimmten Gesellschaft zu einer bestimmten Zeit betrachtet (vgl. Lerner, 1986, 301). 

Die äußerst wichtige Auseinandersetzung mit sex und gender und die Thematisierung dieses 

Themas, welches noch immer Auswirkungen vor allem auf das Leben von Frauen hat, wird 

auch in der aktuellsten feministischen Forschung diskutiert. Dabei wird weiterhin auf 

Definitionen von Lerner, de Beauvoir, Butler, Schwarzer und andere Bezug genommen, somit 

sind diese noch immer wichtige Werke, die hier zitiert werden (vgl. Villa, 2019, 24f).  

 

Geschlecht wird somit als ein machtvoller Körperdiskus verstanden, der oftmals (Sinn-) 

Zuschreibungen oder Einordnungskategorien in männlich und weiblich vornimmt und diese 

von der gesellschaftlichen Mehrheit unreflektiert übernommen werden. Das daraus resultier-

ende Konzept von Geschlechterverhältnissen wird als ein komplexes Gefüge von sozialen 

Vorstellungen, Normen, Strukturen, aber auch Institutionen übernommen, die dadurch abge-

sichert werden. Dieses Konzept weist gesellschaftliche Herrschafts- und Abhängigkeits-

strukturen auf, wie etwa den ungleichen Zugang der Geschlechter zu politischen, sozialen, 

ökonomischen und kulturellen Ressourcen (vgl. Maihofer, 1995, 80f; vgl. Sauer, 2010, 230f).  

 

In der heutigen Zeit sind neben den unterschiedlichen feministischen Theorien auch das 

Konzept der Intersektionalität (vgl. Sauer/Wöhl, 2008) unterschiedlicher sozialer Differenz-

strukturen, die auf kulturelle, ethnische, sexuelle, und klassenspezifische Unterschiede 

zwischen Frauen hinweisen, sowie die Queer-Community5 entstanden (vgl. Sauer, 2010, 232). 

In der politischen Agenda herrschten lange Zeit nur Männer, diese männliche Vorherrschaft 

wurde aber in den westlichen Demokratien unter dem Deckmantel der Geschlechterneutralität 

versteckt und die Frauen tendenziell als politisch desinteressiert degradiert. Trotz der allge-

mein gültigen Gleichstellung der Geschlechter gibt es (männliche) Herrschaftsstrukturen, die 

diese Gleichstellung verhindern (vgl. Sauer, 2010, 232f; vgl. Kreisky/Sauer, 1995, 15-17).  

 
                                                         
5 Der Begriff Queer erscheint hilfreich, wenn lesbische, schwule, bisexuelle und trans-, sowie intergeschlechtli-

che Lebensweisen von Menschen thematisiert werden, soll aber nicht unbedingt als ein Sammelbegriff verstan-

den werden, um die Differenzen und Besonderheiten jeder Lebensart nicht zu verallgemeinern (vgl. Rieske, 

2009, 181).  
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Durch die Erfolge der Frauenbewegungen der 1970er Jahre wurde eine Sensibilisierung für 

geschlechtsspezifische Diskriminierungen geschaffen, die auf Ungleichheitsverhältnisse hin-

weist und diesen entgegenwirkt. Im Zuge dieser Bewegungen wurde das Politikfeld Gleich-

stellungspolitik ins Leben gerufen, das sich als Ziel gesetzt hat, die Möglichkeiten der Partizi-

pation von Frauen zu stärken, Diskriminierungen in allen gesellschaftlichen Bereichen zu 

vermindern und die Autonomie von Frauen zu steigern. Die Gleichstellungspolitik ist multiin-

stitutionell verankert und durch unterschiedliche Strategien, je nach Akteur*innen, gekenn-

zeichnet (vgl. Sauer, 2010, 235f). Dieses Gleichheitsgebot wurde aber auch kritisiert, weil es 

sich dabei nicht um ein „absolutes Prinzip“ handelt und es nicht nur eine Auffassung von 

Gleichheit in einer Demokratie gibt (vgl. Wilde, 1995, 126).  

 

Neben der Gleichstellungspolitik gab es auch lange Zeit als Gegenstück die Forderung nach 

der Anerkennung der Geschlechterdifferenz, die laut Maihofer (1995) ein zentrales Element 

des modernen heterosexuellen Geschlechterdiskurses sei und „[…] im Zusammenhang [mit] 

der Konstituierung der bürgerlichen Klasse gesehen werden (vgl. Maihofer, 1995, 99). Dieser 

Fokus auf Geschlechterdifferenz statt Gleichheit stammt aus der bürgerlichen Moderne und 

war konstitutiv mit dieser verbunden. Dieser Ansicht nach werden nicht nur nahezu alle ge-

sellschaftlichen Aufgaben und Tätigkeiten, Körperpraxen, sowie die Denk- und Gefühlswei-

sen in typisch „weiblich“  oder „männlich“ geteilt, sondern bilden ein hierarchisches Ord-

nungssystem, in welchem alle als „männlich“ titulierten Verhaltensweisen als gesellschaftlich 

anerkannte Norm gelten (vgl. Maihofer, 1995, 100).  

 

Ein wichtiger Begriff, der in der wissenschaftlichen Literatur zu dem Thema oft Erwähnung 

findet ist „Doing gender“ und meint damit, dass Geschlecht nicht mehr etwas Vorgegebenes 

ist oder sein muss, sondern etwas das wir aktiv tun. Gender kann je nach Situation konstruiert 

und auch gewandelt werden, wodurch junge Menschen heutzutage das Geschlecht als etwas 

Variables ansehen, das nicht mehr eindeutig oder fremdbestimmt ist. Ein Lösungsansatz zur 

Überwindung des Geschlechterdualismus wäre das Dekonstruieren von Geschlecht der Indivi-

duen (vgl. Richter, 2014, 359). „Doing Gender“ wird nach Kersten (1999) als eine interaktive 

und situative Bewerkstelligung bezeichnet, in der zwei Geschlechter produziert werden. 

Dadurch hat Geschlecht eine subjektive Handlungsdimension, da das Individuum an der Her-

vorbringung ihrer Geschlechtszugehörigkeit immer beteiligt ist (vgl. Sauer 2010, 231; vgl. 

Kersten, 1999, 83) 
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Seit dem Beginn der 2000er Jahre wurde der Gleichstellungspolitik ein weiteres neues Ele-

ment hinzugefügt, nämlich das Gender Mainstreaming. Dieses soll bei allen politischen Ent-

scheidungsprozessen die Geschlechterfrage miteinfließen lassen, wodurch eine Gleichstellung 

der Geschlechter nicht nur in einem speziellen politischen Feld, sondern in allen Bereichen 

der Politik mitgedacht werden soll. Gender Mainstreaming wurde so konzipiert, dass nicht nur 

Frauen allein für die Rechte auf Gleichheit und Gleichstellung der Geschlechter einstehen, 

sondern, dass auch Männer gleichstellungspolitische Prozesse und die dahingehenden Ent-

scheidungen aktiv mitgestalten. In diesem Konzept werden nicht nur frauenspezifische The-

men besprochen, sondern auch die Männer und das Verhältnis zwischen Frau und Mann sol-

len debattiert werden. Im Zentrum Polis wurde Gender Mainstreaming als Grundsatz, der 

durch das Unterrichtsprinzip Erziehung zur Gleichstellung von Frauen und Männern in den 

meisten Schultypen verankert ist und zu dem sich Österreich und die Europäische Union ver-

pflichtet haben, beschrieben, der als integrativer, gesamtgesellschaftlicher Ansatz über das 

Konzept der Frauenförder- und Gleichstellungspolitik hinausgeht. (vgl. Sauer, 2010, 237; vgl. 

Aigner/Hladschik, 2014, 2).  

 

Kritik an dem Gender Mainstreaming Konzept äußerte Sauer (2010) in dem sie es als „softes“ 

Regelwerk mit wenig Wirkungskraft bezeichnete, da es für EU-Staaten nicht bindend war. Es 

wurden seitens der Bundesregierung Modellprojekte gestartet, die aber ohne großer medialer 

Präsenz oder nachhaltiger Wirkung ausgelaufen sind. Kritik aus den feministischen Lagern 

gegen das Gender Mainstreaming gab es viel, da es sich dabei um kein demokratisches, son-

dern ein techno- und bürokratisches Instrument handelte, welches im Sinne der Bottom-up-

Perspektive von der EU vorgegeben wurde und dadurch das Ziel der Geschlechterdemokratie 

verfehle. Außerdem sollen Konzepte wie das Gender Mainstreaming oder die Diversitätspoli-

tik eine Gefahr von Gleichstellungspolitik im Kontext der neoliberalen Umstrukturierung dar-

stellen (vgl. Sauer, 2010, 237f). 

  

3.6 Das politische Interesse von Schüler*innen 

Das politische Interesse von Kindern und Jugendlichen ist in den diversen Studien und For-

schungen häufig Untersuchungsgegenstand. Ein besonders relevanter Grund dafür ist, dass die 

Adoleszenzphase als eine sehr sensible Phase verstanden wird, in der Jugendliche ihre Leben-

sumwelt und die damit verbundenen gesellschaftlichen Veränderungen und politische Umbrü-

che stark wahrnehmen und genau beobachten (vgl. Schneekloth, 2006, 103), wodurch ihre 

Rückmeldungen in Bezug auf ihre (politischen) Interessen und Meinungen als gesellschaftli-
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cher Barometer verstanden werden können. Bevor aber auf das politische Interesse der heuti-

gen Jugend eingegangen wird, muss zuerst klargestellt werden, was unter einem Interesse im 

Allgemeinen verstanden wird. Interesse wird als ein psychologisch-pädagogisches Konzept 

wahrgenommen und bezeichnet „[...] die besondere Beziehung einer Person zu einem subjek-

tiv bedeutsamen Gegenstand oder Wissensbereich.“ (Schmid, 2004, 13) Interesse entwickeln 

Menschen, wenn sie eine besondere Bedeutung für sich selbst darin sehen, weil dadurch 

Neugierde geweckt wird und es zu einer Beschäftigung und Auseinandersetzung mit dem 

Gegenstand oder Interessensgebiet kommt. Dies stellt eine Voraussetzung für Lernprozesse 

dar. Interessen bilden sich zwischen dem Individuum und seiner Umwelt heraus und stehen in 

einer engen Verbindung zum eigenen Ich. Faktoren für die Interessensentwicklung wären 

beispielsweise Fähigkeiten, Kenntnisse, Einstellungen und Wertehaltungen des Menschen, 

sowie Anreize aus dem sozialen Umfeld und der gegenständlichen Umwelt.  

 

Pädagogisch empirische Forschungen (vgl. Krapp 1992; vgl. Hattie, 2009) haben deutlich 

gemacht, dass Lernen aus Interesse zu besseren Lernergebnissen führt, als Lernen ohne 

Interesse an dem Themengebiet zu haben. Kinder und Jugendliche, aber auch erwachsene 

Lernende sind wesentlich länger konzentrierter und entwickeln eine stärkere 

Selbstbestimmtheit, sowie eine Verbundenheit mit positiven Gefühlen dem Stoff und dem 

Lernvorgang an sich gegenüber, als bei interessenslosem Lernen. Außerdem werden beim 

Lernen mit Interesse effektivere Lerntechniken, sowie kognitive Verarbeitungsstrategien 

seitens der Lernenden angewendet. Aus der Hattie Studie geht jedoch noch ein wesentlicher 

Faktor mit einher und zwar das Interesse und die Motivation, sowie die eigene Kompetenz der 

Lehrperson. Dieser soll besonders großen Einfluss auf den gelingenden Unterricht und 

motivierte und interessierte Schüler*innen, sowie deren Leistung haben (vgl. Schmid, 2004, 

13f; vgl. Steffens/Höfer, 2014, 7f).  

 

Nachdem die Frage nach der Definition von Interesse im Allgemeinen geklärt wurde, kann im 

Folgenden auf das politische Interesse und dessen Erforschung im Laufe der Zeit eingegangen 

werden. Van Deth (1990) definiert politisches Interesse „[…] as the degree to which politics 

arouses a citizen´s curiosity.“ (van Deth, 1990, 278) Darunter versteht er demnach Neugierde, 

Wachheit und Aufmerksamkeit, sowie Zuwendung politischen Themen und Angelegenheiten 

gegenüber (vgl. Schmid, 2004, 14). Wenn bei Studien und Interviews nach dem politischen 

Interesse von Jugendlichen und jungen Erwachsenen gefragt wird, dann ist damit immer die 
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subjektive Einschätzung6 dieser gemeint. Dabei ist es wichtig zu verstehen, dass es unter-

schiedliche Auffassungen von Politik gibt, die von einem engen bis zu einem weiten Politik-

verständnis reichen. Wenn Auswertungen und Analysen dieser Studien erfolgen ist es wichtig 

zu wissen, was die Jugend unter Politik oder politischem Interesse versteht und was damit in 

Verbindung gebracht wird. Um an die Forschungsfragen anzuknüpfen und Wege zu finden, 

um politisches Interesse zu steigern, ist es wichtig zu wissen, was darunter verstanden wird.  

 

Im wissenschaftlichen Kontext haben sich zwei Politikbegriffe etabliert, die für eine bessere 

Einteilung von politikwissenschaftlichen Ansätzen sorgen: der enge und weite Politikbegriff. 

Der Politikbegriff im engen Sinne, der durch seine eher geschlossene institutionelle Struktur 

gekennzeichnet wird, weist eine Verbindung mit der Regierung oder dem Parlament auf, also 

der Organisation und Zusammensetzung des politischen Systems und der politischen Ordnung 

sowie einem Interesse für Abläufe, Akteur*innen (zum Beispiel Politiker*innen), Ergenisse, 

Institutionen und Handlungsweisen. Der enge Politikbegriff wird vorwiegend in behaviorali-

stischen oder rationalistischen Forschungsansätzen vertreten (vgl. Puller, 2014). Böhret/Jann/ 

Kronewett (1988) verstanden Politik im engeren Sinn als „[…] alles Handeln, das auf die 

verbindliche Ordnung des Zusammenlebens einer ganzen Gesellschaft direkt oder indirekt 

gerichtet ist.“ (Böhret /Jann/Kronewett, 1988³) Weiters gehen sie davon aus, „[…] dass 

Politik im engeren Sinn nicht nur von Verfassungsorganen gemacht wird, sondern auch von 

verschiedenen Kräften und Gruppen.“ (Böhret/Jann/Kronewett, 1988³)  

 

Im Gegensatz dazu wird unter einem weiten Politikbegriff, Politik, als ein Prozess, welcher in 

allen gesellschaftlichen Bereichen zum Tragen kommt, verstanden. Hay (2002) geht davon 

aus, dass alle gesellschaftlichen Verhältnisse, insofern diese mit Machtverhältnissen 

zusammenhängen, eine politische Dimension aufweisen und über die Untersuchungsobjekte 

des engen Politikbegriff hinausgehen. Der Politikbegriff im weiten Sinne wird meist in 

feministischen, poststrukturalisitischen, diskurstheorietische oder auch am historischen 

Materialismus orientierten Ansätzen aufgegriffen (vgl. Puller, 2014). Mit dem ausgeweiteten 

Politikverständnis kann gesagt werden, dass alle Aspekte der gesellschaftlichen Beziehungen 

politisch sind, also auch innerhalb von Familie, Unternehmen, Schule, Kirche etc. (vgl. Sutor, 

1994, 45). Das Motto des erweiteren Politikbegriffs ist: alles ist politisch, dieses Statement 

vertritt auch Muna Duzdar im Experteninterview.  

                                                         
6 vgl. Kapitel Subjective Political Interest, van Deth, 1990, 281-284. 
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Einen interessanten Ansatz vertrat Jan W. Deth im Jahr 1990, der davon ausging, dass sich 

alle Menschen, als Mitglieder der Gesellschaft, im Grunde genommen für politische Themen, 

die ihr Leben beeinflussen, interessieren und meinte, dass das vermeintliche politische 

Desinteresse Erklärungsbedarf hätte. Deshalb fragte er nach Gründen, warum Menschen kein 

Interesse für politische Themen aufwiesen. Faktoren für ein solches Desinteresse an Politik 

waren seines Erachtens nach die Unkenntnis, die fehlende Kompetenz, sowie das Fehlen von 

politischem Handwerkszeug und Wissen. Außerdem verweist er auf Rosenberg (1954), der 

drei Faktoren nannte, die für das Desinteresse verantwortlich zu sein scheinen: die 

bedrohlichen Folgen politischer Aktivität, die Sinnlosigkeit von politischer Aktivität (wenn 

die gewünschten Resultate ausbleiben und die Aktivitäten, subjektiv gesehen, keine Wirkung 

zeigen) und der fehlende Ansporn um aktiv zu werden. Laut van Deth war diese Liste in den 

1990er Jahren weiterhin aktuell und kann beliebig erweitert und aktualisiert werden (vgl. van 

Deth, 1990, 279; Rosenberg, 1954).  

 

Aktuellere Studien und wissenschaftliche Erkenntnisse zeigen, dass das politische 

Engagement in den letzten Jahrzehnten deutlich gestiegen ist, was unter anderem mit einem 

höheren Bildungsabschluss von Bürger*innen erklärt wurde, aber das subjektive politische 

Interesse nicht unbedingt ebenso konstant höher bewertet wurde. Es herrschen, ebenso wie 

schon in den 1990er Jahren beschrieben, noch immer Desinteresse, Enttäuschung und 

Frustration über die politische Lage, was dazu führt, dass ein Großteil der Menschen eher 

inaktiv ist und weniger hohes Interesse an Politik veräußert. Interessant daran ist, dass das 

soziale und politische Engagement dennoch gestiegen ist (vgl. Neller/van Deth, 2006, 30f). 

Spannend ist auch, dass das politische Interesse bei Jugendlichen, aber auch bei Erwachsenen, 

je nach politischem Geschehen varriert und dass es erfassbare Unterschiede zwischen 

westlichen Ländern und östlichen Ländern gibt.  

 

Studien zum politischen Interesse und Engagement (vgl. Neller/van Deth, 2006; vgl. 

Hoffmann-Lange, 20096, 296-298) zeigten, dass Jugendliche in Westeuropa höheres 

politisches Interesse aufwiesen bzw. sich selbst stärker politisch interessiert einschätzten, als 

junge Menschen in Osteuropa. Auf Unterschiede zwischen dem politischen Interesse von 

Jugendlichen aus dem ehemaligen Ost- und Westdeutschland gingen auch die Shell 

Jugendstudien aus den Jahren 2002, 2006 und 2010 ein (vgl. Zehrt/Feist, 2012, 103f; vgl. 

Neller/van Deth, 2006, 32; vgl. Hoffmann-Lange, 20096, 298; vgl. Gaiser et al., 2000; vgl. 

Schneekloth, 2011², 137).  
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Die Shell Jugendstudie aus dem Jahr 2015 zeigt anhand dieser Grafik deutlich, dass sich das 

allgemeine politische Interesse von männlichen und weiblichen Jugendlichen und jungen 

Erwachsenen zwischen 15 und 24 Jahren in den letzten Jahren wieder gesteigert hat und sich 

aktuell bei 46% befindet (vgl. Schneekloth, 2015, 157).  

 

Abzuwarten ist, ob dieser positive Trend, welcher seit dem Tief von 2002 beobachtet werden 

kann, in der nächsten Shell Jugendstudie im Herbst 2019, weiter erhalten bleibt und sich 

vielleicht dem Spitzenwert von 1991 mit rund 57% annähern kann (vgl. Schneekloth, 2015, 

157). Durch die jahrzehntelange Forschung zu den Themen politische Bildung und politisches 

Interesse von Schüler*innen haben sich die folgenden drei wichtigsten sozio-ökonomischen 

Faktoren herauskristallisiert: das Geschlecht, das Alter und die Ausbildung bzw. der 

Bildungshintergrund von Schüler*innen (vgl. Hoffmann-Lange, 20096, 297; van Deth, 1990, 

301; vgl. Schneekloth 2011², 130; vgl. Zehrt/Feist, 2012, 104). Diese drei Faktoren 

beinflussen die Bildung des politischen Interesses bei jungen Menschen stark und werden im 

Folgenden näher erläutert.  

3.6.1 Genderaspekt 

Der Genderaspekt zieht sich wie ein roter Faden durch die meisten Jugendstudien zu diesem 

Thema und zeigen immer wieder denselben Trend, nämlich das höhere Interesse von männli-

chen Jugendlichen und das stärker ausgeprägte Desinteresse an Politik und politischen The-

Abb. 4.: Zeitreihe Politisches Interesse 

(vgl. Schneekloth, 2015, 157) 
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men von Mädchen und jungen Frauen. (vgl. Kroh, 2006, 201; vgl. Shell Jugendstudien 2006, 

106; 2010, 133; 2015, 160f; vgl. Schmid, 2004, 168; vgl. Kuhn/Schmid, 2004, 86; vgl. 

Hoffmann-Lange, 1995, 334; vgl. Hoffmann-Lange, 20096, 297f; vgl. Arnold et al., 2011, 38; 

vgl. Heinzlmair/Ikrath, 2012, 55f). 

 

Bei den Untersuchungen von Christine Schmid (2004) kam ein konstant niedrigeres Interesse 

von weiblichen Jugendlichen im Gegensatz zu ihren männlichen Altersgenossen heraus. Die-

sen Geschlechterunterschied in den Ergebnissen erklärt Schmid, würde zum Teil an den Arte-

fakten der Messungen, sowie an den noch immer vorherrschenden Geschlechtsrollenstereoty-

pen, die Politik noch zur Männersache konstruieren, liegen. Dabei vermutet Schmid, dass 

junge Frauen in Interviewsituationen7 ihr politisches Interesse und ihr Engagement eher unter-

treiben und junge Männer eher zur Übertreibung neigen. Deshalb wird der Indikator für das 

politische Interesse als anfällig für die Effekte der sozialen Erwünschtheit gesehen (vgl. van 

Deth, 1990, 302; vgl. Schmid, 2004, 168f).  

 

Eine aktuellere Studie „Politisches Wissen über die Europäische Union bei Schülerinnen und 

Schülern“ (kurz WEUS-Studie) aus dem Jahr 2012 unter der Leitung von Oberle ging dieser 

These nach und stellte fest, dass sich eine Überschätzung männlicher Kompetenz und eine 

Unterschätzung der weiblichen politischen Kenntnisse in diesem Untersuchungsdesign nicht 

festgestellt werden konnte (vgl. Oberle, 2013, 171). Laut Schmid (2004) beruht der Ge-

schlechterspezifische Unterschied beim politischen Interesse von Jugendlichen auch auf sub-

stantiellen Unterschieden, da junge Frauen dem Lebensbereich Politik weniger Bedeutung in 

ihrem Leben einräumen, sich selbst für weniger kompetent halten und sich auch keinen be-

stimmten politischen Positionen zuordnen möchten oder können (vgl. Schmid, 2004, 168f).  

 

Kritik aus feministischer Sicht gab es in dieser Hinsicht, weil eine beschränkte Validität der 

Messung bei den Studien vorlag und sich diese an dem männlich verengten Politikbegriff, der 

laut Kuhn/Schmid (2004) instrumentell, konkurrenz- und machtorientiert ist, orientierte. 

Dadurch würde das von Frauen häufig präferierte Politikdenken, welches durch Kooperation 

und gesamtheitliches Denken, sowie Empathie gekennzeichnet ist, nicht zur Geltung kom-

men, wodurch es erschiene, als würden sich die Frauen weniger politisch beteiligen, was ihrer 

Meinung nach nicht richtig sei (vgl. Schmid, 2004, 169).  
                                                         
7 Die Erkenntnisse gewann Schmid (2004) aus einem Längsschnittdatensatz und vier Erhebungswellen von 558 

Brandenburger Gymnasiasten im Zeitraum von 1996 bis 1998. Ein großer Schwerpunkt der Studie lag im Ver-

gleich des politischen Interesses zwischen den Geschlechtern (vgl. Schmid, 2004, 1f), weshalb die Studie für 

diese Arbeit äußerst relevant ist, auch wenn die Daten schon mehr als 20 Jahre alt sind.  
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Schmid (2004) nahm zu dieser Kritik Stellung und meinte, dass es tatsächlich Hinweise dafür 

gab, die darauf hindeuteten, dass das allgemeine politische Interesse, welches männlich domi-

niert sei, stärker im Vordergrund der Untersuchung stand, als die sogenannten neuen Politik-

felder, die beispielsweise im sozialpolitischen Bereich angesiedelt sind, wie Gesundheit, 

Umwelt, Frieden, Asylpolitik (vgl. Kuhn/Schmid, 2004, 73; vgl. Oesterreich, 2002, 188), die 

eher weibliche Jugendliche ansprechen. Dadurch würde aber ihrer Meinung nach, das politi-

sche Potential von jungen Frauen nicht unterschätzt werden, da es darauf ankommt, in wel-

chem Maße weibliche Jugendliche in diesem Bereich dann stärker abschneiden, als ihre 

männlichen Altersgenossen. Diese neuen Politikfelder werden von Jugendlichen nicht mit 

dem allgemeinen Interesse an Politik assoziiert, damit wird der eher vordergründige Teil der 

Studie gerechtfertigt (vgl. Schmid, 2004, 169). Besonders kritisch wird auf die Bezeichnung 

der „neuen Politikfelder“ eingegangen, die als „weiche“ und somit weiblich assoziierte Berei-

che der Politik tituliert wurden. Im Gegensatz dazu bezeichnete man politikwissenschaftliche 

Themen wie beispielsweise Ökonomie, internationale Beziehung oder Finanzen, als „harte“ 

und dadurch männlich dominierte Politikfelder. Dadurch wurde die Frauenforschung in der 

Politikwissenschaft lange Zeit an den Rand gedrängt. Auch in der Wissenschaft sind erheblich 

Defizite traditioneller Forschung zu erkennen, die es zu überwinden galt. (vgl. Kreisky/Sauer, 

1995, 17f).  

 

Auch aus den letzten vier Shell Jugendstudien geht hervor, dass das politische Interesse von 

weiblichen Jugendlichen deutlich unter dem der männlichen Jugendlichen liegt. Im Vergleich 

gaben insgesamt 23% im Jahr 2002 an, dass sie politisch interessiert seien, 2006 und 2010 

stieg dieser Wert auf 30% bzw. 31%, 2015 sogar auf 35%, was zwar eine erfreuliche Wende 

darstellt, aber immer noch deutlich niedriger als der Prozentsatz der männlichen Jugend, der 

bei 37% (2002), 40% (2006) sowie 42% (2010) und 47% (2015) lag. Das politische Interesse 

hat sich zwar in den letzten Jahren gesteigert, aber der prozentuelle Unterschied zwischen den 

Geschlechtern vergrößerte sich wieder leicht und liegt nun bei 12% (vgl. Schneekloth, 2011², 

133; vgl. Schneekloth, 2015, 160). Einige Unterschiede sind auch im Konsumverhalten und 

im aktiven Sich-Informieren zwischen den Geschlechtern zu erkennen und zwar gaben 24% 

der männlichen Jugendlichen beispielsweise an, dass sie Politiksendungen im Fernsehen an-

schauen, von jungen Frauen waren es nur 16%. Laut der Shell Studien gab es in den letzten 

Jahren keine signifikanten Veränderungen zwischen den Geschlechtern, aus Sicht der Jugend-

lichen ist Politik demnach noch immer ein „Männerthema“ (vgl. Schneekloth, 2006, 106; 

ebd., 2015, 161).  
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Auch in der „Sprichst du Politik?“ Studie (2011) fiel das Interesse nach Eigenschätzung von 

jungen Frauen im Alter von 16-19 Jahren wesentlich geringer aus, als bei gleichaltrigen 

männlichen Jugendlichen, wobei ein prinzipiell viel höherer Prozentsatz als bei anderen Stu-

dien, wie beispielsweise der Shell Jugendstudien herauskam. Satte 53,1% der weiblichen Ju-

gendlichen und 76,3% der jungen Männer gaben an ein hohes Interesse an politischen The-

men zu haben. Insgesamt ist sich die Jugend einig, dass die Auseinandersetzung mit Politik 

und die eigene Mitverantwortung wichtig sind (81% insg.). Dabei lagen männliche Jugendli-

che mit 84,3% etwas höher als Weibliche mit 76,8% (vgl. Arnold et al., 2011, 38f). Wichtig 

ist hierbei zu thematisieren, dass bei vielen Studien meist nach der eigenen Selbsteinschät-

zung in Bezug auf das politische Interesse oder die politische Kompetenz gefragt wird. Diese 

subjektive politische Kompetenz kann als eine Einschätzung der eigenen Fähigkeiten erklärt 

werden, wie Politik verstanden und in weiterer Folge auf Politik Einfluss, durch die eigenen 

Fähigkeiten, genommen wird (vgl. Westle, 2006, 221). Wenn Ergebnisse aufzeigen, dass sich 

weibliche Jugendliche weniger politisch interessiert oder kompetent einschätzen, als junge 

Männer, dann wird dies in der Forschungsliteratur oftmals durch unterschiedliche Faktoren 

erklärt, die eine wesentliche Rolle bei der Beantwortung solcher Fragen spielen. Faktoren wie 

beispielsweise die traditionellen Geschlechtsrollenerwartungen, die Politik noch immer eher 

als Männersache verstehen, könnten junge Frauen in ihrer Selbstwahrnehmung beeinflussen, 

wodurch sie sich selbst weniger politisch interessiert bzw. kompetent einschätzen (vgl. 

Zehrt/Feist, 2012, 104f; vgl. Gaiser et al., 2000). 

 

In der österreichischen Jugend-Wertestudie aus dem Jahr 2011 wurde die Tendenz erneut 

sichtbar, dass junge Frauen weniger interessiert an Politik zu sein scheinen, als gleichaltrige 

Männer. Prozentuell gesehen gaben 22% der männlichen, aber nur 11% der weiblichen 

Jugendlichen an, sich für politische Themen zu interessieren. Das Desinteresse ist bei beiden 

Subgruppen bei rund 16% und zeigt keine Unterschiede zwischen den Geschlechtern. Positiv 

ist jedoch, dass sich das allgemeine Interesse an Politik im Laufe der Jahre gesteigert hat und 

spannenderweise bei dieser Studie aus mit den österreichischen Wahlen in Verbindung 

gebracht wird. Die Forscher*innen sind hierbei der Meinung, dass das politische Interesse von 

jungen Menschen ansteigt, wenn Wahlen anstehen und dies auch in den Studien sichtbar 

wurde. Denn wenn in einem Jahr, in dem Erhebungen und Befragungen zum politischen 

Interesse stattfanden, auch beispielsweise Nationalratswahlen anstanden, konnte mit einem  

deutlich höherem Interessensniveau gerechnet werden (vgl. Schmid, 2004, 23; vgl. 

Heinzlmair/Ikrath, 2012, 55).  



55 

 

In der aktuellsten Shell Jugendstudie 2015 wurde das Konsumverhalten von Jugendlichen in 

Bezug mit politischem Interesse erneut erörtert. Dabei hat sich herausgestellt, dass sich junge 

Menschen am meisten online über Politik informieren, knapp gefolgt von Fernsehen, Radio 

und Tageszeitungen. 61% der Jugendlichen gaben an, sich nicht aktiv über politische Themen 

zu informieren (vgl. Schneekloth, 2015, 163). Hier zeigte sich jedoch ein deutlicher 

Unterschied zwischen der deutschen und österreichen Studie, denn in der österreichischen 

Wertestudie aus dem Jahr 2011 kam heraus, dass sich Jugendliche zwischen 14-29 Jahren 

vorwiegend über das Fernsehen, gefolgt von Zeitungen/Magazinen und Radio über politische 

Gegenbenheiten informieren, erst an vierter Stelle kamen Internetseiten von TV, Zeitschriften 

und Radio und an sechster Stelle Internet-Communitiys wie beispielsweise Facebook, Twitter 

etc. Die letzten fünf Plätze wurden von diversen online Medien besetzt (vgl. vgl. 

Heinzlmair/Ikrath, 2012, 58). Dies könnte eventuell daran liegen, dass sich Jugendliche vier 

Jahre später, also im Jahr 2015 noch mehr mit neuen Medien beschäftigten bzw. diese täglich 

mehr nutzten, auch um sich politisch zu informieren, als noch im Jahr 2011.   

 

Ein Geschlechterunterschied lässt sich im Konsumverhalten bei den Shell Jugendstudien nicht 

herauslesen, weil in diesem Punkt nicht zwischen den Geschlechtern differenziert wurde, sehr 

wohl aber bei der „Sprichst du Politik?“ Studie aus dem Jahr 2011. Dabei gaben knapp 60% 

der jungen Frauen zwischen 16-19 Jahren an, sich bei Gelegenheit über politische Themen zu 

informieren, bei männlichen Jugendlichen gaben dies nur 36% an, was einen deutlichen 

prozentuellen Unterschied macht. Trotzdem meinten interessanterweise nur 46% der Frauen, 

dass sie sich ausreichend über akturelle politische Themen informiert fühlen, was aber knapp 

70% der Männer von sich behaupten würden (vgl. Arnold et al., 2011, 40).  

 

Durch solche Ergebnisse könnte die These, die annimmt, dass Frauen ihre politische 

Kompetenz eher verbergen bzw. nicht wahrnehmen, im Unterschied zu einem Großteil der 

Männer, die in dieser Hinsicht von ihren politischen Kompetenzen sehr überzeugt sind, 

gestützt werden. Hier gilt es, das politische Selbstvertrauen von jungen Frauen deutlich zu 

unterstützen, um aktive und engagierte, mündige Bürgerinnen zu bilden.   

3.6.2 Bildungshintergrund 

Interessant ist, dass die meisten Studien, neben dem Genderaspekt und dem Alter, den Bil-

dungshintergrund und/oder die Herkunftsschicht der jungen Menschen als einen entscheiden-

den Faktor für das politische Interesse sehen. Hierbei wurden vor allem in den Shell Jugend-

studien markante Ergebnisse präsentiert, die bei der Entwicklung des politischen Interesses im 
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Verlauf der Jahre auch anhand der Herkunftsschicht relevant waren. Unterschieden wurde 

zwischen Unterschicht, unterer Mittelschicht, Mittelschicht, oberer Mittelschicht und Ober-

schicht. Dabei hat sich die Hypothese der Forscher*innen bestätigt, dass das politische Inte-

resse mit der höheren Herkunftsschicht tendenziell ansteigt. Im Jahresvergleich 2002, 2006 

und 2010 ist eine Steigerung des Interesses in der Mittelschicht (+4% von 2006 zu 2010) und 

oberen Mittelschicht (+9% von 2002 zu 2006 und 5% von 2006 zu 2010) deutlich erkennbar, 

während in der Unterschicht (-7% von 2006 zu 2010) und unteren Mittelschicht (-3% von 

2006 zu 2010) das Interesse 2010 wieder gesunken ist. In der Oberschicht blieb das politische 

Interesse während der letzten beiden Studien in etwa gleich (50% 2006, 51% 2010) (vgl. 

Schneekloth, 2011², 133). Recht ähnliche Ergebnisse kamen auch bei der österreichischen 

Jugend-Wertestudie 2011 heraus, in der erhoben werden konnte, dass das politische Interesse 

von jungen Menschen deutlich ansteigt, je höher ihr eigener Bildungsabschluss ist. Dabei ist 

der Unterschied recht hoch, denn hier gaben nur 9% der Jugendlichen ohne Matura, oder in 

Ausbildung ohne zukünftigem Maturaabschluss an, dass sie politische interessiert sind. Bei 

jungen Menschen mit Maturaabschluss sind es schon 22% (vgl. Heinzlmair/Ikrath, 2012, 56).  

 

Die derzeit noch aktuellste Shell Jugendstudie von 2015 zeigt einen starken Anstieg im politi-

schen Interesse bei allen Jugendlichen, vor allem aber bei jungen Erwachsenen, die aus bil-

dungsfernen Schichten kommen (+8% bei unterer Schicht und unterer Mittelschicht im Ver-

gleich zu 2010). Jugendliche aus bildungsnahen Familien stehen aber noch immer an erster 

Stelle mit über 50% und weisen ein sehr hohes politisches Interesse auf (vgl. Schneekloth, 

2015, 160). Auch andere empirische Studien belegen, dass der Einfluss des Bildungsniveaus 

auf das politische Interesse bei beiden Geschlechtern sehr hoch ist. Umso höher die formale 

Bildung von jungen Menschen ist, desto größer auch der Anteil von politisch Interessierten 

(vgl. Gille/Krüger/de Rijke, 2000, 215).  

 

Die Shell Jugendstudie 2006 verweist in Punkto Bildungshintergrund vor allem auf den El-

ternhaushalt und stellt fest, dass sich vor allem besser gebildete Jugendliche, die aus einem 

politisch interessierten Elternhaushalt kommen, sich deutlich stärker für politische Themen 

interessieren. Ergebnisse zeigen, dass das politische Interesse der Eltern stark mit den politi-

schen Interessen der Jugend verbunden sind und in gewisser Weise sozial vererbt wird, denn 

66% der Jugendlichen und jungen Erwachsenen, im Alter von 12-25, die aus einem politisch 

interessierten Haushalt kommen, geben an, stark an Politik interessiert zu sein. Auch der sozi-

ale Status der Jugend zeigt, dass je höher diese ausgebildet sind, je höher der Bildungsab-
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schluss ist, desto höher das politische Interesse. In Prozentzahlen ausgedrückt: Haupt- und 

Realschüler gaben nur zu 14% an politisch interessiert zu sein, hingegen Gymnasiasten schon 

ein deutlich höheres Ergebnis von 39% erzielten und Studierende das höchste politische Inte-

resse mit 68% aufwiesen, wobei hier auch das Alter als Faktor miteinfließt, der einen ebenso 

starken Einfluss auf das politische Interesse von jungen Menschen hat. Diese Ergebnissen der 

deutschen Shell Jugendstudien decken sich mit den österreichischen Jugend-Wertestudien aus 

dem Jahr 2011, welche ebenso zur Erkenntnis kommen, dass der Bildunghintergrund der 

Eltern das politische Interesse tendenziell beeinflussen kann (vgl. Schneekloth, 2006, 106f; 

vgl. vgl. Heinzlmair/Ikrath, 2012, 56).  

 

Zum Einfluss des Elternhaushaltes gibt es aber auch andere Thesen, die darauf hinweisen, 

dass sich junge Menschen immer frühen von ihren Familienhaushalten loslösen und früh selb-

ständig werden, wodurch der Einfluss des Elternhaushaltes in Hinblick auf das Verhalten oder 

die Einstellungen von Jugendlichen und jungen Erwachsenen immer mehr abnimmt. Deshalb 

gehen Wissenschaftler*innen davon aus, dass das politische Milieu des Elternhauses eine we-

niger große Rolle für das politische Interesse der Jugend spielt. Dieser gesellschaftliche Wan-

del wird vor allem durch die Modernisierungs- und Individualisierungsprozesse im Laufe der 

Zeit gerechtfertigt und geht davon aus, dass auch die Bildung oder die Erwerbslage von Ju-

gendlichen eine abnehmende Rolle für die Erklärung des politischen Interesses spielen (vgl. 

Kroh, 2006, 186f).  

 

Im Hinblick auf den Bildungshintergrund sind auch die Studienergebnisse der ICCS (2010) 

relevant, die das politische Wissen bei 13-14-Jährigen auf internationaler Ebene erhoben. Da-

bei kam heraus, dass Schülerinnen besser abschnitten, als ihre männlichen Kollegen und der 

Unterschied zwischen Schüler*innen der AHS, die teils sehr gut abgeschnitten haben und der 

Hauptschule, die eher schlechtere Ergebnisse aufwiesen, sehr groß war. Dadurch wiesen die 

Forscher*innen dem Bildungsgrad der Eltern, also ob mindestens ein Elternteil einen Matu-

raabschluss hat, einen hohen Stellenwert zu, denn dies zeigte sich bei den Ergebnissen der 

Tests als entscheidender Faktor. Die Analyse der Daten zeigte, dass der familiäre Background 

die Schultypwahl außerdem stark beeinflusst, weniger entscheidend war hingegen der Migra-

tionsstatus. Österreichische Jugendliche haben bei der Studie ein durchschnittlich gutes politi-

sche Wissen unter Beweis gestellt, die Schere zwischen sehr guten Leistungen und sehr 

schlechten ist aber in Österreich besonders weit auseinander gegangen, außerdem haben ca. 

40% der Schüler*innen eher schlechte Leistungen erbracht, was im Vergleich zu anderen teil-
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nehmenden Ländern als hoher Wert bezeichnet werden kann (vgl. ICCS Studie, 2010, 8f). 

Durch Ergebnisse solcher auch internationaler Studien wird deutlich, worin die Problematiken 

im österreichischen Schulsystem tatsächlich liegen und zwar im deutlichen Zweiklassensys-

tem im Bildungswesen. Die Unterteilung in AHS und MS (Mittelschulen) trägt zu einer 

Zweiklassengesellschaft bei und mindert die Chancengleichheit für sozial benachteiligte Ju-

gendliche. Solange diese strukturellen Ungleichheiten nicht beseitigt werden, ist eine Verbes-

serung für die neuen Generationen nicht in Sicht.  

3.6.3 Alter 

Bei dem Faktor Alter zeigen Forscher*innen die höchste Einigkeit, denn es zeichnet sich in 

den Ergebnissen ein deutlicher Trend aus, dass Jugendliche je älter sie werden, höheres Inte-

resse an Politik zeigen. Dieser kontinuierliche Anstieg ist sowohl in den Shell Jugendstudien, 

als auch in vielen anderen Studien, wie beispielsweise der österreichischen Jugend-Werte-

studie aus dem Jahr 2011 zu erkennen. Mit dem Anstieg des Alters wird auch das immer grö-

ßere Wissen und die politische Kompetenz, welche sich Schüler*innen vor allem in der Schu-

le aneignen, in Verbindung gebracht, die ebenso am höheren politischen Interesse von Ju-

gendlichen beteiligt ist. Diese Verbindung von politischem Interesse und politischem Wissen 

hat unter anderem Schmid (2004) thematisiert und auf die Wechselwirkung zwischen den 

beiden Faktoren hingewiesen. Es handelt sich somit nicht nur um einen einseitigen Einfluss 

des Interesses auf das Wissen oder umgekehrt, sondern um einen Prozess, der durch beide 

Größen beeinflusst wird und sich in diversen empirischen Studien8 deutlich zeigt (vgl. 

Schmid, 2004, 15).  

 

Bei den Shell Jugendstudien wurden vier Altersunterteilungen vorgenommen: 12 bis 14-

Jährige, 15- bis 17-jährige, 18- bis 21-jährige und 22- bis 25-jährige. Prozentuell gesehen ist 

ein konstanter und kontinuierlicher Anstieg zwischen den Altersstufen zu erkennen, wobei die 

beiden jüngeren Altersgruppen im Jahr 2010 ihren Wert weiter steigern konnten (von 15% auf 

21% bei den 12-14-jährigen und von 26% auf 33% bei den 15-17-jährigen). Die beiden älte-

ren Gruppen zeigten im Jahr 2010 ein wieder abfallendes politisches Interesse, vor allem die 

18-21-jährigen, die wieder auf einen Wert von 38% fielen, wie im Jahr 2002 (vgl. 

Schneekloth, 2011², 133). Im Jahr 2015 ist das Interesse aller Altersgruppen deutlich gestie-

gen, nur die jüngste Gruppe, also die 12-14-jährigen sind weiterhin konstant bei 20% geblie-

                                                         
8 Schmid (2004) verweist an dieser Stelle an die Shell Jugendstudien aus dem Jahr 1997, die Längsschnittstudie 

von Fend aus dem Jahr 1991, sowie auf Maier (2000) und Ingrisch (1997), die auf die Verbindung zwischen 

politischem Wissen und politischem Interesse hinweisen.  
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ben. Am meisten ist das politische Interesse bei der Gruppe der 18-21-jährigen gestiegen 

(+9% im Vergleich zu den Ergebnissen von 2010) (vgl. Schneekloth, 2015, 160).  

 

Im Vergleich dazu kann die österreichische Jugend-Wertestudie herangezogen werden, in der 

sich das Alter ebenso als wichtiger Faktor beim politischen Interesse der Jugendlichen her-

auskristallisiert hat. Hier gaben im Jahr 2011 13% der 14-19-jährigen an sich sehr für Politik 

zu interessieren, in der Alterskategorie der 20-24-jährigen sind es schon 16% und bei den 25-

29-jährigen satte 21%. Diese Ergebnisse decken sich mit denen der deutschen Shell Jugend-

studien, da sie denselben Trend auszeigen (vgl. vgl. Heinzlmair/Ikrath, 2012, 55). Das stei-

gende politische Interesse im Alter wird in den Shell Jugendstudien dadurch erklärt, dass älte-

re Jugendliche, vor allem ab der Volljährigkeit, eine stetig wachsende gesellschaftliche 

Selbstverantwortung wahrnehmen und im Zuge dessen auch ihr Politikinteresse steigt (vgl. 

Schneekloth, 2006, 106).  

 

Interessant ist, dass der Faktor Alter in Zusammenhang mit dem „start-up and slow-down“ 

Modell aus der Partizipations- und Wahlforschung gebracht wird. Dieses Modell stellt das 

politische Interesse von Menschen in einem kurvenlinearen Verlauf dar, welches Tiefpunkte 

zu Beginn, also im jungen Alter und gegen Ende des Lebens aufweist und seinen Höhepunkt 

im Alter von etwa 45-60 findet (vgl. Schmid, 2004, 22; vgl. Maier, 2000, 147-171). Diese 

Theorie wird von aktuelleren Studien, wie beispielsweise der ESS9 (deutsche Teilstudie, die 

im Zeitraum von 2002 bis 2008 Daten erhoben hat) in Frage gestellt, da diese deutlich macht, 

dass gerade Menschen in einem hohen Alter, also der Kategorie 60+, das höchste politische 

Interesse angaben, nämlich ganze 68%. Betrachtet man den sozialstrukturellen Status, so zeigt 

sich, dass Rentner und Pensionäre am meisten an politischen Themen interessiert sind (vgl. 

Müssig/Worbs, 2012, 23).  

3.6.4 Migrationsbiografie als Faktor? 

Der Faktor Migration fand in einigen Studien Beachtung, wie beispielsweise in den Shell Ju-

gendstudien oder in der ESS, wurde aber bei der Bildung des politischen Interesses nicht als 

so wichtig erachtet, wie die vorherigen Faktoren, die auch öfter Erwähnung in der Literatur 

fanden. Zum einen wird das an der Tatsache liegen, dass bis heute Menschen ohne deutscher 

oder österreichischer Staatsbürgerschaft nicht wählen dürfen und dadurch wahrscheinlich ihr 

                                                         
9 European Social Survey (ESS) erhebt seit 2002 alle zwei Jahre durch Querschnittsbefragungen in über 30 eu-

ropäischen Ländern, die politischen und gesellschaftlichen Einstellungen der Bevölkerung und beobachtet den 

Wertewandel in Europa, um eine zuverlässige Datenbasis für weitere Studien und Analysen zu Zukunftsaussich-

ten zu erstellen (vgl. Müssig/Worbs, 2012, 13).  
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politisches Interesse für viele Studien nicht als so relevant bezeichnet wird, was durchaus kri-

tisch gesehen werden kann und von einigen Forscher*innen sehr wohl thematisiert wird. Zum 

anderen werden die wahlberechtigten Personen als eine Wählerschaft angesehen, die schon 

aufgrund ihres Alters, Geschlechts und ihres sozialen Status differenziert werden.  

 

Sobald aber der Faktor Migration hinzukommt ist es besonders wichtig sehr sensibel und dif-

ferenziert an das Themengebiet heranzusehen, wie auch Forscher*innen bei den Shell Jugend-

studien feststellen mussten. Es stieß bei den Interviewten auf Unmut, wie bereits im 2. Kapitel 

erwähnt, wenn nach ihrem Migrationshintergrund gefragt wird, weil eine Einteilung in „Deut-

sche Jugend“ und „Ausländische Jugend“ einerseits stark stigmatisiert und andererseits die 

Jugendlichen vor die Wahl stellt und eine Entscheidung gefällt werden muss. Da sich viele 

junge Menschen mit Migrationsbiografie aber nicht zu 100 Prozent mit der Heimat ihrer El-

tern oder Großeltern identifizieren wollen oder sich selbst schlichtweg zu beiden Gruppen 

zugehörig fühlen, kam es bei solchen Kategorien immer wieder zu Problemen. Diese wurden 

auch vom Forschungsteam reflektiert und kamen zu dem Entschluss, dass solch eine Katego-

risierung einer sehr sensiblen Umsetzung und Thematisierung bedarf und nicht leicht umsetz-

bar ist (vgl. Moser, 2010, 40f).  

 

Inwiefern der Faktor Migration überhaupt Einfluss auf das politische Interesse haben könnte, 

sei dahingestellt, denn auch in der ESS Studie, die sehr genau nach Migrationshintergrund, 

sowie 1. und 2. Generation unterschied, kam zum Vorschein, dass der Unterschied zwischen 

der Gruppe ohne Migrationshintergrund und der 2. Generation kaum vorhanden war. Hier 

ergab sich sogar ein Plus von 1,6% für die 2. Generation, von der knapp 20% sehr an Politik 

interessiert waren. Der größere Unterschied lag eher zwischen der ersten und der zweiten Ge-

neration, denn die erste Generation zeigte deutlich weniger Interesse an der Politik und wies 

sogar eine doppelt so hohe Zahl (15,7%) an Menschen auf, die sich überhaupt nicht für Politik 

interessieren würden (vgl. Müssig/Worbs, 2012, 22).  

 

Beim Faktor Migration spielt nicht nur die Unterteilung in erster und zweiter Generation eine 

Rolle, sondern laut der ESS Studie vor allem die Aufenthaltsdauer der Menschen. Ergebnisse 

dieser Untersuchung haben ergeben, dass Menschen, die vor mehr als 20 Jahren nach 

Deutschland kamen, eher Interesse an politischen Themen zeigten (insgesamt 56% ziemlich 

und sehr interessiert), als Zugewanderte, die vor 10 bis 20 Jahren, oder in den letzten 10 Jah-

ren in das Land kamen Dieser Wert wird in der Studie damit erklärt, dass Menschen, die be-
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reits eingebürgert sind, ein höheres Interesse an politischen Themen aufweisen, als diejenigen, 

die keine deutsche Staatsbürgerschaft haben und dadurch sowieso nicht wählen dürfen (vgl. 

Müssig/ Worbs, 2012, 23). Dennoch sind diese Ergebnisse ein wenig irritierend, da man an-

nehmen könnte, dass Menschen aus der 1. Generation zu der Gruppe, der über 20 Jahre in 

Deutschland Lebenden zählen würden, aber ein weitaus geringeres Interesse an Politik zeig-

ten, als spätere Generationen. Die einzige Erklärung dafür wäre, dass die erste Generation, die 

schon sehr lange in Deutschland lebt, zwar ein durchaus passables Interesse an politischen 

Themen aufweist, aber von ihren Kindern, also der zweiten Generation trotzdem überholt 

werden, da diese eben ein noch höheres Interesse aufzeigen, weil sie durch verschiedene Insti-

tutionen, wie Schule oder außerschulische Orte mit politischen Themen in Berührung kom-

men. Schlussendlich hat der Faktor Migration bei dem politischen Interesse von Jugendlichen 

wesentlich weniger Einfluss, als die Faktoren Alter, Geschlecht und vor allem Bildungshin-

tergrund, denn diese haben auf das Herausbilden des Interesses eine größere Bedeutung. Mig-

ration kann eventuell in Verbindung mit dem Bildungshintergrund und sozial benachteiligten 

Gruppen gebracht werden, die es, vor allem in der Schule, zu fördern und zu unterstützen gilt.  

3.6.5 Conclusio zur Interessenssteigerung 

Nachdem nun die wichtigsten Faktoren, die das politische Interesse von Schüler*innen beein-

flussen können, erörtert wurden, ist es nun wichtig, eine Bilanz zu ziehen und der Frage nach-

zugehen, wie denn nun aufgrund dieser Ergebnisse das Interesse tatsächlich gesteigert werden 

kann? 

Zur Steigerung des politischen Interesses von Schüler*innen, mit besonderem Augenmerk auf 

Mädchen und jungen Frauen, können folgende Aspekte beitragen: 

• Möglichst frühe politische Sozialisation, die idealerweise schon im Elternhaus beginnt 

und in weiterer Folge in der Schule weiter stattfindet und gefördert wird, vor allem 

auch bei jungen Frauen (vgl. Schmid, 2004, 30; vgl. Westle, 2001, 131; vgl. Westle 

2006, 237), 

• eine motivierte, engagierte Lehrperson mit Leidenschaft zur Politische Bildung (vgl. 

Hattie, 2009, 23; vgl. Steffens/Höfer, 2014, 6-8), 

• politisch interessiertes, bildungsnahes Elternhaus mit Raum für regelmäßige politische 

Gesprächsanlässe (vgl. Schneekloth, 2015, 159f; vgl. Schneekloth, 2011², 130-132; 

vgl. Heinzlmaier/Ikrath, 2011, 56; vgl. Schmid, 2004, 25-31, vgl. Kroh, 2006, 201-

203), 
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• gendergerechter (politischer) Unterricht mit Anwendung von gendergerechten Unter-

richtsmaterialien und dem Gebrauch von gendersensibler Sprache (vgl. Oberle, 2013, 

174-178),  

• verschiedene Partizipationsmöglichkeiten, die von der Lehrperson aufgezeigt werden 

und in der Klasse bzw. in der Schule schon für Lernende sichtbar werden und aufzei-

gen, dass auch Jugendliche Mitsprache- und Mitgestaltungsrecht haben und diese auch 

aktiv nützen können (vgl. Muna Duzdar, Expert*inneninterview, Kapitel 4., 68, 71; 

vgl. Autorengruppe Fachdidaktik, 2017², 126), 

• Förderung des politischen Selbstwertgefühls und die Steigerung des (politischen) 

Selbstbewusstseins, vor allem bei jungen Frauen, wodurch sich Schüler*innen trauen 

bei politischen Themen ihre Meinung zu äußern und diesen Standpunkt zu vertreten 

(vgl. Oberle, 2011, 111; vgl. Oberle, 2013, 177), 

• Ernstnehmen und Akzeptieren der politischen Meinung von Schüler*innen im Unter-

richt und diese dann kritisch zu reflektieren (vgl. Mittnik et al., 2018, 51; vgl. 

BMBWF, 2015, 4), 

• politische Themen kontrovers im Unterricht diskutieren und differenzierte Anschau-

ungswinkel aufzeigen, wodurch sich die Schüler*innen leichter selbst positionieren 

können und dadurch in ihrer Meinungsbildung unterstützt werden (vgl. Autorengruppe 

Fachdidaktik, 2017², 127; vgl. Ammerer, 2010, 17), 

• politische (weibliche) Vorbilder und einflussreiche Politiker*innen im Unterricht ken-

nenlernen (vgl. Oberle, 2013, 177),  

• Rollenklischees und Geschlechterstereotype wie beispielsweise „Politik ist Männersa-

che“ und „die unpolitische Frau“ kritisch hinterfragen, dekonstruieren und bestenfalls 

überwinden (vgl. Oberle, 2013, 173-175), 

• politische Themen anhand von lebensweltlichen Beispielen, die die Schüler*innen 

vielleicht selbst oder indirekt betreffen thematisieren (vgl. Oberle, 2013, 175; vgl. Au-

torengruppe Fachdidaktik, 2017², 126), 

• politisches (Theorie-)Wissen und politische Kompetenz (vgl. Westle, 2006, 236f; vgl. 

Arbeitsgruppe Fachdidaktik, 2017², 123),  

• Engagement in Vereinen, (Jugend-)Verbänden, (politischen) Organisationen, NGO´s, 

Schüler- oder Studentenvertretungen (vgl. Muna Duzdar, Expert*inneninterview, Ka-

pitel 4., S.70; vgl. Schneekloth, 2011², 156f) 

• Nutzung von Massenmedien und sich dadurch politisch informieren, durch Fernsehen, 

Zeitungen, Radio, online etc. (vgl. Schmid, 2004, 170; vgl. Schneekloth, 2015, 163), 
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• sowie das zunehmende Alter und ein höherer Bildungsabschluss begünstigen das poli-

tische Interesse (vgl. Westle, 2006, 214f; vgl. Schneekloth, 2011², 130f; vgl. Heinzel-

maier/Ikrath, 2011, 56; vgl. Arbeitsgruppe Fachdidaktik, 2017², 122). 

 

Diese vorgebrachten Aspekte bzw. Faktoren, die zur Steigerung des politischen Interesses bei 

Schüler*innen, insbesondere bei jungen Frauen, beitragen und unterstützend wirken können, 

werden im Ergebniskapitel, sowie im Resümee nochmals aufgegriffen und vertieft, weil sie zu 

den grundlegendsten Erkenntnissen dieser Arbeit gehören.  

 

4. Experteninterview mit Muna Duzdar 

Das Experteninterview mit Muna Duzdar, einer Nationalratsabgeordneten der Sozialdemokra-

tischen Partei Österreich war insofern interessant, weil ein Einblick in die politische Agenda 

zu den Themen, die für die Fragestellung relevant sind, aus Sicht einer Politikerin gegeben 

wurde. Im Folgenden wird eine Zusammenfassung der wichtigsten Punkte des Interviews 

kommentiert und auch mit einem kritischen Blick wiedergegeben und reflektiert. Die Ergeb-

nisse, sowie der Mehrwert, der dadurch für die Diplomarbeit entstanden ist, werden erläutert. 

Der Vollständigkeitshalber muss gesagt werden, dass das Interview, welches am 21. Jänner 

2019 in der SPÖ Parteizentrale am Heldenplatz geführt wurde, knapp 28 Minuten gedauert 

hat und alle Fragen aus dem Leitfaden und noch zusätzliche Inputs der Interviewerin von Frau 

Duzdar beantwortet oder kommentiert wurden.  

 

Das erste Thema, welches zur Sprache kam, war der unzufriedenstellende Frauenanteil im 

Parlament und die möglichen Hürden, welche Frauen überwinden müssen, um in der politi-

schen Landschaft Fuß zu fassen. Frau Duzdar bezog sich hierbei auf das Bild von Politik, 

welches historisch gesehen lange Zeit ein männlich dominiertes war. Männer beanspruchten 

den Großteil des öffentlichen Raumes und wiesen dadurch eine stärkere öffentliche Präsenz 

auf. Frauen hingegen wurden in den privaten Raum gedrängt und mussten lange dafür kämp-

fen, um aus diesem Privaten auszubrechen und die Öffentlichkeit für sich zu gewinnen. Diese 

Aussagen decken sich mit der wissenschaftlichen Perspektive von beispielsweise Andrea 

Maihofer (1995), die die Verdrängung der Frauen aus dem öffentlich politischen Raum kriti-

siert, weil sie dadurch nur auf ihr Gebärfähigkeit reduziert und in den häuslich-privaten Raum 

gedrängt wurden (vgl. Maihofer, 1995, 98).  
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Dieses Aufbrechen der Strukturen wurde durch die starken Frauenbewegungen und den Ein-

satz vieler Aktivistinnen erreicht, aber wie die statistischen Zahlen zeigen, ist der Weg zu 

einer tatsächlichen Gleichberechtigung noch weit und dafür muss weiterhin eingestanden 

werden. Die Nationalratsabgeordnete hat darauf hingewiesen, dass die SPÖ (48%) einen weit-

aus höheren Frauenanteil im Parlament aufweist, als beispielsweise die Regierungsparteien 

(ÖVP 34,4% und FPÖ 23,5%) und in der Opposition tatsächlich knapp die Hälfte der Abge-

ordneten Frauen sind (NEOS und OK weisen 50% auf und auch JETZT knapp 43%) (vgl. 

Parlament.gv.at, 2017).  

 

Sie verwies dabei auf Johanna Dohnal10, eine Politikerin, Frauenaktivistin und Frauenministe-

rin, die Ende der 1960er Jahre in die Politik einstieg und bis in die 2000er Großes für die SPÖ 

und vor allem für die Frauen in Österreich und auch international erreichte. Auch Dohnal for-

derte schon damals, dass jede zweite Abgeordnete eine Frau sein sollte, diese Forderung ist 

aber bis heute leider nicht in Erfüllung gegangen. Um den Frauenanteil im Parlament und 

auch in anderen Bereichen zu regeln, stand die SPÖ und auch Frau Duzdar für die Quotenre-

gelung ein, die sie beim Kampf um mehr Frauen in höheren Positionen erwähnte. Diese Rege-

lungen griffen schon seit Jahren, waren aber auch nicht unumstritten und führten immer wie-

der zu sogenannten Quotenstreits, auch in den eigenen Reihen. Auch in Deutschland sorgen 

laut Oberle, Frauenquoten bei verschiedenen Parteien für mehr Gendergleichheit bei der poli-

tischen Ämtervergabe und können hier verglichen werden. Trotz solcher Frauenquoten, dem 

bis vor kurzem (in Deutschland sank im 19. Bundestag seit 2017 der Frauenanteil von 37,3% 

auf 31,3%) stetig ansteigenden Anteil von Frauen im Parlament und dem sich immer weiter 

verringernden Geschlechterabstand in der Wahlbeteiligung, kann von einer Überwindung des 

politikbezogenen Gender Gaps nicht gesprochen werden. (vgl. Oberle, 2013, 164f; vgl. Deut-

scher Bundestag, 2019).  

 

Als Hauptproblem sieht Mag. Duzdar, dass Frauen, egal wie kompetent sie sind, oftmals 

überzeugt werden müssen, um politisch hohe Positionen anzunehmen und in der ersten Reihe 

zu stehen, weil Selbstzweifel und Sorge um die Vereinbarkeit mit Familie und Kindern sie oft 

daran hindert, höhere Ämter zu besetzen. Dieses Problem sieht Duzdar bei Männern nicht, 

was ihrer Meinung nach auch sehr viel mit der Erziehung, der Sozialisation und den vermittel-

ten Rollenbildern von Frauen und Männern schon im frühen Alter, zu tun hat. In diesem 

Punkt deckt sich die Meinung oder das Wissen von Duzdar definitiv mit wissenschaftlichen 

                                                         
10 Mehr Informationen zu Johanna Dohnal findet sich auf ihrer Homepage: http://johanna-dohnal.at/ 
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Beiträgen, die vermehrt belegen, dass das vermeintlich geringere politische Interesse von 

Frauen, mehr mit der sozialen Erwünschtheit und den Stereotypen, die schon früh vermittelt 

werden und Frauen eher in den privaten Bereich oder in der Politik in den sozialen Bereich 

drängen, zu tun hat, als mit tatsächlich geringerem Interesse (vgl. van Deth, 1990, 302; vgl. 

Schmid, 2004, 168f; vgl. Oberle, 2013, 173f). Die soziale Verantwortung liegt in der Politik, 

aber auch in der Gesellschaft, die diese Rollenklischees nicht fördern soll, sondern ein diffe-

renziertes Bild von Frau und Mann verinnerlichen muss. Daran wurde schon seit Jahren gear-

beitet und Fortschritte sind schon zu beobachten, wie etwa, dass Frauen immer mehr in Füh-

rungspositionen vertreten sind, aber an diesem Ziel muss kontinuierlich gearbeitet werden.  

 

Die Frage nach Eigenschaften, welche Politikerinnen mitbringen müssen, war recht spannend, 

da sich hier die Expertin vor allem auf das benötigte Selbstbewusstsein bezog, welches zwar 

ein Resultat aus Erfahrung und dem Kennen von politischem Werkzeug sei, aber trotzdem das 

wichtigste in diesem Beruf wäre. Obwohl Frau Duzdar den Beruf der Politikerin nicht als ei-

nen klassischen Beruf bezeichnen würde, sondern eher der Meinung ist, dass das mehr einer 

Berufung gleicht, die schon in frühen Jahren erfahren werden kann. Sie plädiert deshalb für 

einen frühen Einstieg in die Politik durch verschiedene Jugendorganisationen oder Verbände, 

um Erfahrung zu sammeln und das politische Interesse dadurch zu steigern und wirklich aktiv 

zu werden. Denn sie geht davon aus, dass niemand über Nacht zum Politiker oder zur Politi-

kerin geworden ist, sondern, dass dies viele unterschiedliche und sehr individuelle Etappen 

erfordert, die bestritten werden, um an das Ziel zu kommen.  

 

Ein weiteres großes Thema war neben der Frauenthematik auch die Ungerechtigkeiten in Be-

zug auf Kinder und Jugendliche mit Migrationsbiografie, die mit zusätzlichen Herausforde-

rungen und Stolpersteinen konfrontiert werden. Dabei sieht Frau Duzdar diese Problematik 

weitläufiger, denn nicht nur in der Politik, sondern in sehr vielen weiteren Branchen in Öster-

reich werden Menschen mit Migrationsbiografie strukturell benachteiligt und sind unterreprä-

sentiert (einzige Ausnahmen bilden Sport und Musik). Ihrer Meinung nach zieht sich diese 

Diskriminierung wie ein roter Faden durch die Gesellschaft und bildet eine „gläserne De-

cke“11, die nicht nur für Frauen, sondern auch für Menschen mit Migrationsbiografie oftmals 

                                                         
11 Die Metapher über die „gläserne Decke“ (engl. glass ceiling) stammt aus den 1980er Jahren und bezeichnet 

meist nicht sichtbare Barrieren, mit denen Frauen mit hoher Qualifikation im Karriereverlauf stärker konfrontiert 

sind als Männer (vgl. Gender-Glossar Uni. Paderborn). Bei diesem Glass-Ceiling-Effekt werden Angehörige 

einer bestimmten Bevölkerungsgruppe (Frauen, Menschen mit Migrationsbiografie oder anderweitiger sexueller 

Orientierung etc.) am Aufstieg in politische oder ökonomische Führungspositionen gehindert. Ursachen dafür 

sind meist Stereotype und Vorurteile hinsichtlich der Eignung, sowie ein mangelnder Zugang zu informellen 

Netzwerken (vgl. Federal Glass Ceiling Commission, 1995, 26-28).  
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undurchlässig ist. Es handelt sich dabei um ein strukturelles Problem, welches schon in der 

Selektion von Schulkindern im Alter von 10 Jahren beginnt, mit dem im Endeffekt nur Kinder 

aus bildungsnahen Familie gewinnen und sozial benachteiligte Kinder oder Kinder aus Mig-

rantenfamilien zu den Verlierern gehören und den sozialen Aufstieg dadurch oftmals nicht so 

gut schaffen. Bildung wird, laut Duzdar, heute noch immer zum Teil vererbt und anstatt sich 

diesem strukturellen Problem zu stellen wird von Seiten der Regierung weiterhin auf Selekti-

on gesetzt, wodurch von Chancengleichheit nicht mehr die Rede sein kann.  

 

Dafür bräuchte es für benachteiligte Kinder und Jugendliche bessere Begleitmaßnahmen, um 

einem gerechteren System näher zu kommen. Es ist im Endeffekt leichtfertig zu sagen, dass 

Menschen mit Migrationsbiografie nicht genug qualifiziert sind und deshalb keine höheren 

Positionen erreichen können, dabei wird aber nicht an den Ursachen für dieses Problem gear-

beitet, die es erst dazu kommen lassen. Grundsätzlich ist das Problem der Chancenungleich-

heit nicht von heute auf morgen plötzlich da gewesen, sondern hat auch die SPÖ, als langjäh-

rige Regierungspartei ebenso beschäftigt. Dass es unter dieser Regierung nun zu keiner Besse-

rung, sondern eher einer Verschlechterung für Kinder und Jugendliche mit Migrationsbiogra-

fie ist, war durch die politische Orientierung dieser zu erwarten. Wieso früher wenig dagegen 

gemacht wurde oder die Bemühungen vielleicht nicht ausreichten, um tatsächlich etwas im 

großen Stil zu bewirken, das sei auch einer SPÖ anzukreiden.  

 

Nach Frauen in der Politik, Migration und Benachteiligung kommt nun das dritte und für die-

se Arbeit wichtigste Thema, nämlich politische Bildung in der Schule aus der Sicht einer Poli-

tikerin. Interessant war, dass sich Frau Duzdar gleich am Anfang, ohne dass diese Frage ge-

stellt wurde, für ein eigenes Fach Politische Bildung ausgesprochen hat, um dadurch schon 

früh Kinder und Jugendliche für politische Themen zu sensibilisieren und zu bilden. Geschei-

tert ist dieses jahrelang geforderte Vorhaben, ihrer Aussage nach, an dem zu geringen Budget 

für das Bildungswesen, ohne welchem kein neues Unterrichtsfach eingeführt werden konnte.  

Weshalb für den Bildungssektor immer zu wenig Geld eingeplant wurde, was ja auch jahre-

lang die Aufgabe der regierungsführenden SPÖ war, ist in dem Gespräch nicht näher themati-

siert worden, wäre aber auch spannend gewesen zu hinterfragen. Konsens darüber, dass ein 

eigenes Unterrichtsfach auf jeden Fall sinnvoll wäre, hat aber bestanden.  

 

Die Forderung nach einem eigenen Fach „Politische Bildung“ gab es schon vermehrt seit dem 

Inkrafttreten des Grundsatzerlasses aus dem Jahr 1978. Im Herbst 1991 wurde sogar auf Initi-
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ative der Bundesschülervertretung ein Antrag zur Einführung dieses Unterrichtsfaches, wel-

cher in einer eigenen „Arbeitsgruppe Politische Bildung“ unter dem damaligen Bundesschul-

sprecher Ronny Hollenstein ausgearbeitet wurde, gestellt, aber 1993 vom damaligen Vize-

kanzler Busek (ÖVP) abgelehnt (vgl. Wolf, 1998, 62f). Im Jahr 2013 wurde eine Bürgerinitia-

tive zur Einführung des Faches „Politische Bildung“ ab der 7. Schulstufe in allen Schulen 

gestartet, die ebenso gescheitert ist (vgl. Republik Österreich, 2013). Das sind nur einige Bei-

spiele, die zeigen, dass immer wieder versucht wurde ein eigenes Unterrichtsfach für Politi-

sche Bildung zu schaffen, um Kinder und Jugendliche früh für politische Themen zu sensibi-

lisieren und vor allem aufzuklären, damit sie vor Wahlen kritisch und reflektiert ihre Stimme 

abgeben können.  

 

Im Experteninterview wurde gefragt, was Muna Duzdar persönlich unter „guter“ politischer 

Bildung verstehen würde. Dabei wurde vorwiegend artikuliert, was es nicht sein sollte, näm-

lich durchgängiger Frontalunterricht oder nur die Vermittlung von Faktenwissen, welches 

zwar natürlich als Basis wichtig ist, aber nicht guten Unterricht ausmacht. Wichtig sei für die 

Politikerin, dass den Kindern und Jugendlichen Räume für Diskussion, Debatten und vor al-

lem für die Partizipation ermöglicht werden, damit sie dadurch einen Anstoß erhalten, ihr In-

teresse im Idealfall geweckt wird und Neugierde entstehen kann. Ziel sollte es sein, dass 

Schüler*innen eine bewusstere Wahrnehmung und Sensibilisierung für politische Themen 

erhalten und die Lehrperson dies begleitet, moderiert und (Lern-) Impulse gibt. In Kapitel 3.2 

wurde ebenso über Faktoren, die eine „gute“ politische Bildung ausmachen, diskutiert. In ei-

nem wesentlichen Punkt decken sich die Vorstellungen der Politikerin, mit jenen der Auto-

rengruppe Fachdidaktik und zwar in Punkto Partizipation. Hier ist sowohl von politischer, als 

auch von politikdidaktischer Seite besonders wichtig zu betonen, dass Unterricht den Schü-

ler*innen vor allem Partizipationsmöglichkeiten aufzeigen kann, die auch tatsächlich im Klas-

sen- oder Schulverband umzusetzen sind. Dadurch lernen junge Menschen eine Bandbreite an 

Mitentscheidungs- und Mitgestaltungsmöglichkeiten kennen (vgl. Autorengruppe Fachdidak-

tik, 2017², 127).  

 

Die Frage nach der Notwendigkeit von Wertevermittlung in der Schule, welche schon im Ka-

pitel 3.4 thematisiert wurde, hat auch die Nationalratsabgeordnete beantwortet und zwar ist 

sie der Meinung, dass Werte der Verfassung und der Demokratie gelehrt werden müssen, da 

es nach 70 Jahren einer bestehenden Demokratie schon zu einer Selbstverständlichkeit ge-

worden ist. All diese rechtsstaatlichen Inhalte, die so wichtig sind, müssen für Lernende aber 
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heruntergebrochen werden, da sie sonst zu abstrakt wirken. Konkrete Themen, die angespro-

chen wurden, waren einerseits der Minderheiten- und Klimaschutz, andererseits aber vor al-

lem Rassismus und Ausländerfeindlichkeit, die auch Schüler*innen betreffen. Diese Themen-

schwerpunkte können in die Politikbereiche eingegliedert werden, die vorwiegend vor allem 

Mädchen und junge Frauen interessieren (vgl. Oberle, 2013, 176). Dadurch könnte ebenso ihr 

politisches Interesse gesteigert werden.  

 

Festgehalten wurde, dass für die Politikerin das Fachwissen im Unterricht nicht an erster Stel-

le steht, sondern eher das Engagement, die Informiertheit vor Wahlen, das Herausbilden einer 

eigenen Meinung, die Stärkung der Kritikfähigkeit und des eigenständigen und kritischen 

Denkens, sowie des Hinterfragens von Gegebenem. Vor allem die Bildung einer eigenen (po-

litischen) Meinung wird stark vom sozialen Umfeld, also der Familie und Freunden beein-

flusst, deshalb ist die Thematisierung von politischen Themen in der Schule umso wichtiger, 

um über den Tellerrad zu schauen und auch die Meinungen des sozialen Kreises zu hinterfra-

gen und die eigene Haltung zu reflektieren. Der Anspruch sollte nach Duzdar sein, immer 

mehr zu wissen, aber nicht alles wissen zu müssen.  

 

Spannend war es, dass Muna Duzdar die Meinung der Jugend zu politischen Parteien kannte 

und ihr das mangelnde Vertrauen in die Politik nicht fremd war. Junge Menschen haben näm-

lich laut den deutschen Shell Jugendstudien und der österreichischen Ö3 Jugendstudie wenig 

Vertrauen in die Politik und noch weniger Vertrauen in Politiker. Über 34% der jungen Frau-

en gaben an, dass sie überhaupt kein und über 50% wenig Vertrauen in die Politik haben. Bei 

den männlichen Jugendlichen waren es 36% die überhaupt kein und 45% die wenig Vertrauen 

in die Politik hatten. Dabei nimmt das Vertrauen bei beiden Geschlechtern mit dem Alter ab. 

Außerdem denkt die überwiegende Mehrheit (74% der Frauen und 68% der Männer) der Ju-

gendlichen, dass manche Politiker*innen korrupt sind (vgl. Schneekloth, 2010, 142; vgl. 

ORF, 2016). Hier gilt es für Politiker*innen das Vertrauen der Menschen wieder zu gewinnen 

und zwar nicht nur während der Wahlkämpfe. 

 

Duzdar ist der Meinung, dass es wichtig ist, sich politisch zu engagieren, was nicht zwangs-

läufig mit Parteienpolitik an sich zu tun hat, denn dabei kann es sich im schulischen Kontext 

um Schulsprecherwahlen, dem Beitritt zum Elternverein oder auch der Organisation im eige-

nen Bezirk oder Viertel handeln. Alles ist politisch und die Forderung, dass Schule oder Un-

terricht unpolitisch sein sollten, ist ihrer Meinung nach einfach falsch. Diese Ansicht teilen 
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auch die Politikdidaktiker*innen und stellen fest, dass es ein „[…] Irrglaube [wäre], [dass] 

Politikunterricht […] neutral und unparteilich sein“ könnte, weil Menschen grundsätzlich in 

politische Zusammenhänge eingebunden sind (vgl. Mittnik et al., 2018, 22; vgl. Autorengrup-

pe Fachdidaktik, 2017², 25). Dabei muss zwischen unpolitisch und unparteiisch unterschieden 

werden, denn auch wenn Schule nicht unpolitisch ist, so sollten Lehrpersonen keine Parteien-

politik im Unterricht lehren, denn die persönliche, politische Einstellung darf den Schü-

ler*innen nicht aufgezwungen werden. Nichts in der Schule haben Werbung für Parteien, eine 

einseitige Darstellung von stritten Themen sowie eine Missachtung von religiösen und welt-

anschaulichen Überzeugungen der Eltern bzw. der Schüler*innen (vgl. Mittnik et al., 2018, 

22). Es muss den Lernenden klar gemacht werden, dass alle Themen, welche die Gesellschaft 

betreffen, mit Politik zu tun haben, auch wenn das vielen nicht so direkt bewusst ist, so muss 

es doch aufgezeigt werden. Duzdars Botschaft lautet: engagiert euch, werdet aktiv, tretet für 

eure Rechte ein und lernt kritisch zu denken und selbstbewusst zu sein, dann könnt ihr vieles 

im Leben erreichen!  

 

Die relevantesten Erkenntnisse aus dem Interview mit Frau Duzdar waren zum einen, die 

Forderung nach einem eigenen Fach für politische Bildung in der Schule und zum anderen die 

Bestätigung der Hypothese, dass das Interesse von Kindern und Jugendlichen an politischen 

Themen und Inhalten unter anderem auch stark mit dem Bildungshintergrund in Verbindung 

gebracht wird. Das wurde unter anderem auch von einigen, sowohl deutschen, wie auch öster-

reichischen Jugendstudien erforscht, denn junge Menschen mit einem höheren Bildungsab-

schluss tendieren dazu, sich eher mit politischen Themen auseinanderzusetzen, als diejenigen 

mit einem niedrigen Bildungshintergrund. Wobei an dieser Stelle festgehalten werden muss, 

dass das politische Interesse bei jungen Menschen aus sozial schwächeren und bildungsferne-

ren Elternhäusern in den letzten Jahren stärker angestiegen ist, als bei Jugendlichen aus bil-

dungsnahen Familienhaushalten, dennoch ist der Unterschied noch immer sehr groß. Dabei 

gehört das politische Interesse oftmals zu einer gewissen Etikette, vor allem wenn junge Men-

schen aus einem bildungsnahen Elternhauhalt kommen und sie politisch früh sozialisiert wur-

den (vgl. Schneekloth, 2015, 158f; vgl. Heinzlmaier/Ikrath, 2012, 56; vgl. Sander, 2017, 

122f).  

 

Duzdar ist der Meinung, dass sich das politische Interesse von Lernenden am besten entwi-

ckeln würde, wenn im familiären, sozialen und schulischen Kontext vermehrt Raum für Dis-

kussionen über politische Themen zur Verfügung gestellt wird, kritisches Denken als wichtige 
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und erstrebenswerte Kompetenz in einer Demokratie gesehen und vermittelt wird und die 

Jugend schon früh in politischen Verbänden, Jugend-Organisationen oder Vereinen einen 

Platz finden, um sich aktiv beteiligen zu können. Dieses Thema, des Engagement und der 

Beteiligung in Verändern oder politischen Organisationen wurde auch in der österreichischen 

Ö3 Jugendstudie erhoben. Dabei gaben jedoch nur 8% der jungen Frauen und 13% der männ-

lichen Jugendlichen an, selbst schon einer Organisation beigetreten zu sein und positive Ein-

drücke mitgenommen zu haben. Jedoch können sich 34% der weiblichen Jugendlichen und 

40% der jungen Männer vorstellen einmal einer politischen Organisation beizutreten. Dabei 

sinkt die Bereitschaft mit dem zunehmenden Alter bei beiden Geschlechtern. Die Gruppe der 

16- bis 19-jährigen kann sich noch am ehesten vorstellen Mitglied einer politischen Organisa-

tion zu werden (42% der jungen Frauen und 51% der jungen Männer). Interessanter weise hat 

die Beteiligung bei Hilfsorganisationen oder NGO´s hier besser abgeschnitten, denn hier be-

teiligen 24% der weiblichen Jugendlichen und 29% der männlichen Jugendlichen oder können 

es sich in Zukunft vorstellen (56% weiblich, 41% männlich). Das zeigt deutlich, dass politi-

sches Engagement bei Jugendlichen weniger im Trend liegt, als soziales Engagement (vgl. 

ORF, 2016). Dadurch zeigt sich aber auch deutlich, dass Politiker*innen, wie Duzdar, sich 

darum bemühen politisch interessierte junge Menschen auch für ihre Partei bzw. Verbände 

und Organisationen zu motivieren, denn es besteht schon seit Jahren ein Nachwuchsmangel in 

Gewerkschaften und Jugendverbänden (vgl. Hoffmann-Lange, 20096, 299).  

 

Die politische Partizipation, welches auch eines der wichtigsten Grundsätze von „guter“ poli-

tischer Bildung sind (vgl. Autorengruppe Fachdidaktik, 2017², 127), spielt laut Duzdar eine 

besonders große Rolle, denn alles was Kinder und Jugendliche selbst (er)schaffen, erreichen, 

recherchieren und erleben dürfen, bleibt ihnen in Erinnerung und gibt Anstoß und Impulse für 

Neues. Diese Erkenntnisse lassen sich mit dem wissenschaftlichen Kontext in Verbindung 

bringen und decken sich oftmals mit der Meinung von Bildungsexpert*innen. 
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5. Ergebniskapitel 
 

Durch die Sekundarliteraturforschung, dem Experteninterview und der Analyse von repräsen-

tativen Jugendstudien konnten Erkenntnisse rund um das politische Interesse von Schü-

ler*innen gewonnen werden. Diese gilt es im Folgenden zu präsentieren und im nächsten Ka-

pitel zu diskutieren.  

 

Zu Beginn soll auf die, den Jugendlichen vorgeworfene, Politikverdrossenheit12 eingegangen 

werden, die oftmals von politischer Seite oder der Medien geäußert wurde. Da muss ganz klar 

gesagt werden, dass bei der heutigen Jugend davon nicht die Rede sein kann und dieses The-

ma wesentlich vielschichtiger ist, als es anfangs vielleicht schien. Politisches Interesse ist bei 

weiblichen und männlichen Jugendlichen definitiv vorhanden, auch wenn es sich in unter-

schiedlicher Weise ausprägt. Denn der Politikbegriff ist ein wesentlich weiterer als Anfangs 

vermutet und die oft gestellte (zu) allgemeine Frage: „Wie sehr interessierst du dich für Poli-

tik?“ deshalb schwer beantwortet werden kann, weil nicht nach dem Politikverständnis an sich 

gefragt wird. Es ist belegt worden, dass beide Geschlechter bei dieser Frage an einen engen 

Politikbegriff denken und deshalb männliche Jugendliche stärkeres politisches Interesse zei-

gen, als junge Frauen. Die Antwort auf den Vorwurf der Politikverdrossenheit folgt nach ei-

nem Zitat aus der Shell Jugendstudie: „Nicht die Jugend ist politikverdrossen, sondern sie 

erlebt im Gegenteil die Politik als jungendverdrossen.“ (vgl. Großegger, 2002, 46) Gemeint 

ist, dass sich die Politiker zu wenig für die Probleme und Bedürfnisse der jungen Menschen 

interessieren und durch diverse Skandale das Vertrauen der Wählerschaft verloren haben.  

 

Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass das Herabsetzen des Wahlalters auf 16 Jahre 

als eine Reaktion auf das Misstrauen und die Ablehnung der Jugend gegenüber der Politik 

verstanden werden kann. Von politischer Seite wurde angenommen, dass junge Menschen 

deshalb so unzufrieden sind, weil sie erst mit der Vollendung des 18. Lebensjahres (ab 1970) 

am politischen Leben teilhaben konnten (vgl. Hoffmann-Lange/de Rijeke, 2006, 59). Durch 

die Senkung des Wahlalters hat die politische Bildung in der Schule einen höheren Stellen-

wert eingenommen, da sich nun die Politik gezwungen fühlte, sich mit diesem Thema ausei-

nanderzusetzen und Lösungen zu finden, um Schüler*innen besser auf die politische Teilhabe 

vorzubereiten und sie in politischer Hinsicht zu bilden. Hier kam die Politikdidaktik ins Spiel, 

                                                         
12 Auswahl an Werken, die die Politikverdrossenheit im Besonderen thematisieren: Gabriel (2017) Politikver-

drossenheit in Deutschland; Trier/Kämper/Wengeler (Hrsg.) (2017) Protest – Parteienschelte – Politikverdros-

senheit: Politikkritik der Demokratie; Heil (2016) Gesättigte Demokratie: Ein marketingorientierter Alternativ-

begriff zur Politikverdrossenheit 
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welches es sich als noch relativ junge Wissenschaft zum Ziel gemacht hat, herauszufinden, 

wie politische Themen in der Schule bzw. im Unterricht kompetenzorientiert umgesetzt wer-

den sollen, damit sich politisch kompetente und interessierte Bürger*innen entwickeln. 

 

5.1 Genderaspekt  

Die wichtigsten Ergebnisse für die Beantwortung der Forschungsfragen zielen auf weibliche 

Jugendliche und ihr politisches Interesse ab, welches auch schon im Teil des Titels dieser Ar-

beit „Steigerung des politischen Interesses von Schülerinnen“ angesprochen wurde. Nun soll 

als erstes der Genderaspekt aus der Forschungsfrage „Welche Rolle spielt das Geschlecht bei 

der Entstehung des politischen Interesses?“ beantwortet werden.  

 

Es hat sich im Laufe der Recherchen herausgestellt, dass junge Frauen an sich kein geringeres 

Interesse an politischen Themen aufweisen, als männlichen Gleichaltrige. Bei vielen Jugend-

studien wird jedoch genau das sichtbar, nämlich die Tatsache, dass weibliche Jugendliche ihr 

eigenes politisches Interesse und ihre politischen Kompetenzen geringer einschätzen, als 

männliche Gleichaltrige und es dadurch den Anschein macht, dass Frauen einfach nicht so 

sehr daran interessiert sind. Dabei muss deutlich zwischen politischem Wissen und subjekti-

ver politische Kompetenz unterschieden werden. Denn bei Testungen über das politische 

Wissen (siehe ICCS Studie) haben junge Frauen besser abgeschnitten, als junge Männer, den-

noch schätzen diese ihr politisches Interesse konstant höher ein. Das immer wieder belegte 

geringere Interesse von Frauen macht deshalb stutzig, weil diese seit einigen Jahren zu den 

Bildungsgewinnerinnen zählen und prozentuell gesehen einen etwas höheren Bildungsab-

schluss erreichen und häufiger studieren, als Männer (vgl. Schneekloth, 2015, 161).  

 

Diese Diskrepanz kann anhand mehrerer Gründe, die sich aus der Forschungsliteratur ergeben 

haben (vgl. Oberle, 2013; vgl. Schmid, 2004; vgl. Kreisky/Sauer, 1995; vgl. Westle, 2001; 

Westle, 2006), erklärt werden: 

• Das Interesse liegt vorwiegend in anderen politischen Feldern 

Das größte Problem solcher Erhebungen über das politische Interesse von jungen 

Menschen liegt darin, dass nicht klar ist, was unter Politik alles gemeint ist oder was 

Jugendliche darunter verstehen. Junge Frauen zeigen beispielsweise vermehrt größeres 

Interesse an Sozialpolitik, oder Gesundheits- und Umweltthemen, sowie der Friedens-

sicherung und der Migrationspolitik. Oft werden diese Assoziationen aber nicht sofort 

mit der Frage nach dem politischen Interesse verbunden, weshalb Frauen oftmals dazu 
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tendieren, ihr eigenes politisches Interesse und ihre Kompetenzen eher abzuwerten 

(vgl. Kreisky/Sauer, 1995, 17f; vgl. Westle, 2006, 215; vgl. Oberle, 2013, 175f). 

 

• Frauen tendieren zu einem anderen Politikverständnis als Männer 

Frauen präferieren eher ein weites Politikverständnis, als Männer, die oftmals den en-

gen Politikbegriff, der eine vorwiegend geschlossene institutionelle Struktur aufweist, 

eher zu favorisieren. Viele Studien und Erhebungen wurden dahingehend kritisiert, 

dass sie meist auf den männlich dominierten Politikbegriff abzielen und diesem, in der 

Erstellung der standardisierten Interviewfragebögen, Vorrang geben, wodurch das 

Bild konstruiert wird, dass sich Frauen weniger für Politik interessieren, obwohl sie 

sich lediglich für eine andere Art der Politik aussprechen (vgl. Kreisky/Sauer, 1995, 

16f; vgl. Schmid, 2004, 169). 

 

• Geschlechterstereotype und das Othering13 spielt noch immer eine große Rolle 

Wichtig ist zu erwähnen, dass die Zuschreibungen von „männlichen“ und „weibli-

chen“ Rollenverteilungen und Geschlechterstereotypen bis heute noch in den Köpfen 

der Gesellschaft verankert sind und auch in der Jugend weiterhin, teils schon viel auf-

geweichter, aber doch eine Rolle spielen. Für junge Frauen ist es oft schwierig zuzu-

geben, dass sie politisch stark interessiert sind, weil das noch immer mehr „Männersa-

che“ ist und sie durch politische Äußerungen oder Positionen in ihrem sozialen Um-

feld anecken könnten oder ausgeschlossen werden (vgl. Schmid, 2004, 168; vgl. Ober-

le, 2013, 174).  

 

Die Abgrenzung als der Prozess des Othering ist für die eigene Identitätsfindung in der 

Adoleszenzphase besonders wichtig. Das veraltete Bild der „unpolitischen“ Frau hielt 

sich hartnäckig (vgl. Oberle, 2013, 173; vgl. Sauer, 2010, 234) und Spuren dieses 

männlich konstruierten Bildes von Frauen finden sich noch immer in der Literatur und 

Gesellschaft wieder und müssen endgültig ad acta gelegt werden. Dabei spielt auch die 

unterschiedliche Sozialisation von Mädchen und Burschen eine Rolle, bei der Mäd-

chen eher politikferner sozialisiert werden, als Burschen (vgl. Westle, 2001, 131). 

                                                         
13 Der Begriff Othering wurde von Gayatri Chakravorty Spivak (1985) geprägt und von Thomas-Olalde/Velho 

(2011) definiert, worunter sie alle Handlungsformen sprachlicher und außersprachlicher Natur verstehen, die 

Subjekte in ein dichotomes Verhältnis bringen und zu einem „wir“ und „die Anderen“ zuordnen, um sich selbst 

überlegen zu fühlen. Othering-Prozesse können zum einen für die Erhaltung von hegemonialen Herrschaftssys-

temen im politischen Kontext verstanden werden, spielen aber auch im Alltagsdiskurs eine große, oft unbewuss-

te Rolle (vgl. Thomas-Olalde/Veho, 2011). 
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Auch das oftmals thematisierte weibliche Unterschätzen der eigenen politischen Kom-

petenz und der Überschätzung der politischen Fähigkeiten seitens der Männer, gehö-

ren teilweise zu der Aufrechterhaltung des stereotypen Denkens und müssen hinter-

fragt und bei Interviewsituationen mitgedacht werden (vgl. Schmid, 2004, 168; vgl. 

Westle, 2006, 231). 

 

• Benachteiligung von Frauen in der Forschungserhebung  

Studien konnten belegen, dass schon die Art und Weise wie nach politischem Wissen 

oder Interesse gefragt wird, zu einer Benachteiligung von Frauen führen kann, da ge-

wisse empirische Methoden oftmals ein Geschlecht bevorzugen. So gibt es Ansätze 

dafür, die zeigen, dass beispielsweise Multiple-Choice-Tests oder Umfragebögen, die 

schon vorgegebene Antwortmöglichkeiten beinhalten, für Frauen zu Nachteilen führen 

können (vgl. Westle, 2006, 225; vgl. Oberle, 2013, 171f). Wenn Wissen abgefragt 

wird und keine passende Antwort als wählbar erscheint, entscheiden sich tendenziell 

mehr Frauen für die Antwort „keine Angabe oder weiß nicht“ als Männer, die eher ra-

ten würden, bevor sie dieses Feld ankreuzen. Frauen schneiden hingegen bei offenen 

Fragestellungen tendenziell besser ab, weil sie sich oftmals besser schriftlich oder 

auch verbal entfalten können (vgl. Westle, 2006, 227-229; vgl Oberle, 2013, 172).  

 

Wenn solche Ergebnisse vorliegen, ist es umso wichtiger, bei weiteren Testungen und 

Studien darauf zu achten, dass auf beide Geschlechter und alle Lerntypen gleicherma-

ßen eingegangen wird, um strukturelle Benachteiligungen weitgehend zu vermeiden. 

Dies ist auch für die Schule relevant, wenn es um Wissensabfrage geht und sollte bei 

der Vorbereitung von Prüfungsmodalitäten mitgedacht werden.  

 

• Gläserne Decke auch im politischen Sinne 

Die angesprochene „Gläserne Decke“, die nicht nur im feministischen Kontext, son-

dern auch im politischen zu finden ist, gibt es heute immer noch, die es Frauen sehr 

schwer machen in den vordersten Reihen mitzubestimmen und noch immer oft nicht 

aus dem Hintergrund herauskommen können. Wenn junge Menschen dieses leider 

noch immer aktuelle Phänomen beobachten können, ist die Motivation bei vielen viel-

leicht nicht mehr so stark ausgeprägt, da ein Durchbrechen dieser „gläsernen Decke“ 

sehr schwierig ist und mit viel Aufwand verbunden ist, den es sich aber auf sich zu 

nehmen lohnt (vgl. Federal Glass Ceiling Commission, 1995, 26-28; vgl. Meß-
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mer/Banaszczuk, 2013, 84-86). Die Phänomen der „gläsernen Decke“ hat auch Muna 

Duzdar im Expert*inneninterview angesprochen (siehe Kapitel 4, S.65f) Deshalb be-

nötigen Jugendliche starke, weibliche Vorbilder, wie beispielsweise Muna Duzdar o-

der andere Frauen in hohen politischen Positionen, die ihnen aufzeigen, dass sie es 

auch schaffen können, weit zu kommen, um in der Politik mitzumischen. 

 

• Sexismus und Frauenfeindlichkeit 

Frauen sind besonders stark von Sexismus bis zur Frauenfeindlichkeit im öffentlichen 

Raum betroffen, sei es in der Schule, anderen Institutionen oder im Job. Hierbei ist 

auch der politische Raum betroffen, denn die politische Praxis ist sexualisiert, so 

Kreisky/Sauer (vgl. Kreisky/Sauer, 1995, 184). Vor allem im schulischen Kontext gilt 

es, diese teilweise unbewussten Strukturen aufzudecken, gemeinsam mit Schü-

ler*innen darüber in Dialog zu treten und auch das eigene Verhalten kritisch zu hinter-

fragen. Dabei kann es zum Beispiel um gendergerechte Sprache, oder die Benachteili-

gung aufgrund des Geschlechts gehen. Wichtig sind realitätsnahe Fallbeispiele, an de-

nen exemplarische Lösungsansätze gefunden werden, die dann auf andere Bereiche 

umgelegt werden können. Bei diesem Thema kann eine sensible Herangehensweise 

nicht oft genug betont werden, gerade seitens der Lehrer*innen, da Jugendliche sich 

selbst vielleicht vor Verunsicherung schützen möchten. Eine vermeintliche Gleichbe-

handlung der Geschlechter wird bei beiden Geschlechtern schnell als Benachteiligung 

eines Geschlechtes gesehen und deshalb kritisiert. Deshalb ist ein besonderes Feinge-

fühl seitens der Lehrkraft im Umgang mit dieser Thematik essenziell, um Erfolge er-

zielen zu können (vgl. Oberele, 2013, 178).  

 

5.2 Faktoren, die das politische Interesse beeinflussen 

Um nun eine Beantwortung der gesamten Fragestellung einleiten zu können, ist das erneute 

Aufgreifen dieser wichtig. Die konkreten Forschungsfragen lauteten: Wie entsteht politisches 

Interesse bei Schüler*innen und welche Rolle spielen dabei das Geschlecht und der Bildungs-

hintergrund? Da der Aspekt des Geschlechts nun schon geklärt wurde, wird im Folgenden auf 

die restlichen Teile der Forschungsfrage eingegangen, nämlich auf den Aspekt des Bildungs-

hintergrundes und die Entstehung von politischem Interesse im Allgemeinen. Dabei werden 

die bereits aufgezeigten Aspekte aus Kapitel 3.6.5 aufgegriffen und vertieft. 
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Im Laufe der Recherchen hat sich herauskristallisiert, dass sich das politische Interesse schon 

in jungen Jahren entwickelt (vgl. Westle, 2006, 237). Dabei spielt die politikferne oder poli-

tiknahe Sozialisation von Kindern eine Rolle, die oftmals geschlechtsspezifische Unterschiede 

aufweist, welche es gesellschaftlich gesehen zu durchbrechen gilt. Das beginnt natürlich 

schon im Elternhaus, aber auch Bildungseinrichtungen wie der Kindergarten oder in weiterer 

Folge die Schule tragen ebenso zur politischen Sozialisation von Kindern bei und sind auch 

dazu angehalten, hier ihren Beitrag zu leisten, um auch Mädchen und junge Frauen politisch 

zu sozialisieren (vgl. Schmid, 2004, 30; vgl. Westle, 2001, 131; vgl. Schmid, 2004, 30).  

 

Um die Forschungsfrage an dieser Stelle zu beantworten, kann gesagt werden, dass der Bil-

dungshintergrund von Kindern und Jugendlichen das politische Interesse stark beeinflusst, 

was auch im Expert*inneninterview deutlich herausgekommen ist. Politisches Interesse wird 

in bildungsnahen Haushalten und politisch interessierten Eltern eher entfaltet, als in bildungs-

fernen Elternhäusern (vgl. Schneekloth, 2011², 130-132; vgl. Schneekloth, 2015, 159f; vgl. 

Heinzmaier/Ikrath, 2011, 56). Obwohl empirische Studien (beispielsweise Shell Jugendstu-

dien, österreichische Jugend-Wertestudie u.v.m.) auch hier unterschiedliche Ergebnisse erziel-

ten, ist das Elternhaus noch immer ein Einflussfaktor für die Entwicklung des politischen In-

teresses, auch wenn dieser vielleicht eine abnehmende Bedeutung für Jugendliche, die sich 

immer früher von den Eltern emanzipieren, hat. Wenn der Bildungshintergrund des Eltern-

hauses und der eigene Bildungsgrad von Jugendlichen eine so große Rolle in der Entfaltung 

von politischem Interesse spielen, spricht man oft von einer Benachteiligung von Kindern und 

Jugendlichen aus bildungsferneren Schichten, denn diese Benachteiligung findet nicht nur in 

der politischen Bildung oder dergleichen statt, sondern hat einen großen Einfluss auf den ge-

samten schulischen Verlauf von jungen Menschen (vgl. Heinzlmaier/Ikrath, 2011, 56; vgl. 

Schmid, 2004, 28f). Diese Ungleichheiten müssen gerade von der Politik ernst genommen 

und durch aktives Handeln für Chancengleichheit ausgeglichen werden. Solange diese politi-

schen Gleise nicht gelegt werden, kann sich auch in der Gesellschaft kein Umdenken etablie-

ren. Junge Menschen, die keine idealen Voraussetzungen im Leben hatten, müssen deshalb 

gerade in Bildungsinstitutionen umso mehr motiviert und gefordert werden, damit sie trotz-

dem die Chance bekommen, über sich selbst hinauszuwachsen.  

 

Es hat sich herausgestellt, dass das Alter von Kindern und Jugendlichen eine nahezu gleich 

große Rolle bei der Entstehung des politischen Interesses spielt, wie der Bildungshintergrund 

(vgl. Schneekloth, 2011², 130f; vgl. Heinzelmaier/Ikrath, 2011, 56; vgl. Westle, 2006, 214f). 
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Denn je älter die Schüler*innen sind, desto höher schätzen sie ihr eigenes politisches Interesse 

ein, wobei das natürlich auch mit dem bereits erworbenen Wissen in der Schule zu tun hat. 

Wissen und Interesse, sowie auch die damit einhergehende Motivation etwas Neues zu lernen, 

stehen dabei in einem wechselseitigen Prozess miteinander in Beziehung und beeinflussen 

sich gegenseitig (vgl. Arbeitsgruppe Fachdidaktik, 2017², 122f). Eine daraus resultierende, 

durchaus interessante Hypothese wäre beispielsweise, dass, wenn Kinder schon in der Volks-

schule mit politischen Themen altersgerecht in Berührung kommen und politische Bildung 

schon hier stattfindet, würde dann vielleicht das politische Interesse früher gesteigert werden 

und es prozentuell höher bewertet werden. Ansätze für eine Umsetzung von politscher Bil-

dung bereits in der Volksschule finden sich bei Erhebungen von Mittnik (2016).  

 

Einigkeit in der Forschung zum politischen Interesse von Schüler*innen besteht darin, dass 

das Jugendalter eine entscheidende Phase in der Entwicklung des politischen Interesses dar-

stellt. Durch die Forschungsfrage nach dem Wie in der Entwicklung von politischem Interesse 

kann auch nach einem Wann gefragt werden. Wann genau das politische Interesse sich entwi-

ckelt und seinen Höhepunkt hat, ist vor allem von den individuellen und sozio-kulturellen 

Faktoren abhängig, die bei jungen Menschen durchaus verschieden sein können, dennoch gibt 

es Tendenzen, die in der Forschung oftmals kontrovers diskutiert wurden. Einige For-

scher*innen (vgl. Neundorf et al., 2012; vgl. Prior, 2010) gehen davon aus, dass die Entwick-

lung des politischen Interesses in der Jugend bis etwa einem Alter von 25 Jahren bereits am 

Höhepunkt angelangt ist und darüber hinaus das ganze Leben lang eher konstant bleibt. Ande-

re sind der Meinung, dass das politische Interesse im Alter weiter ansteigt und seinen Höhe-

punkt erst ungefähr zwischen 45-60 Jahren hat und dieses dann wieder abflacht (vgl. Maier, 

2000, 147-171; vgl. Schmid, 2004, 22f). Welche Theorie nun die wahrscheinlichere ist, kann 

von dieser Perspektive aus schwer gesagt werden, aber naheliegender ist eher bei aktuellen 

Studien zu bleiben, die sich für die erste These aussprechen. Es ist durchaus logisch davon 

auszugehen, dass Menschen, die sich während der Schullaufbahn oder in ihrer Jugend kein 

politisches Wissen oder politische Kompetenzen, wie etwa kritisches und reflektiertes Den-

ken, Urteils- und Handlungsfähigkeit etc. angeeignet haben, oder nur rudimentäres Wissen 

darüber verfügen, eher weniger politisch interessiert sind, als diejenigen, die dies schon ge-

nossen haben. Dadurch stellt sich hier die Frage, ob es solchen Menschen möglich ist, ihr po-

litisches Interesse bis Mitte 40 weiter zu steigern, oder ob nicht doch die Theorie mehr be-

wahrheitet ist, die davon ausgeht, dass das politische Interesse, welches sich bis Mitte 20 ge-

bildet hat, auch weiterhin konstant hoch oder niedrig bleibt.  
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Neben den Faktoren Geschlecht, Bildungshintergrund und Alter wurde ein weiterer Punkt 

näher beleuchtet und zwar der Faktor Migration. Der Frage, ob vielleicht auch eine Migrati-

onsbiografie bei jungen Menschen das politische Interesse beeinflusst, wurde nachgegangen 

und dabei hat sich herausgestellt, dass Migration das politische Interesse wesentlich weniger 

beeinflusst, als die anderen Faktoren. Forschungen (vgl. Müssig/Worbs, 2012, 22f) haben 

ergeben, dass Migration bei jungen Menschen, also meist in der 2. oder 3. Generation, keinen 

bedeutenden Einfluss auf die Entstehung von Politikinteresse hatte, außer wenn diese in Be-

zug mit dem Bildungshintergrund gebracht werden würde, wobei es dann noch immer mehr 

am Bildungsniveau und weniger an der Tatsache, dass Migrationsbiografie nachgewiesen 

werden konnte, liegt. Bei jungen Menschen, die erst nach Österreich oder Deutschland immi-

griert sind, ist es laut Kroh eine Frage der Verweildauer und des Integrationsprozesses, bis 

politisches Interesse für das Ankunftsland entwickelt wird (vgl. Kroh, 2006, 188-191). Doch 

darauf sind wenige namenhafte Studien, die erforscht wurden, eingegangen, deshalb können 

hierbei keine weiteren Erkenntnisse oder repräsentativen Ergebnisse vorgelegt werden.  

 

Nicht im Fokus der Analysen stand der Freundeskreis, also die peer group, von Jugendlichen, 

weil es erstens in einigen Studien (vgl. Schmid, 2004, 35-37) nachgewiesen wurde, dass die-

ser Faktor eher einen sekundären Einfluss auf das politische Interesse von Schüler*innen hat 

und zweitens davon ausgegangen wird, dass sich politisch interessierte Jugendliche auch ei-

nen dementsprechenden Freundeskreis suchen, in dem vermehrt über Politik debattiert wird. 

Der zweiteren Ansicht ist auch Muna Duzdar (siehe Kapitel 4. Expert*inneninterview). Das 

einzige Ergebnis, welches in diesem Zusammenhang präsentiert werden kann, ist in dieser 

Hinsicht der Geschlechterunterschied, da erhoben wurde, dass junge Frauen deutlich weniger 

über politische Themen im Allgemeinen in ihrem Freundeskreis sprechen, als junge Männer, 

bei denen Politik einen wesentlich größeren Bestandteil des Gesprächsstoffes einnimmt (vgl. 

Arnold et al., 2011). Diese Erkenntnis stützen beispielsweise auch politisch interessierte 

Bloggerinnen, wie Alice Greschkow14, die vorwiegend über politische Themen schreibt. Sie 

hält in einem Beitrag aus dem Jahr 2016 fest, dass sie deutlich mehr mit Männern über Politik 

diskutiert, als mit Frauen.  

 

Ein weiterer Aspekt in Bezug auf das politische Interesse von Jugendlichen ist die Nutzung 

von Massenmedien (vgl. Weißeno et al., 2010, 125-128). Empirische Studien belegen, dass 

                                                         
14 Weitere Informationen zur Bloggerin Alice Greschkow und ihrem Beitrag „Sind Frauen wirklich unpolitischer 

als Männer?“ aus dem Jahr 2016, online unter: https://alicegreschkow.com/2016/04/08/sind-frauen-wirklich-

unpolitischer-als-maenner/ (1.5.2019) 

https://alicegreschkow.com/2016/04/08/sind-frauen-wirklich-unpolitischer-als-maenner/
https://alicegreschkow.com/2016/04/08/sind-frauen-wirklich-unpolitischer-als-maenner/
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sich junge Menschen stärker für Politik interessieren, wenn sie sich (regelmäßig) im Fernse-

hen, durch das Lesen von Zeitungen, im Radio oder auch online über politische Ereignisse 

informieren und informiert bleiben. Klassische Medien und online Medien sind eine der wich-

tigsten Informationsquellen zu politischen Themen für junge Menschen, wobei das Fernsehen 

noch als, am ehesten politisch neutrale Quelle bezeichnet wird und ein objektives Medium für 

Schüler*innen darstellt. Dabei sind Printmedien eher bei älteren Befragten angesagt und onli-

ne Medien eher bei Jugendlichen im Trend (vgl. Schneekloth, 205, 163; vgl. Schmid, 2004, 

170; vgl. Heinzlmaier/Ikrath, 2011, 58f). 

 

Dass sich das Informieren über politische Themen positiv auf das politische Interesse auswir-

ken kann, ist mit der These verbunden, dass das Wissen bzw. die politische Kompetenz mit 

dem Interesse in einer wechselseitigen, sich beeinflussenden Beziehung stehen. Es ist hierbei 

schwierig festzustellen, ob zuerst das bereits vorhandene Wissen zum Interesse beiträgt, oder 

ob zuerst ein Interesse für ein gewisses Thema vorhanden sein muss, um (freiwillig) Wissen 

auszubauen (vgl. Arbeitsgruppe Fachdidaktik, 2017², 123; vgl. Westle, 2006, 236). Im Endef-

fekt liegt es auf der Hand, dass Menschen sich gerne über Themen austauschen und diskutie-

ren, bei denen sie das Gefühl haben, sich auszukennen bzw. eine gewisse Kompetenz aufwei-

sen. Das ist nicht nur bei Erwachsenen der Fall, sondern auch bei jungen Menschen, wodurch 

es umso wichtiger ist, ihr politisches Selbstbild zu stärken und ihr politisches Selbstwertge-

fühl zu steigern. Vor allem bei jungen Frauen ist es hierbei umso wichtiger ihr politisches 

Selbstbewusstsein zu stärken, damit sie sich kompetent und selbstsicher fühlen, um bei politi-

schen Themen mitzureden (vgl. Oberle, 2011, 111; vgl. Oberle, 2013, 177).  

 

Um dies zu erreichen ist es wichtig, die Schülerinnen auch bei politischen Themen ernst zu 

nehmen, Meinungsfreiheit zu schaffen und auch kritische Reflexion miteinfließen zu lassen 

(vgl. BMBF, 2015, 4; vgl. Mittnik et al., 2018, 51). Unter Ernstnehmen wird auch Mitbe-

stimmen und Mitgestalten verstanden, deshalb ist es vor allem auch in der Schule von großer 

Bedeutung, dass die Schüler*innen bei Entscheidungs- und Gestaltungsprozesse in der Schule 

miteingebunden und ihnen Partizipationsmöglichkeiten aufgezeigt werden. Dadurch entsteht 

gelebte Demokratie, die auch zu einem gesteigerten Interesse führen kann (vgl. Autorengrup-

pe Fachdidaktik, 2017², 126; siehe Expert*inneninterview, 68, 71). Nicht nur in der Schule 

können demokratische Prozesse von jungen Menschen erfahren und erlebt werden, sondern 

auch in diversen Jugendvereinen und Organisationen, die den Jugendlichen politische Themen 

näherbringen. Durch das freiwillige Engagieren in politischen Organisationen und Vereinen, 
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oder NGO´s, können junge Menschen andere politisch interessierte Gleichaltrige kennenler-

nen, wodurch ein politisch interessierter Freundeskreis entstehen könnte, der das politische 

Interesse der Beteiligten steigert (vgl. Schneekloth, 2011², 156f; siehe Expert*inneninterview, 

70). All diese Aspekte wirken sich positiv auf das politische Interesse von Jugendlichen aus 

und können dieses steigern. Im nächsten Abschnitt wird auf die politikdidaktischen Aspekte 

eingegangen, welche im Bereich der Schule und speziell im Fach „Geschichte und Sozialkun-

de/Politische Bildung“ von Bedeutung sind und ebenso zu einer Steigerung des politischen 

Interesses beitragen.  

 

5.3 Politikdidaktische Aspekte 

Wie im ersten Kapitel bereits erläutert, haben sich durch die primären Forschungsfragen wei-

tere, für die Arbeit relevante, Fragen und Forschungsfelder eröffnet, die viel Raum aufgrund 

ihres hohen Stellenwertes eingenommen haben. Das war vor allem der didaktische Aspekt, 

der sich auf die politische Bildung in der Schule, im Besonderen auf das Fach Geschichte und 

Sozialkunde/Politische Bildung bezog. Auch diese Ergebnisse werden im Folgenden präsen-

tiert, weil sie wesentlich zur Gesamtheit der Arbeit beitragen und vor allem für Lehrer*innen 

einen Mehrwert darstellen.  

 

Durch den ausführlichen historischen Kontext zur Entwicklung von politischer Bildung in der 

Schule kann gesagt werden, dass die Thematisierung von politischen Themen im Unterricht 

äußerst wichtig ist und in der heutigen Zeit noch stärker gefragt ist, als zuvor. Da politischer 

Unterricht oftmals zur Manipulation und Herausbildung von regimegefügigen Bürger*innen 

genutzt wurde und kritisches Denken und Hinterfragen nicht unbedingt zu den, zu vermitteln-

den Kompetenzen gehörten (vgl. Sander, 2004, 20-22; vgl. Detjen, 2007, 32), ist es heute um-

so wichtiger zu zeigen, dass das mit dem modernen Verständnis von politischer Bildung 

nichts zu tun hat. Dieses moderne Verständnis Politischer Bildung entstand vor allem durch 

eine neue Professionalität der Lehrpersonen und die Professionalisierung des Lehrens und 

Lernens, sowie durch das Vermitteln von demokratischen und emanzipatorischen Werten 

(vgl. Sander, 2012, 50-53; vgl. Hellmuth, 2012, 11f; vgl. Mambour, 2007, 203-216). Politi-

sche Bildung leistet somit einen wichtigen Beitrag zur politischen Erziehung und Bildung von 

Schüler*innen und fördert das politische Interesse dieser.  
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In Bezug auf das politische Interesse von Schüler*innen ist zu sagen, dass die Schule und 

insbesondere der Geschichtsunterricht, hierbei eine wesentliche Rolle bei der Entfaltung von 

Politikinteresse spielen. Lehrpersonen sollten sich dieser Verantwortung stellen und Prioritä-

ten setzen, um vermehrt Zeit für politische Themen zu schaffen. Lehrpersonen dürfen ruhig 

dazu ermuntert werden, eine lebendige, realitätsnahe und offene Politische Bildung im Unter-

richt zu gestalten (vgl. Mittnik et al., 2018, 11). Dabei sind auch Lehrkräfte mit anderen Fä-

cherkombinationen ebenso gefragt das Unterrichtsprinzip der politischen Bildung in ihren 

Unterricht einfließen zu lassen und sich durch den Grundsatzerlass seit 1978 sogar dazu ver-

pflichtet. Sie können dazu beitragen, dass Politik ein fächerübergreifendes Thema in der Pra-

xis wird, dem Schüler*innen in unterschiedlichen Unterrichtsfächern begegnen (vgl. Amme-

rer, 2010, 15-18).  

 

Politische Strukturen sind in enorm vielen Themen zu erkennen, wenn ein kritischer Blick 

darauf geworfen wird. So kann beispielsweise im Fach Geschichte und Sozialkunde/Politische 

Bildung, tatsächlich zu fast jedem historischen Thema, auch ein politischer Kontext gezogen 

werden. Dabei ist auch das österreichische, politische Kompetenzmodell (vgl. Krammer et al., 

2008, 6-9) im Unterricht zu berücksichtigen, welches auf die zu erreichenden Kompetenzen 

von Schüler*innen eingeht und aufzeigt, wie vielfältig und komplex die Erwartungen an 

Schüler*innen sind. Die wichtigsten Kompetenzbereiche aus dem Kompetenzmodell sind: die 

Urteilskompetenz, die Methodenkompetenz, die Handlungskompetenz und die Sachkompe-

tenz (vgl. Krammer, 2010, 26-35). Politische Bildung soll dabei keine Meinungsbildung leh-

ren, sondern eine Urteilsbildung fördern, damit Schüler*innen in der Lage sind politische Ur-

teile fällen zu können, diese zu überprüfen, sie zu kategorisieren und zu klassifizieren (vgl. 

Krammer, 2010, 26; vgl. Mittnik et al., 2018, 8).  

 

Wenn von politikdidaktischen Aspekten die Rede ist, muss auch das gedankliche Fundament 

der modernen politischen Bildung (im deutschsprachigen Raum) Erwähnung finden und zwar 

der „Beutelsbacher Konsens“. Dabei handelt es sich um drei, von Hans-Georg Wehling auf 

einer Tagung von Politikdidaktikern im schwäbischen Beutelsbach im Jahr 1976 (also noch 

vor dem Grundsatzerlass) protokollierten, unwidersprochenen (konsensualen) Prinzipien. Die-

se Prinzipien, welche in Österreich nicht verbindend sind, dennoch seit über 40 Jahren als 

Leitlinie der Politikdidaktik gesehen werden können, legen drei grundlegende Maximen für 

den Unterricht der politischen Bildung fest: 
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1. Überwältigungsverbot: durch dieses Verbot wird jede Form von politischer Indoktri-

nation15 im Unterricht untersagt. Dabei ist gemeint, dass Schüler*innen im Unterricht 

nicht überrumpelt werden sollen, mit erwünschten (politischen) Meinungen, wodurch 

sie gehindert wären, sich ein selbstständiges Urteil zu bilden. Dies würde nicht der 

Vorstellung des Ziels zur Erziehung von Schüler*innen zur Mündigkeit, entsprechen 

(vgl. Ammerer, 2010, 16; vgl. Mittnik et al., 2018, 26, 47; zitiert nach Wehling, 1977, 

179f). 

2. Kontroversitäts- und Ausgewogenheitsgebot: durch dieses Gebot wird festgelegt, dass 

politische Themen im Unterricht kontrovers diskutiert werden sollen, also von unter-

schiedlichen Standpunkten aus betrachtet, differenziert und kritisch beleuchtet werden 

sollen. Dabei ist es Aufgabe der Lehrperson für den Perspektivenwechsel zu sorgen 

und Schüler*innen dadurch die Möglichkeit zu geben, sich selbst besser positionieren 

und ein eigenes Urteil treffen zu können (vgl. Ammerer, 2010, 17; vgl. Mittnik et al., 

2018, 26, 47; vgl. Wehling, 1977, 179f; vgl. Autorengruppe Fachdidaktik, 2017², 127).  

3. Interessensmaxime: die dritte und letzte formulierte Maxime bezieht sich auf das Ziel, 

Schüler*innen so weit zu bringen, dass sie selbst in der Lage sind ihre eigenen Interes-

senslangen zu analysieren und die politische Situation im Sinne ihrer Interessen zu be-

einflussen (vgl. Ammerer, 2010, 17; Mittnik et al., 2018, 26, 47; vgl. Wehling, 1977, 

179f). 

 

Die ersten beiden Maxime des „Beutelsbacher Konsens“ betreffen die Aufgaben bzw. Kom-

petenzbereiche der Lehrer*innen, der dritte Punkt bezieht sich auf die Schüler*innen (vgl. 

Ammerer, 2010, 17). Besonders in Bezug auf die vorliegende Arbeit ist der dritte Aspekt von 

großer Bedeutung, denn dieser stellt die Wichtigkeit des eigenen politischen Interesses von 

Schüler*innen in den Vordergrund. Dabei sollen Schüler*innen ihr politisches Interesse er-

kennen, analysieren und dann ihren Standpunkt aktiv vertreten können. Hier liegt die Beto-

nung auf den operationalen Fähigkeiten der Schüler*innen (vgl. Mittnik et al., 2018, 47).  

 

Da nun aufgezeigt wurde, welche wichtigen politikdidaktischen Aspekte im Unterricht beach-

tet werden müssen, ist hier noch Raum für weitere unterrichtsbezogene Faktoren, die politi-

sches Interesse fördern. Drei Aspekte finden hierbei noch Erwähnung und zwar der lebens-

weltliche Bezug im Unterricht, geeignete Unterrichtmaterialien, die politische Vorbilder für 

                                                         
15 Unter Indoktrination werden psychologische Mittel verstanden, die zur Nutzung der Beeinflussung von Ein-

zelnen oder ganzen Gruppen der Gesellschaft im Hinblick auf die Bildung einer bestimmten Meinung oder Ein-

stellung angewendet werden. (vgl. Duden online, https://www.duden.de/rechtschreibung/Indoktrination) 
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weibliche und männliche Jugendliche beinhalten, mit besonderer Berücksichtigung auf die 

Mädchen und jungen Frauen und als dritten und letzten Faktor, eine motivierte und engagier-

te, sowie kompetente Lehrperson. Zum ersten Aspekt, welcher auch schon im Kapitel 3.6.5 

erwähnt wurde, ist zu sagen, dass politische Themen Schüler*innen leichter vermittelt und 

anschaulich dargestellt werden können, wenn ein Lebensweltbezug stattfindet. Dabei ist es 

sinnvoll lebensweltliche Beispiele, die die Schüler*innen direkt oder indirekt betreffen, oder 

mit denen sie schon in Berührung gekommen sind, zu wählen, da dies zu einem erhöhten poli-

tischen Interesse führen kann. Dadurch kann Politik erlebbar und erfahrbar gemacht werden, 

wodurch es Schüler*innen leichter fällt komplizierte, politische Zusammenhänge zu verste-

hen. Wenn eine Verbindung zur Lebenswelt von Jugendlichen erfolgt, können junge Men-

schen sehen, dass vielleicht auch sie etwas bewirken können, wenn sie sich dafür einsetzen. 

Vielfach erlebt politisches Interesse und das daraus resultierende politische Engagement dann 

eine Steigerung, wenn es sich um Themen handelt, die die Jugendlichen besonders betreffen, 

wie beispielsweise die aktuelle Debatte zum Klimaschutz. Vorbilder, wie aktuell Greta Thun-

berg eines geworden ist, sind für Mädchen und junge Frauen besonders wichtig, um sich mit 

diesen identifizieren zu können. (vgl. Oberle, 2013, 175; vgl. Autorengruppe Fachdidaktik, 

2017², 126).  

 

Der nächste politikdidaktische Aspekt, welcher Erwähnung in der Literatur findet, sind gen-

dergerechte Unterrichtsmaterialien für den Politikunterricht. Dabei ist es Aufgabe der Lehr-

person auf die darin verwendete gendersensible Sprache zu achten, vor allem bei eigenen Ma-

terialien. In neueren Schulbüchern ist dies zum Teil schon umgesetzt worden, aber auch hier 

gilt es sensibel und kritisch zugleich zu sein, bei der Auswahl an Kapitel und gegebenfalls mit 

den Schüler*innen gewisse Stellen zu diskutieren, die nicht gendersensibel formuliert sind, 

oder Klischees und stereotype Geschlechterrollen enthalten. Vor allem Mädchen und junge 

Frauen benötigen außerdem politische Vorbilder, welche bei Übungsbeispielen, Textpassagen 

oder in anderen Materialien angeführt werden, um zu erkennen, dass es viele politisch enga-

gierte und mächtige Frauen gab, die schon so viel erreicht haben und welche ruhig als „role 

models“ bezeichnet werden können. Auf eine Ausgeglichenheit von männlichen und weibli-

chen Vorbildern ist bei der Materialwahl zu achten. Durch diese Achtsamkeit seitens der 

Lehrperson, kann politisches Interesse ebenso erblühen, da Frauen in der Politik sichtbar ge-

macht werden und sich möglicherweise dadurch Mädchen und junge Frauen mehr angespro-

chen fühlen, wenn politische Themen im Unterricht besprochen werden (vgl. Oberle, 2013, 

177).  
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Wie gesehen werden kann, hängen viele Faktoren, die vor allem im politikdidaktischen Sinne 

große Wichtigkeit haben, von der Kompetenz und der Bereitschaft der Lehrer*innen, politi-

sche Themen in den Unterricht regelmäßig einfließen zu lassen. Deshalb wird hier der letzte, 

bereits in Kapitel 3.6.5 angesprochene Aspekt zur Interessenssteigerung, aufgegriffen und 

vertieft. Vieles hängt nämlich von einer motivierten, engagierten und kompetenten Lehrper-

son ab, die leidenschaftlich politische Themen unterrichtet. Dieses Lehrer*innenbild leitet 

sich von John Hattie und seiner Hattie-Studie ab, welche im Jahr 2009 erschienen ist. Dabei 

wird die Lehrperson in den Mittelpunkt gestellt und ihre Expertise, Leidenschaft und Kompe-

tenz auf den Prüfstand gestellt. Hattie ist der Meinung, dass eine gut funktionierende und er-

folgreiche Schule, mit leistungsstarken Schüler*innen, nur mit kompetenten und engagierten 

Lehrkräften bestehen kann. Dabei sagt er aus, dass das was Lehrer*innen aktiv tun einen hö-

heren Einfluss hat, als die Persönlichkeit der Lehrpersonen. Auch die Aussage: „What some 

teachers do matters“ ist wichtig, da hier deutlich gemacht werden kann, dass nicht jegliches 

Lehrer*innenhandeln wirklich den erwünschten Erfolg bringt, sondern dass eben besondere 

Formen desselben Handelns zu den gewünschten Schüler*innenleistungen führen (vgl. Hattie, 

2009, 22f; vgl. Steffens/Höfer, 2014, 6-8).  

 

Ein besonders interessantes Unterrichtsbeispiel, welches sich sehr gut für die Umsetzung von 

regelmäßiger politischer Bildung im Fach Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung und 

nicht allzu viel Zeit in Anspruch nimmt, etwa fünf bis zehn Minuten insgesamt, ist das Ein-

führen von „Nachrichtensprecher*innen“, die jede Unterrichtsstunde eröffnen. Das ist eine 

Methode, die Schüler*innen zur Erreichung von zusätzlicher Mitarbeitsleistung verhilft und 

folgendermaßen didaktisch eingesetzt wird: es melden sich jede Woche zwei Schüler*innen 

für die kommende Woche dafür und haben dann die Aufgabe eine Woche lang Zeitungen zu 

lesen, Nachrichten im Fernsehen oder im Radio zu verfolgen, oder sich online über aktuelle 

Ereignisse zu informieren und diese dann kurz und bündig für die Klasse aufzubereiten. Als 

Input für politische Bildung wäre es sinnvoll, nur politische Themen aus dem In- und Ausland 

zu verfolgen, es kann aber natürlich je nach Bedarf variiert werden. Diese zwei „Nachrichten-

sprecher*innen“ eröffnen die Stunde mit den aktuellen News zu politischen Ereignissen und 

haben pro Person je zwei Minuten Zeit. Anschließend stellen Klassenkameraden passende 

Fragen dazu, oder schreiben diese auf einen Zettel, der beispielsweise für eine kurze schriftli-

che Wiederholung genutzt werden kann.  
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Neben Unterrichtsbeispielen sind auch politische Lernimpulse von außerschulischen Orten 

bedeutsam, wie etwa die Demokratiewerkstatt in Wien, welche hier Erwähnung finden sollte. 

Die Demokratiewerkstatt, welche 2007 eröffnet wurde, bringt Kindern und Jugendlichen im 

Alter von 8 bis 14/15 Jahren die Inhalte zu Demokratie und Parlamentarismus näher. Die poli-

tischen Themen werden lebendig, spielerisch und altersadäquat vermittelt und begeisterten 

schon 112.000 Schüler*innen. Dieses Angebot wird als Ergänzung zum Unterricht und als 

Politische Bildung in der Praxis verstanden und ist eine wichtige Grundlage für politische 

Partizipation, Medienkompetenz und die Bereitschaft die eigene Meinung einzubringen und 

sich im demokratischen System zu positionieren. Einen gewissen Wettbewerbscharakter weist 

die Demokratiewerkstatt durch die Ernennung des Demokratiewerkstatt-Profis auf. Dabei 

können Schüler*innen, welche mindestens vier Workshops absolviert und sich wiederholt mit 

Fragen zu Demokratie und Parlament auseinandergesetzt haben, vom Präsidenten des Natio-

nalrates zum Demokratiewerkstatt-Profi ausgezeichnet werden. Hierbei bekommen sie zur 

Anerkennung für ihr Interesse eine Medaille und Urkunde überreicht (vgl. Republik Öster-

reich, 2019). Solche Angebote sind besonders wichtig für Schüler*innen, um das politische 

Wissen, die eigene politische Kompetenz und das politische Interesse zu steigern, aber auch 

für Lehrer*innen, die ihren Unterricht mit praxisnaher politischer Bildung bereichern wollen.  

 

Solche didaktischen Impulse decken viele bereits erwähnte Faktoren, die es zu beachten gilt, 

ab. Diese Unterrichtsmethode trägt dazu bei, dass sich Schüler*innen regelmäßig im Laufe 

des Schuljahres über politische Themen informieren und diese tatsächlich im Unterricht the-

matisieren, so wird die Auseinandersetzung mit Politik für Lernende zum Alltag. Außerdem 

nimmt diese Methode wenig Zeit in Anspruch, was den Lehrpersonen entgegenkommt, die 

bei Umfragen (vgl. Mittnik, 2017, 60-62, 67f) angegeben haben, dass vor allem der strikte 

und sehr umfangreiche Lehrplan sie daran hindert, mehr politische Themen in ihren Unter-

richt zu integrieren (vgl. Larcher/Zandonella, 2014, 21). Wenn Schüler*innen durch diese 

regelmäßigen Berichterstattungen über die aktuellen politischen Ereignisse informiert sind, 

könnte dies sie auch dahingehend motivieren, sich auch selbst in ihrer Freizeit mit politischen 

Themen vermehrt auseinanderzusetzen. Da Wissen und Interesse, wie bereits dargelegt, in 

wechselseitiger Beziehung zueinanderstehen (vgl. Autorengruppe Fachdidaktik, 2017², 123), 

dann kann die Hypothese aufgestellt werden, dass durch solche Unterrichtsmethoden das poli-

tische Interesse von Schüler*innen gesteigert werden kann. Wenn sie regelmäßig mit politi-

schen Themen konfrontiert werden, schult dies auch eine gewissen Sensibilität und Hellhö-

rigkeit für politische Debatten und ermöglicht es Jugendlichen, sich vermehrt in Diskussionen 
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zu bewegen, in denen sie auch ernst genommen werden, weil sie eben schon gut informiert 

sind. Das wiederum stärkt das politische Selbstvertrauen und trägt zu einem stärkeren Selbst-

bild bei (vgl. Oberle, 2013, 177). Durch die aus der intensiven Recherche gewonnenen Er-

kenntnisse, kann festgehalten werden, dass politisches Interesse gerade bei Mädchen und jun-

gen Frauen aktiv im Unterricht gestärkt werden muss. Dabei geht es in erster Linie um das 

ernst Nehmen von weiblichen Jugendlichen und ihre politischen Kompetenzen. Eine Steige-

rung des politischen Interesses könnten gezielte politisch interessante Angebote für Schüle-

rinnen bewirken, wodurch ihnen gezeigt wird, dass Politik auch für ihr Leben relevant ist und 

man dadurch etwas bewirken kann. Dieser lebensweltliche Bezug ist natürlich für beide Ge-

schlechter wichtig, aber für Mädchen und junge Frauen im Besonderen, weil hier das politi-

sche Interesse noch intensiver gestärkt werden muss. Es geht dabei vor allem um das Sicht-

barwerden von weiblichen Jugendlichen in der Schule, aber auch in der Öffentlichkeit, Ge-

sellschaft und Politik (vgl. Kreisky/Sauer, 1995, 15). Schülerinnen muss die Möglichkeit ge-

geben werden, selbst aktiv zu werden und sich zum Beispiel im Klassenverband oder in der 

Schule zu beteiligen (vgl. Arbeitsgruppe Fachdidaktik, 2017², 126).  

 

Es können dabei vielfache Angebote und Aufgaben erteilt werden, wie beispielsweise die 

Wahl zum Klassen- oder Schulsprecher oder das Beteiligen an einer Schülervertretung, um 

demokratisches und politisches Lernen zu ermöglichen und selbst zu erleben. Hierbei sollte 

darauf geachtet werden, dass gerade Mädchen und junge Frauen dazu ermuntert werden, sich 

für solche Positionen aufstellen zu lassen und selbsttätig zu werden. Dieses selbstständige und 

aktive Tun stärkt das (politische) Selbstvertrauen und steigert das Selbstwertgefühl (vgl. 

Oberle, 2013, 177) von Schülerinnen, was dazu beiträgt, dass sie durch das gewonnene Ver-

trauen vermehrt politisches Interesse zeigen. Es geht im Endeffekt nicht darum, aus allen 

Schülerinnen Politikerinnen zu machen, sondern Mädchen und jungen Frauen zu zeigen, wie 

wichtig es ist, sich für die eigenen Rechte stark zu machen und Politik endlich auch zur Frau-

ensache zu machen.  

 

Ein wichtiger abschließender Punkt zu diesem Abschnitt ist auch die Sensibilisierung der Ju-

gendlichen für einen kritischen Umgang mit Medien. Solche Unterrichtsmethoden können 

auch als Anlass genommen werden, um ein und dasselbe politische Thema beispielsweise in 

unterschiedlichen Zeitungen zu recherchieren und dann auf die Unterschiede im Unterricht 

einzugehen. Das schult die kritische Urteilskompetenz (siehe Kompetenzmodell; vgl. Kram-

mer et al., 2008, 6-9) und trägt zu einem reflektieren Umgang mit „fake News“ und Co. bei. 
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Die Aufgabe von Lehrkräften liegt darin, den Schüler*innen aufzuzeigen, worin der Unter-

schied zwischen einer kompetenten und unabhängigen Berichterstattung und Boulevardblät-

tern liegt. Wichtig ist dabei die Selbsterkenntnis von Lernenden, wenn sie dies durch eigene 

Recherchen selbst herausfinden. Dieser Punkt wurde auch im Experteninterview von Duzdar 

erwähnt, alles was Schüler*innen selbst herausfinden, recherchieren, entdecken oder analysie-

ren bleibt in Erinnerung und trägt zu neuen Erkenntnissen bei, was wiederum auch das politi-

sche Interesse steigern kann. 

 

Wenn Schülerinnen das Gefühl bekommen, dass Politik nicht nur etwas Abstraktes, schwer 

Verständliches ist, sondern auch von ihnen in gewisser Weise ausgeübt und verstanden wer-

den kann, ist das ein großer Schritt in die richtige Richtung. Der Handlungsrahmen muss 

hierbei stärker in den Fokus gesetzt werden, um zu zeigen, dass sich eine Auseinandersetzung 

mit politischen Themen auch tatsächlich lohnt. Viele Menschen (und das betrifft nicht nur die 

Jugend) gehen davon aus, dass sie in der Politik sowieso nichts bewirken können und sich 

deshalb politisches Engagement für sie nicht lohnt. Solche Einstellungen werden von Eltern 

oder anderen erwachsenen Bezugspersonen dann an Jugendliche weitergegeben und dadurch 

kann politisches Interesse stark gehemmt werden.  

 

Empirische Untersuchungen (siehe z.B. österreichische Werte-Studie) haben ergeben, dass 

vor allem Menschen aus sozial benachteiligten, bildungsfernen Elternhäusern oftmals diese 

Einstellung übernehmen und verinnerlichen. Desinteresse führt oftmals dazu, dass das politi-

sche System und politische Zusammenhänge als zu komplex und undurchschaubar wahrge-

nommen werden und dadurch keine eigenen Gestaltungsmöglichkeiten erkannt werden, an 

welche ein eigenes Engagement angesetzt werden könnte. Im Gegensatz dazu kann deutlich 

gezeigt werden, dass das Interesse an Politik und die Bereitschaft zum politischen Engage-

ment in einem engen Verhältnis zueinanderstehen und sich politisch stark interessierte Men-

schen mit großer Wahrscheinlichkeit auch als aktive Gestalter*innen von Politik wahrnehmen 

(vgl. Heinzelmaier/Ikrath, 2011, 54f). Aus politikdidaktischer Perspektive ist es auf jeden Fall 

wünschenswert so viele Schüler*innen wie möglich zu aktiven Gestalter*innen von Politik zu 

machen und ihnen dabei zu helfen ihre eigene politische Urteilsbildung zu entwickeln und die 

politischen Systeme soweit zu durchschauen, dass eine aktive Teilhabe am politischen Leben 

möglich ist.  
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6. Diskussion 
 

Die im letzten Kapitel präsentierten Erkenntnisse, die sich im Laufe der Arbeit herauskristalli-

siert haben, werden nun an dieser Stelle diskutiert und kritisch reflektiert. Schon die Beant-

wortung der Fragestellungen hat gezeigt, dass sich die anfangs formulierten Fragen eher aus-

geweitet, als verengt haben und viele Punkte, die bei den Erkenntnissen relevant waren, nicht 

in den Kernforschungsfragen miteingeschlossen waren. Im Laufe des Arbeitsprozesses hat 

sich herausgestellt, dass nicht nur das Geschlecht und der Bildungshintergrund, sondern vor 

allem auch das Alter, sowie die Lehrperson in der Schule eine wichtige Rolle bei der Ent-

wicklung des politischen Interesses spielen. Als wichtige Erkenntnis zählt auch, dass der Mig-

rationsfaktor bei dem politischen Interesse von Schüler*innen im deutschsprachigen Raum 

eher weniger Einfluss hat und es hierbei mehr auf das Alter (Generationenabhängig) und den 

Bildungs- und Sozialisationshintergrund von jungen Menschen ankommt.  

 

Trotz der so eindeutigen Studienergebnisse, die belegen, dass weibliche Jugendliche ihr poli-

tisches Interesse und die eigene politische Kompetenz deutlich geringer einschätzen, als ihre 

männlichen Altersgenossen ist das Ergebnis kritisch zu hinterfragen und zu diskutieren. Da-

gegen spricht nämlich, wie zuvor angesprochen, dass sich junge Frauen in den letzten Jahren 

zu den Bildungsgewinnerinnen in der Gesellschaft etabliert haben und deshalb, durch ihren 

tendenziell höheren Bildungsabschluss, eigentlich ein eher höheres Interesse aufweisen soll-

ten, da der Bildungshintergrund, wie bereits erwähnt, als Faktor für Politikinteresse einen ho-

hen Einfluss hat (vgl. Schneekloth, 2015). Für diesen Ansatz sprechen auch internationale 

Ergebnisse der ICCS Studie, die belegen, dass weibliche Jugendliche bei dem Abfragen von 

politischem Wissen, besser abgeschnitten haben, als ihre männlichen Altersgenossen (vgl. 

Arnold et al., 2011).  

 

Ein ebenso relevanter Ansatz, der in der Arbeit thematisiert wurde und an dieser Stelle noch-

mals aufgegriffen werden soll, ist die Forderung nach einem gendergerechtem Unterricht (vgl. 

Oberle, 2013, 174-178), der kritisch und reflektiert mit Geschlechterstereotypen umgehen 

muss. Die Aufgabe von Lehrkräften liegt hierbei in der Reflexion und Dekonstruktion von 

eigenen Vorurteilen und etwaigen Rollenklischees gemeinsam mit den Schüler*innen. Dabei 

sollen auch Unterrichtsmaterialien, Medien etc. genau auf diese Thematik hin untersucht wer-

den, um den Lernenden zu zeigen, wo gendersensible Sprache zum Vorschein kommt und wo 

kein Wert darauf gelegt wird. Gendersensibel zu unterrichten, heißt, nicht nur insbesondere 

weibliche Jugendliche in ihrem politischen Selbstwertgefühl zu stärken, sondern auch auf 
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Schüler*innen, die sich der LGBTQ-Community verbunden fühlen, miteinzubeziehen. Dieser 

Aspekt wurde bislang hier noch nicht thematisiert, ist aber auf jeden Fall sehr aktuell und 

muss deshalb auch angeführt werden. Im Laufe der Recherchen, zeigte sich, dass keine weite-

ren Angaben oder Kategorien des Geschlechts, abseits von männlich und weiblich, angegeben 

werden konnten. Durch die, in Deutschland seit 1.1.2019, rechtskräftige Einführung des drit-

ten Geschlechts, mit der Bezeichnung divers (d), die ab nun im deutschen Geburtenregister 

eingetragen werden kann (vgl. Deutscher Bundestag, 2018), wird es auch für weiteren For-

schungen und Studien von Bedeutung sein, drei Geschlechtszugehörigkeiten auswählen zu 

können. Die dadurch entstandenen neuen Ansätze zu diesem Thema, stellen einen wichtigen 

Beitrag zu weiteren wissenschaftlichen Beiträgen zum gendersensiblen Unterricht in der 

Schule.  

 

Die erste Monografie zum politischen Interesse von Jugendlichen wurde vor 15 Jahren von 

Christiane Schmid (2004) verfasst. Es gab natürlich davor viel Literatur und eine Vielzahl an 

wissenschaftlichen Beiträgen zum politischen Interesse von Jugendlichen, aber es wurden 

unter anderem auch andere Bezugspunkte thematisiert und das Interesse war eher ein neben-

sächliches Thema. Auch der Geschlechterbezug wurde schon sehr früh in den Studien und 

Erhebungen zum politischen Interesse von Jugendlichen berücksichtigt, wobei anschließend 

selten explizite Ansätze zur Förderung von Mädchen und jungen Frauen genannt wurden, 

sondern diese Ergebnisse meist als gegeben angesehen wurden. Dabei wäre genau das im An-

schluss wichtig, denn wenn Studienergebnisse zeigen, dass sich ein Geschlecht aufgrund viel-

fältiger sozialer und bildungspolitischer Faktoren benachteiligt fühlt und deshalb ein geringe-

res Selbstvertrauen in die eigenen politischen Fähigkeiten und Fertigkeiten entwickelt und 

dementsprechend auch ein niedriges politisches Interesse aufweist, wäre es wichtig bildungs-

politische Maßnahmen zu setzen und Lehrkräfte dahingehend auch zu sensibilisieren, um zu-

mindest seitens der Schule einen entgegenwirkenden Effekt zu erzielen.  

 

Lehrpersonen, die einen so wichtigen Auftrag und so viel Verantwortung in dieser Hinsicht 

tragen, müssen besser ausgebildet und im Bereich der politischen Bildung auch nach ihrem 

Abschluss weiter geschult werden. Wie sich in Erhebungen (vgl. Mittnik, 2017, 66f; vgl. Lar-

cher/Zandonella, 2014) zeigte, haben Lehrer*innen hohes Interesse an Weiter- und Fortbil-

dungen, nutzen das derzeitige Angebot aber noch nicht in vollem Maße. Deshalb wäre es ziel-

führend, dass Weiter- und Fortbildungsprogramm in diesem Bereich weiter auszubauen und 

zu überarbeiten, um Lehrer*innen besser anzusprechen und dazu zu motivieren, sich für sol-
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che Angebote bereitzuerklären. In welchem Ausmaß politische Bildung in der Schule, in den 

unterschiedlichen Unterrichtsfächern, aber vor allem auch im Fach Geschichte und Sozial-

kunde/Politische Bildung tatsächlich unterrichtet wird, hängt noch immer weitgehend von der 

Motivation und dem politischen Interesse von Lehrpersonen ab. Deshalb kommt es auch bei 

Jugendlichen zu einem so unterschiedlichen Wissensstand und in weiterer Folge auch zu einer 

differenten Interessensbildung. Um Schüler*innen dahingehend besser zu bilden, ist es wich-

tig, sich nicht nur auf das Engagement einzelner Lehrpersonen zu verlassen, sondern ganz-

heitlich anzusetzen und politischer Bildung eine wichtigere Rolle in der Ausbildung von Leh-

rer*innen zuzusprechen. Wiener Lehrer*innen (vgl. Mittnik, 2017, 66-68; vgl. Lar-

cher/Zandonella, 2014) fordern außerdem überarbeitete und qualitativ hochwertigere Lehrma-

terialien und Schulbücher, um professionelles Arbeiten zu ermöglichen bzw. für Lehrkräfte zu 

erleichtern, sowie mehr Weiterbildung im Bereich der politischen Bildung. Im Zuge der Er-

füllung dieser Forderungen, kann ein kritisch-reflektierter Blick auch auf die gendersensible 

Sprache und Gleichberechtigung gerichtet werden, um auch hier ein Zeichen zu setzen und 

(politische) Vorbilder für weibliche Jugendliche zu schaffen bzw. diese sichtbar zu machen 

(vgl. Oberle, 2013, 177; vgl. Kreisky/Sauer, 1995, 15).  

 

Das letzte Thema, welches es an dieser Stelle noch zu diskutieren gilt, ist die Beziehung zur 

Jugend und ihrem politischen Engagement. Dieser Aspekt wurde in der vorliegenden Arbeit 

eher als Zweitrangig erachtet, weil es vorwiegend um das politische Interesse von Schü-

ler*innen ging und weniger um die aktive Beteiligung, dennoch gibt es eine klare Verbindung 

zwischen dem politischen Interesse und dem politischen Engagement von Jugendlichen. Stu-

dien ergaben, dass sich Jugendliche, die sich selbst als politisch interessiert oder stark interes-

siert bezeichneten, auch eher dazu neigten, sich auch politisch zu beteiligen oder für andere 

im Alltag aktiv zu werden Dabei zeigte sich im Geschlechtervergleich, dass sich Frauen ten-

denziell öfter für andere einsetzen und aktiv werden oder sich für politische und soziale The-

men engagieren, als Männer (vgl. Schneekloth, 2015, 197; vgl. Schneekloth, 2010, 154).  

 

Das politische Engagement hängt offensichtlich mit dem politischen Interesse zusammen, 

denn wer sich engagiert, ist meist auch in einer weise politisch interessiert, umgekehrt aber 

gibt es viele junge Menschen dir zwar interessiert sind, aber sich nicht unbedingt im Alltag 

politisch einsetzen. Wichtig ist dabei die Thematisierung solcher Aktionen im Unterricht, um 

den Schüler*innen ihre Möglichkeiten der aktiven politischen Teilhabe aufzuzeigen und sie 

dementsprechend vielleicht auch zu motivieren, selbst einmal politisch aktiv zu werden. Alle 
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diese Themen und Inhalte, welche im Unterricht jederzeit aufgegriffen werden können, tragen 

dazu bei, dass das politische Interesse von Schüler*innen gestärkt und Neugierde geweckt 

wird. Das ist der schulische Auftrag von Lehrpersonen, insbesondere von Lehrer*innen, die 

das Fach Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung unterrichten.  

 

Kritisch reflektiert muss zu guter Letzt aus das allgemeine Trennen der Subgruppen und er 

Unterscheidung zwischen männlichen und weiblichen Jugendlichen, da aus feministischer 

Sicht, schon diese Sichtweise eine Diskriminierung darstellen könnte, denn somit wird von 

Haus aus davon ausgegangen, dass ein Unterschied zwischen den Geschlechtern besteht. In 

dieser Arbeit wurde differenzierte Sichtweise deshalb angewandt, weil es kaum Literatur oder 

empirische Studien gibt, die sich mit dem politischen Interesse von Mädchen und jungen 

Frauen auseinandersetzen. Deshalb war hier notwendig auf die empirischen Studien, welche 

die Jugendlichen in zwei Subgruppen unterteilten und den Geschlechterunterschied untersuch-

ten, zurückzugreifen und auf diese einzugehen. Dadurch konnten wichtige Erkenntnisse für 

die Jugend- und Interessensforschung gewonnen werden. Wünschenswert wäre es trotzdem 

auch im Sinne der Gender Studies hier weitere Studien, die nur auf Mädchen und junge Frau-

en bezogen sind, anzudenken.  

 

7. Forschungsausblick 
 

Das politische Interesse von Schüler*innen wird in vielen Studien über Jahre hinweg immer 

wieder erhoben, weil die Ergebnisse für die Gesellschaft von großer Bedeutung sind. Bei den 

Shell Jugendstudien nimmt die Frage nach dem politischen Interesse einen zentralen Stellen-

wert ein und wird seit Jahrzehnten erhoben. Die neue 18. Shell Jugendstudie erscheint im Ok-

tober 201916 und wäre für die weitere Erforschung dieses Themas besonders spannend, vor 

allem, um einen noch aktuellen Bezug zur heutigen Jugend herzustellen und einen Vergleich 

im politischen Interesse der deutschen Jugendlichen in den letzten vier Jahren zu ziehen. Ob 

sich der leichte Trend, der sich seit 2006 bemerkbar gemacht hat, zu mehr politischem Inte-

resse und Engagement bei Jugendlichen weiter fortsetzt, wird sich herausstellen, wobei die 

Anzeichen dafür sehr wohl vorhanden sind, wenn man aktuelle Ereignisse, wie beispielsweise 

die weltweiten „Fridays for Future“ Streiks von jungen Menschen betrachtet.  

 

                                                         
16 Information zur Erscheinung der 18. Shell Jugendstudie, entnommen von der Homepage der Royal Dutch 

Shell Company Deutschland, online unter: https://www.shell.de/medien/shell-presseinformationen/2018/neue-

shell-jugendstudie-in-2019.html 
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Die vorliegende Arbeit kann als Input genommen werden, um den Fokus intensiver auf junge 

Frauen und ihre politischen Interessen zu setzen, denn diese gilt es aktiv schon in jungen Jah-

ren zu fördern und in ihrem politischen Selbstbewusstsein zu stärken, um Stereotype und Un-

gleichheiten hinter sich zu lassen. Ein Beispiel für die Förderung von Frauen in der Politik ist 

ganz aktuell im Februar 2019 in Österreich ins Leben gerufen worden. Das Land Steiermark 

hat hierbei ein Initiative unter dem Titel: „Weiblich. Politisch. Steirisch. Eine Anregung für 

und von Frauen in der Politik“17 gestartet, um mehr Frauen und vor allem junge, an Politik 

interessierte Frauen, aktiv zu stärken, ihnen ihre Partizipationsmöglichkeiten aufzuzeigen und 

sie für Politik zu begeistern (vgl. Groiss, 2019). Diese Initiative ist ein sehr gutes Beispiel 

dafür, was die Politik bzw. der Staat machen könnten, um die Neugierde an Politik bei jungen 

Frauen zu wecken und ihren Beitrag dazu zu leisten, dass der gender gap im politischen Be-

reich verringert wird. 

 

Durch die Beantwortung der Forschungsfragen sind neue Fragen aufgeworfen worden, die in 

weiteren wissenschaftlichen Auseinandersetzungen thematisiert werden könnten. Folgende 

Fragen sind damit gemeint: Inwiefern findet gendersensibler Unterricht statt und welche di-

daktischen Methoden wenden Lehrpersonen für die Umsetzung an? Durch welche Evaluie-

rungsmethoden können Ergebnisse oder mögliche Erfolge sichtbar gemacht werden? Dazu 

wären eine Analyse und Erforschung des politischen Unterrichts an den Schulen im Kontext 

von gendergerechtem Unterrichten notwendig, um dieser Frage auf den Grund zu gehen. Es 

wäre interessant in einer empirischen Studie herauszufinden, ob es Lehrer*innen, durch den 

Einsatz von geeigneten gendersensiblen Methoden und Aufgabenstellungen im Unterricht 

gelingt, Mädchen und junge Frauen tatsächlich für politische Themen zu begeistern und wie 

sich das auf die Schüler*innen und ihr etwaiges politisches Engagement auswirkt. Hier gilt es 

nun die theoretischen Ansichten und die Studienerkenntnisse, die gewonnen wurden, mit der 

gelebten Praxis in den Schulen zu verbinden, um die Qualität solcher Konzepte und Modelle 

sicherzustellen und gewährleisten zu können.  

 

Somit wäre der nächste logische Schritt in einem Forschungsunterfangen, mit den Erkenntnis-

sen in die Schulen zu gehen und anhand von quantitativen und qualitativen Methoden heraus-

zufinden, wie sich das politische Interesse von Schüler*innen im Laufe der Zeit durch den 

Einsatz von gendersensiblen Methoden verändert hat. Kann noch immer ein deutlicher Unter-

                                                         
17 Nähere Informationen dazu, online unter: 

https://www.verwaltung.steiermark.at/cms/dokumente/12374758_125465814/a627db7d/FrauenPolitikStmk_162

x235-02-04.pdf [20.4.2019] 

https://www.verwaltung.steiermark.at/cms/dokumente/12374758_125465814/a627db7d/FrauenPolitikStmk_162x235-02-04.pdf
https://www.verwaltung.steiermark.at/cms/dokumente/12374758_125465814/a627db7d/FrauenPolitikStmk_162x235-02-04.pdf
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schied im politischen Interesse zwischen den Geschlechtern wahrgenommen werden, oder ist 

es tatsächlich möglich, nach ein paar Jahren, einen in etwa gleichen Wert von Jugendlichen zu 

erhalten? Ein herausforderndes, aber doch realistisches Ziel wäre ein Ergebnis von knapp über 

50%, welches anzeigt, dass sich mehr als die Hälfte der Jugendlichen für politische Themen 

interessiert und ein kaum wahrnehmbarer Unterschied zwischen jungen Frauen und jungen 

Männern zu verzeichnen ist. Ob dieser Wert jetzt schon bei der aktuellen, deutschen 18. Shell 

Jugendstudie, welche im Herbst veröffentlicht wird, herauskommt, gilt abzuwarten.  

 

Anhand derselben Quellen, die für die Beantwortung der vorliegenden Forschungsfragen re-

levant waren, ließe sich außerdem herausfinden, wie sich das Wahlverhalten bei Jugendlichen 

zwischen den Geschlechtern auswirkt. Mögliche Forschungsfragen dazu wären: Wie steht es 

um das Wähler*innenverhalten von Schüler*innen seit der Senkung des Wahlalters auf 16 

Jahre und können Unterschiede zwischen den Geschlechtern festgestellt werden? Diese Fra-

gen würden weitere Fragen nach der links-rechts Positionierung von Jugendlichen (vgl. 

Schneekloth, 2015, 167-169) und der möglichen Hypothese, dass junge Frauen eher zum links 

Wählen tendieren und junge Männer eine Spur weiter rechts von der Mitte positioniert sind, 

die aufgestellt werden könnte, vor allem in Bezug auf den derzeit vorherrschenden Rechts-

druck in ganz Europa, aufwerfen. Studien zum (Erst) Wähler*innenverhalten wurden in den 

letzten zehn Jahren im deutschen Sprachraum häufig gemacht, diese könnten im Zuge der 

Debatte, um das politische Interesse und die Wirkung der Schule in einer weiteren Arbeit ana-

lysiert werden. Es gibt viele Möglichkeiten und ein großes Forschungsfeld, um unterschiedli-

che Aspekte, rund um das Thema politisches Interesse von Jugendlichen, aus wissenschaftli-

cher und didaktischer Perspektive aus, zu beleuchten.  
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Resümee 
 

Abschließend kann gesagt werden, dass das politische Interesse von Schüler*innen ein weites 

wissenschaftliches Feld eröffnet und in vielen empirischen (Jugend-) Studien, wie beispiels-

weise in den Shell Jugendstudien, der österreichischen Jugend-Wertestudie, sowie internatio-

nalen Studien wie der ICCS Studie, erhoben wurde. Die Intentionen dahinter waren stets un-

terschiedlich: oftmals sollten diese und ähnliche Studien Einblick in die Lebens- und Erfah-

rungswelt der jungen Generationen nehmen und über ihre politischen Ansichten und Kompe-

tenzen, das Wertesystem der jungen Menschen und ihre Interessen, Zuneigungen etc. berich-

ten. Für die vorliegende Diplomarbeit waren vor allem politisch bezogene Aspekte relevant, 

welche ausführlich thematisiert wurden. Das Ziel dieser Arbeit war es herauszufinden, wie 

sich das politische Interesse von Schüler*innen entwickelt und welche Faktoren dabei eine 

Rolle spielen. Dies war deshalb wichtig, weil in weiterer Folge didaktische Methoden thema-

tisiert wurden, um das politische Interesse von Schülerinnen im Unterrichtsfach Geschichte 

und Sozialkunde/Politische Bildung gezielt zu fördern. Die gewonnenen Erkenntnisse sollen 

Lehrkräfte dazu sensibilisieren, vermehrt politische Inhalte mit Lernenden im Unterricht zu 

thematisieren und dabei vor allem Mädchen und junge Frauen dazu ermutigen, sich näher mit 

diesem Thema auseinanderzusetzen und ihr politisches Selbstwertgefühl zu steigern.  

 

Die Forschungsfragen, welche zu Beginn ausformuliert wurden, lauteten wie folgt: Wie ent-

steht politisches Interesse bei Schüler*innen und welche Rolle spielen dabei das Geschlecht 

und der Bildungshintergrund? Zu Beginn ist es wichtig darauf hinzuweisen, dass die For-

schungsfragen, aufgrund der empirischen Ergebnisse ausgeweitet wurden und nicht mehr nur 

die Faktoren „Geschlecht“ und „Bildungshintergrund“, sondern auch das „Alter“ und die 

„Migrationsbiografie“ in den Fokus gerückt sind. Aufgrund empirischer Erkenntnisse wurde 

der Aspekt der Migrationsbiografie von Schüler*innen aber wieder ad acta gelegt, weil es 

hierfür zu wenige (aktuelle) Studienergebnisse gab und die, die für die Beantwortung und 

Recherche zugezogen wurden, vermehrt zeigten, dass das politische Interesse bei Kindern und 

Jugendlichen mit Migrationsbiografie aus der zweiten oder dritten Generation, sich nicht 

markant von dem politischen Interesse von Gleichaltrigen ohne Migrationsbiografie unter-

scheidet (vgl. Müssig/Worbs, 2012, 22f). Um nun auf die Forschungsfragen zurückzukom-

men: die Faktoren „Geschlecht“ und vor allem der „Bildungshintergrund“ spielen eine sehr 

große und entscheidende Rolle für die Entwicklung des Politikinteresses von jungen Men-

schen, ebenso wie der Faktor „Alter“.  
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Dafür wurden 15 der relevantesten Ergebnisse aus der Forschungsliteratur und den Jugend-

studien, in Verbindung mit den Ergebnissen des Experteninterviews, erarbeitet, die hier nun 

nochmals präsentiert und vertieft werden.  

 

1. Politische Sozialisation 

Politisches Interesse beginnt schon im Kindesalter und entwickelt sich durch die frühe politi-

sche Sozialisation, welche im Elternhaus beginnt. Dort werden Kinder aber oftmals aufgrund 

ihres Geschlechts unterschiedlich (meist unbewusst und unreflektiert) politisch sozialisiert. Es 

wurde herausgefunden, dass Mädchen tendenziell eher politisch ferner und Burschen eher 

politisch näher sozialisiert werden. Das bedeutet, dass die Grundanlage für politisches Interes-

se aufgrund der gesellschaftlichen, teils stereotypen Sozialisation bestimmt wird und sich in 

der sensiblen Jugendphase weiterentwickelt. Die politische Sozialisation von jungen Men-

schen findet aber nicht nur im sozialen Umfeld statt, sondern auch in der Schule. Deshalb ist 

es umso wichtiger, dass hier gerade das politische Interesse von Schülerinnen gestärkt und 

gefördert wird, damit eine gewisse Nähe zu politisch relevanten Thematiken stattfinden kann 

(vgl. Schmid, 2004, 30; vgl. Westle, 2001, 131; vgl. Westle, 2006, 237).  

 

2. Bildungshintergrund  

Der Bildungshintergrund spielt, sowohl von Eltern und näheren Bezugspersonen, als auch von 

den Jugendlichen selbst, bei der Entwicklung des politische Interesses eine sehr große Rolle. 

Etliche empirische Studien (vgl. Schneekloth, 2011², 130-132; vgl. Schneekloth, 2015, 159f; 

vgl. Heinzlmaier/Ikrath, 2011, 56) haben belegt, dass ein politisch interessiertes, bildungsna-

hes Elternhaus (Maturaniveau der Eltern) und regelmäßige politische Gesprächsanlässe das 

politische Interesse von jungen Menschen enorm beeinflussen können. Dabei wird der positi-

ve Einfluss stärker von Jugendlichen übernommen, als der Negative, was so viel bedeutet wie, 

wenn Eltern viel über Politik und politische Themen mit ihren Kindern diskutieren und diese 

auch unbewusst oftmals wahrgenommen werden, dann ist die Wahrscheinlichkeit größer, dass 

auch das Kind ein höheres politisches Wissen aufweist, als bei einem negativen Einfluss. 

Spannend ist hierbei auch, dass der eigene Bildungshintergrund von jungen Menschen ebenso 

ein wichtiger Aspekt in Bezug auf das Politikinteresse ist. Dabei hat sich herausgestellt, dass 

das politische Interesse umso stärker ausgeprägt ist, je höher der Bildungsabschluss der oder 

des Befragten ist. Eine oftmals erwähnte These dazu lautet, dass es bei höher ausgebildeten 

Menschen in gewisser Weise zum „guten Ton“ gehört, Interesse für politische Themen auf-
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zuweisen und sich mit Gleichgesinnten darüber auszutauschen (vgl. Schmid, 2004, 25-31; vgl. 

Kroh, 2006, 201-206).  

 

3. Alter 

Es hat sich im Laufe der Recherchen herausgestellt, dass das Alter in fast allen Erhebungen in 

Bezug auf das politische Interesse eine größere Rolle spielt, als anfangs gedacht. Zu dem Fak-

tor Alter gibt es unterschiedliche Theorien, die schon im Ergebniskapitel erläutert wurden. 

Dabei geht es grundsätzlich darum, dass das politische Interesse mit zunehmendem Altern 

ansteigt. Unschlüssig sind sich Forschende in puncto Höhepunkt des politischen Interesses, 

denn es gibt Belege dafür, dass der Höhepunkt des politischen Interesses Mitte Zwanzig liegt 

und dann abflacht (vgl. Neundorf et al., 2012; vgl. Prior, 2010). Andere gehen davon aus, dass 

Menschen ab 30+ höheres Interesse an Politik aufweisen, als in den Zwanzigern (vgl. Hoff-

mann-Lange, 20096, 296f). Dritte behaupten, dass der Höhepunkte des politischen Interesse 

erst Anfang bis Mitte 40 liegt und die letzte Hypothese lautet: das politische Interesse ist erst 

ab 60+ voll ausgewachsen (vgl. Maier, 2000, 147-171; vgl. Schmid, 2004, 22f). Prinzipiell ist 

schwer einzuschätzen, welche Theorie nun die richtige oder eher wahrscheinliche ist, denn 

das ist vom Typ Mensch abhängig und wird schlecht verallgemeinert werden können (vgl. 

Schneekloth, 2011², 130f; vgl. Heinzelmaier/Ikrath, 2011, 56; vgl. Arbeitsgruppe Fachdidak-

tik, 2017², 122). 

 

4. Nutzung von Massenmedien 

Ein einflussreicher Faktor für politisches Wissen ist, sich aktiv und regelmäßig über politische 

Themen durch Massenmedien zu informieren. Dabei ist die Nutzung von Massenmedien wie 

etwa Fernsehen, Zeitunglesen, Radiohören oder sich online über diverse Plattformen infor-

mieren, von großer Bedeutung für das politische Interesse von Jugendlichen, denn je mehr 

sich junge Menschen über Medien mit Politik auseinandersetzen, desto größer ist die Wahr-

scheinlichkeit, dass politisches Interesse entsteht. Interessanterweise gaben bei der deutschen 

„Sprichst du Politik?“ Studie Mädchen und junge Frauen an, sich öfter über politische The-

men zu informieren, als Burschen, schätzten ihre Kompetenz aber geringer ein und fühlten 

sich dennoch weniger gut informiert, als ihre männlichen Altersgenossen (vgl. Arnold et al., 

2011, 40). Bezüglich der Häufigkeit der Benützung von Massenmedien, um sich politisch zu 

informieren, liegt das Fernsehen an erster Stelle, dich gefolgt von Zeitungen und Radio (vgl. 

Schneekloth, 2015, 163; vgl. Schmid, 2004, 170). Im Endeffekt ist es für diese Arbeit weniger 

relevant, wie oder über welche Plattformen sich junge Menschen über Politik informieren, 

höhere Bedeutung hat die Tatsache, dass sie es tun und wie oft sie dies tatsächlich machen.  
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5. Politisches (Theorie-) Wissen und politische Kompetenz 

Das theoretische Wissen über politische Systeme und das politische Interesse sind eng mitei-

nander verbunden. Ob nun zuerst das Interesse für politische Themen vorhanden sein muss, 

um sich dann aktiv Wissen anzueignen, oder ob zuerst politisches Wissen aufgebaut werden 

muss, um Interesse für eine Thematik zu entwickeln, ist schwer zu sagen. Wichtig ist, dass ein 

Bewusstsein dafür geschaffen wird, dass sich das Interesse und das Wissen gegenseitig beein-

flussen und beide Teile vorhanden sein müssen, um von tatsächlich politisch aktiven jungen 

Menschen sprechen zu können. Hier liegt auch ein großer Teil der Verantwortung an der 

Schule, die durch ihre Professionalität in der politischen Bildung, kritisch denkende, reflek-

tierte, mündige, junge Bürger*innen bildet, ohne die kein demokratisches System auf Dauer 

funktionieren kann (vgl. Westle, 2006, 236f; vgl. Arbeitsgruppe Fachdidaktik, 2017², 123).  

 

6. Motivierte Lehrpersonen mit politikdidaktischem „Know-how“ 

Das politische Interesse von Schüler*innen kann durch die Motivation und dem Engagement 

der Lehrperson beeinflusst werden und zwar dann, wenn die Begeisterung und die Leiden-

schaft für Politische Bildung von Lehrer*innen, auf die Schüler*innen übergehen. Dieses 

Lehrerbild nach Hattie geht darauf ein, dass es nicht unbedingt nur an der Persönlichkeit des 

Lehrers oder der Lehrerin liegt, man muss also nicht die „geborene Lehrperson“ sein, damit 

„guter“ Unterricht gelingen kann, der Erfolg ist eher vom bestimmten Handeln abhängig. Des 

Weiteren ist es wichtig aus der politikdidaktischen Theorie zu schöpfen und didaktische Prin-

zipien in den Unterricht einzubinden (vgl. Hattie, 2009, 23f; vgl. Steffens/Höfer, 2014, 6-8).  

 

7. Lebensweltbezug im Unterricht 

Einer der wichtigsten Aspekte für eine gelungene und ansprechende Politische Bildung ist der 

lebensweltliche Bezug. Darunter werden Beispiele, Materialien, Sachtexte etc. gemeint, die 

mit der Lebens- und Erfahrungswelt von Schüler*innen zusammenhängen und sie persönlich 

ansprechen. Durch den lebensweltlichen Bezug im Unterricht, der Lernende direkt oder indi-

rekt betrifft, kann politisches Interesse gesteigert werden, weil deutlich gemacht wird, dass 

dieses Thema die Schüler*innen auch tatsächlich betrifft. Außerdem können sie dadurch bes-

ser mitreden, weil ihnen der Kontext nicht ganz fremd ist und sie sich so besser und vielleicht 

auch öfter im Unterricht beteiligen. Für die Lehrperson bedeutet das, dass politische Themen, 

welche in der Stunde erarbeitet werden, immer in einen lebensweltlichen Kontext eingebun-

den werden sollen. Oftmals gelingt dies, wenn lebensweltliche Fragen oder Aspekte so positi-

oniert und ausgerichtet werden, dass eine Brücke zum Politischen geschlagen werden kann 

(vgl. Oberle, 2013, 175; vgl. Autorengruppe Fachdidaktik, 2017², 126).  
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8. Kontroversität im Unterricht 

Die Beachtung der Kontroversität in der politischen Bildung wurde schon im „Beutelsbacher 

Konsens“ (siehe Kontroversitätsgebot, S. 82) und in den heute gültigen didaktischen Prinzi-

pien festgehalten und ist von großer Bedeutung für den Unterricht. Das Kontroversitätsprinzip 

bzw. die Konfliktorientierung gehören zu den didaktischen Prinzipien, welche das Grundge-

rüst für die Ausrichtung von Politischer Bildung darstellen. Lehrer*innen haben hierbei die 

Aufgabe, dieses Prinzip regelmäßig in den Unterricht einzubinden, um eine qualitativ hoch-

wertige Politische Bildung, im Sinne der Politikdidaktik, gewährleisten zu können. Das Kont-

roversitätsprinzip sagt aus, dass es nicht nur „eine, richtige“ politische Sichtweise gibt, son-

dern mindestens zwei Perspektiven bei einer Fragestellung aufgezeigt und thematisiert wer-

den sollen. Durch das Anbieten von kontroversen politischen Positionen kann es Schü-

ler*innen möglich gemacht werden, zu unterschiedlichen politischen Urteilen zu gelangen 

und sich selbst politisch zu positionieren. Dies könnte im Idealfall zur Steigerung des politi-

schen Interesses und Engagements von Schüler*innen beitragen (vgl. Autorengruppe Fachdi-

daktik, 2017², 127; vgl. Ammerer, 2010, 17; vgl. Mittnik et al., 2018, 13f, 24-26).  

 

9. Ernstnehmen und Akzeptieren politischer Positionierungen 

Das Ernstnehmen und Akzeptieren von politischen Positionierungen und Urteilen von Schü-

ler*innen ist ebenso relevant für die Bildung von politischem Interesse und steht in Zusam-

menhang mit dem Kontroversitätsgebot. Die Aufgabe der Lehrperson besteht nämlich nicht 

darin, den Schüler*innen eine politische Position oder Meinung aufzuzwingen, sondern sie 

dazu zu befähigen, eigenständige, kritisch-reflektierte politische Urteile zu fällen. Wenn diese 

erreicht und begründet wurden, dann ist es ebenso wichtig zu zeigen, dass dieses Urteil ernst-

genommen wird, was aber nicht bedeutet, dass es nicht kritisiert werden darf. Kritik und Kri-

tikfähigkeit sind nämlich zentral für die politische Bildung und deshalb dürfen auch Schü-

ler*innen mit Kritik konfrontiert werden, die zu einer reflektierten Auseinandersetzung mit 

den eigenen Wertvorstellungen und Überzeugungen dienen soll und als Ziel Politischer Bil-

dung angesehen werden kann. Voraussetzung für den richtigen Umgang mi Kritik, ist die Art 

und Weise wie Kritik ausgeübt wird. Die Lehrperson soll hier so agieren, wie sie es umge-

kehrt auch akzeptabel finden würde und darf auf keinen Fall die Schüler*innen in irgendeiner 

Hinsicht überrumpeln (siehe Überwältigungsverbot des Beutelsbacher Konsens, S. 82), weil 

dies für die Bildung der eigenen Meinung und Positionierung kontraproduktiv ist (vgl. Mitt-

nik et al., 2018, 26, 51; vgl. BMBWF, 2015, 2-4).  
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10. Partizipationsmöglichkeiten 

Politische Partizipation von jungen Menschen ist ein sehr wichtiges Ziel in der politischen 

Bildung. Lehrpersonen haben hierbei die Aufgabe den Lernenden aufzuzeigen, welche Parti-

zipationsmöglichkeiten in der Klasse bzw. in der Schule für sie bestehen und ihnen dadurch 

die Möglichkeit zu einer Mitsprache und Mitgestaltung im schulischen Umfeld zu bieten. 

Wenn Schüler*innen durch Klassensprecher-, und Schulwahlen dazu animiert werden, sich 

aufstellen zu lassen und für die Rechte von anderen Schüler*innen zu kämpfen, dann ist das 

ebenso eine Art der politischen Partizipation und kann zu einer Steigerung des politischen 

Interesses führen. Schüler*innen sollen erleben, dass Politik ihren Alltag in vielerlei Hinsicht 

beeinflusst und sie selbst auch daran teilhaben können. Dabei gilt es vor allem Mädchen und 

junge Frauen zu einer politischen Partizipation zu motivieren, das ist auch Muna Duzdar im 

Experteninterview besonders wichtig gewesen (siehe Kapitel 4., S. 68, 71) (vgl. Autorengrup-

pe Fachdidaktik, 2017², 126).  

 

11. Gendergerechte Politische Bildung 

Um dem Gender-Schwerpunkt dieser Arbeit gerecht zu werden, ist es wichtig auf die Aspekte 

des gendergerechten Unterrichts im Bereich der politische Bildung einzugehen. Natürlich ist 

gendergerechter Unterricht nicht nur ein Anspruch an das Fach Geschichte und Sozialkun-

de/Politische Bildung, sondern sollte in allen Fächern berücksichtigt werden. Der genderge-

rechte (politische) Unterricht geht mit der Verwendung von gendergerechten Unterrichtsmate-

rialien und einer gendersensiblen Sprache, einher. Wichtige Aspekte sind dabei die Vermei-

dung von sexistischer und diskriminierender Sprache, wobei hier eine kritische Reflexion und 

Evaluation des Unterricht notwendig ist, um Verbesserungen zu erzielen. Betont werden soll, 

dass es sich bei einem gendergerechten Unterricht keinesfalls um eine Benachteiligung von 

Burschen und jungen Männern handelt, sondern eher beide Geschlechter gleichermaßen in 

den Vordergrund gerückt werden sollen (vgl. Oberle, 2013, 174-178).  

 

12. Schaffen von politischen Vorbildern 

Mit dem vorherigen Aspekt geht das Schaffen von politischen Vorbildern einher. Denn dieser 

Punkt bezieht sich im Grunde genommen auf die gendergerechten Unterrichtsmaterialien. 

Dabei sollen Lehrpersonen darauf achten, dass sie in Sachtexten, Büchern, Präsentationen und 

politischen Beispielen viele weibliche Vorbilder und politisch machtvolle Frauen in den Vor-

dergrund stellen, um den Mädchen und jungen Frauen eine mögliche Identifikation mit diesen 

zu ermöglichen. Durch das Kennenlernen von Frauen aus der Politik können eventuell politi-

sche Vorbilder geschaffen werden, die zeigen, dass es Frauen in der Politik und in politisch 
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relevanten Feldern weit schaffen können, was wiederum das eigene politische Interesse von 

Schüler*innen steigern könnte. Dieser Ansatz fördert außerdem das Sichtbar werden von 

Frauen in der Politik (vgl. Oberle, 2013, 177; vgl. Kreisky/Sauer, 1995, 15). 

 

13. Förderung des politischen Selbstwertgefühls 

Politisches Interesse kann bei Mädchen und jungen Frauen durch die Förderung des politi-

schen Selbstwertgefühls gesteigert werden. Dabei ist es wichtig das politische Selbstbewusst-

sein von Schüler*innen im Unterricht zu stärken, sie in ihrer politischen Position und Mei-

nung Ernst zunehmen und dadurch ihr politisches Selbstbild aufzuwerten. Wichtig ist, den 

weiblichen Jugendlichen im Besonderen viele Redeanlässe im Unterricht zu bieten, in denen 

sie ihre politische Meinung bzw. ihr politisches Urteil äußern dürfen und ihren Standpunkt 

vertreten sollen. Da in der Politik die Männer bis heute vermehrt Raum einnehmen und auch 

die Diskussionen im politischen Kontext dominieren (siehe Experteninterview, Kapitel 4., 

S.64), ist es für den Unterricht von großer Bedeutung die Schülerinnen im Besonderen poli-

tisch zu fördern, zu Wort kommen zu lassen und ihre politische Meinung bzw. Kompetenz 

ernst zu nehmen (vgl. Oberle, 2011, 111; vgl. Oberle, 2013, 177).  

 

14. Dekonstruieren von Geschlechterstereotypen 

Ein Anspruch der politische Bildung sollte das Dekonstruieren von Geschlechterstereotypen 

sein, um Rollenklischees und Vorurteile zu überwinden. Dabei sollen im Unterricht mit Schü-

ler*innen die Klischees der „unpolitischen Frau“ und Aussagen wie „Politik ist Männersache“ 

kritisch hinterfragt und reflektiert werden. Dadurch kann ein neues gendergerechtes Bewusst-

sein bei jungen Menschen geschaffen werden, welches die jungen Frauen stärkt und sie in 

ihrem politischen Selbstbewusstsein fördert, was wiederum zu einem gesteigertem politischen 

Interesse führen kann (vgl. Oberle, 2013, 173-175).  

 

15. Engagement in Vereinen und Jugendorganisationen 

Durch politisches Interesse kann vermehrt auch politisches Engagement wahrgenommen wer-

den, welches für die demokratische Gesellschaft von Bedeutung ist. Das Engagieren in politi-

schen Vereinen und Jugendorganisationen liegt zwar laut Shell Jugendstudien nicht unbedingt 

im Trend bei jungen Menschen (vgl. Schneekloth, 2011², 156f), wird aber seitens der Politik 

stark gefordert, denn der Nachwuchsmangel macht sich deutlich bemerkbar. Laut Duzdar soll 

das frühe Engagement in politischen Organisationen das politische Interesse wecken und zu 

einer außerschulischen politischen Sozialisation beitragen (siehe Experteninterview, Kapitel 

4., S. 70; vgl. Hoffmann-Lange, 20096, 299).  
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Ein Vorbild für junge, politisch interessierte Frauen, stellt die Nationalratsabgeordnete Muna 

Duzdar dar, die im Experteninterview auf das Ungleichgewicht von Frauen und Männern in 

hohen politischen Positionen eingeht, sowie für eine Chancengleichheit von Kindern und Ju-

gendlichen aus bildungsfernen Elternhäusern einsteht und jungen Frauen Mut machen will, 

sich zu trauen, politisch aktiv zu werden und selbstbewusst den eigenen (politischen) Weg zu 

gehen. Duzdar hat sich für ein eigenes Fach „Politische Bildung“ ausgesprochen und ist der 

Meinung, dass „gute“ politische Bildung vor allem einen Raum für Diskussionen und Debat-

ten über politische Themen bieten soll und dabei, im Idealfall, die Neugierde der Schü-

ler*innen weckt. Jugendliche sollen die Möglichkeit bekommen, sich ihre eigene politische 

Meinung zu bilden und dadurch das politische Interesse zu entfachen. Politische Bildung soll 

vor allem eine politische Partizipation von Schüler*innen ermöglichen, dieser Punkt hat für 

die Politikerin oberste Priorität.  

 

Zusammenfassend soll nochmals erläutert werden, dass das politische Interesse insbesondere 

bei Mädchen und jungen Frauen in der Schule gestärkt werden muss, weil diese ihr Politikin-

teresse und ihre politischen Kompetenzen tendenziell schlechter einschätzen, als ihre Schul-

kameraden und es deshalb wichtig ist, sie in ihrem politischen Selbstwertgefühl aufzubauen 

(vgl. Schmid, 2004, 168; vgl. Oberle, 2013, 177). Dazu tragen ein gendersensibler Unterricht, 

vielfältige, alltagsrelevante Fallbeispiele und das Aufgreifen von Themen, die die Jugendli-

chen tatsächlich betreffen und interessieren, bei. Außerdem spielt ein abwechslungsreicher 

und motivierender Unterricht, der die Schüler*innen zur aktiven Teilhabe einlädt und sie dazu 

befähigt, selbstbewusst und kritisch-reflektiert ihre politische Meinung zu äußern und diese zu 

vertreten, eine wichtige Rolle, um das politische Interesse zu steigern. Weitere Faktoren, die 

das politische Interesse von Schüler*innen beeinflussen, sind einerseits der Bildungshinter-

grund, sowie die frühkindliche politisch nahe oder ferne Sozialisation und andererseits das 

Alter und zum Teil noch immer das Geschlecht. Gegen gesellschaftlich konstruierte Faktoren 

können aber viele präventive Maßnahmen, auch seitens der Lehrpersonen im Unterricht ge-

setzt werden, die bereits angesprochen wurden, um diese zu minimieren. Die Prognosen ste-

hen aus heutiger Sicht gut, dass sich das politische Interesse von Jugendlichen und im Beson-

deren von weiblichen Jugendlichen, durch den vermehrten politischen Bezug im Unterricht 

und auch außerschulischen Einflüssen, steigert, was als ein sehr wünschenswertes Ziel ange-

sehen werden kann.  
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Anhang 
 

Leitfragen Katalog für das Experteninterview mit Mag. Muna Duzdar 

1. Der Frauenanteil im Nationalrat beträgt derzeit knapp über 37%. Von 50% ist die ös-

terreichische Politik noch weit entfernt. Inwiefern haben es Frauen schwerer in der po-

litischen Landschaft Fuß zu fassen? Welche Eigenschaften müssen politisch interes-

sierte Frauen mitbringen, um heutzutage in der Politik zu bestehen? 

 

2. Frauen mit Migrationsbiografie sind in der österreichischen Politik selten anzutreffen, 

das spiegelt und repräsentiert die gesellschaftliche Realität nicht wider. Woran liegt es, 

dass so wenige Frauen (aber auch Männer) mit Migrationsgeschichte in die Politik 

einsteigen? 

 

3. Bildung ist der Schlüssel für ein erfolgreiches und partizipiertes Leben. Welche Ver-

bindung sehen Sie zwischen politischem Interesse und der Bildungsbiografie von jun-

gen Menschen? 

 

4. Was tut die Politik, was tun politische Parteien, wie beispielsweise die SPÖ, um die 

junge Generation zu erreichen? Werden Maßnahmen gesetzt und wenn ja, welche? 

 

5. Wie stehen Sie zu der Forderung, dass politische Bildung ein eigenes Unterrichtsfach 

wird? Finden Sie es sinnvoll und wenn ja, warum? 

 

6. Wenn es einen Kanon für politisches Wissen gäbe, was dürfte Ihrer Meinung nach 

nicht fehlen? Was sollten junge Menschen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 

oder auch schon früher (Wahlrecht) unbedingt über Politik wissen? 

 

7. Was verstehen Sie persönlich unter „guter“ politischer Bildung? Welche Werte sollten 

im Unterricht vermittelt werden? 
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Abstract 

Diese Diplomarbeit befasst sich mit unterschiedlichen Aspekten, die das politische Interesse von 

Schüler*innen im Unterrichtsfach „Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung“ steigern kön-

nen. Es wird nach den Einflussfaktoren für das politische Interesse gefragt und dabei werden die 

Faktoren „Geschlecht“ und „Bildungshintergrund“ von Lernenden in den Fokus gerückt. Viel 

Raum nimmt der Gender-Aspekt ein, denn es soll herausgefunden werden, wie sich das politische 

Interesse von Mädchen und jungen Frauen entwickelt und wie dieses im Besonderen gefördert 

werden kann. Politische Bildung wird sowohl aus historischer Perspektive, sowie aus politikdi-

daktischer Sicht erörtert. Dabei stehen politische Kompetenzen, das Kompetenzmodell, die Wer-

tevermittlung im Unterricht und vor allem die Rolle der Lehrperson im Vordergrund. Neben dem 

Elternhaus und dem sozialen Umfeld, haben auch Lehrer*innen einen großen Einfluss auf die 

politische Sozialisation von Schüler*innen, dadurch ist es wichtig herauszufinden, was sie konkret 

im Unterricht tun können oder wie sie Politische Bildung im Unterricht gestalten können, um das 

Interesse an Politik, vor allem bei weiblichen Jugendlichen, zu stärken. Durch das Erforschen 

ausgewählter empirischer Jugendstudien und dem Darlegen und Vergleichen von Erkenntnissen, 

sowie einem Experteninterview mit Muna Duzdar, um die politische Sicht auf das Thema mitein-

zubeziehen, soll ein Zusammenspiel aus politikdidaktischer Theorie und gelebter politischer Pra-

xis entstehen. Den größten Erkenntnisgewinn erbringen die 15 wichtigsten Einflussfaktoren, aus 

den Bereichen soziales Umfeld, Schule und Genderforschung, die das politische Interesse von 

Schüler*innen steigern können.  

 

This thesis deals with different aspects which might enhance students’ political interest through 

the school subject “Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung”. A major question of this 

theses is what factors might influence students’ political interest with a special focus on gender 

and students’ educational background. The most important aspect is gender though as it is investi-

gated how the political interest of young women develops and how it can be supported. Political 

education will be looked at from a historical as well as a didactical perspective and focuses on the 

“Kompetenzmodell”, the introduction of values and the teacher’s status in class.  Students’ politi-

cal socialization is not only influenced by their parents and their social environment, but also by 

teachers. This is why it is important to investigate what political activities teachers could integrate 

into their lesson so that especially female students will get interested in it. This thesis will consist 

of a combination of didactical theory and political praxis as it includes gained insights of youth-

studies as well as insights of an interview with Muna Duzdar, a female Austrian politician. The 

thesis’ main findings are gained through the 15 most important influencing factors of social envi-

ronment, school and gender studies, which can influence students’ political interest. 


